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Vorwortk. 

Dem Wunſche der Verlagshandlung entſprechend, habe 
ich die Herausgabe der vorliegenden Textausgabe der 
Landgemeindeordnung in der Faſſung vom 11. Juli 
1913 übernommen. Sie ſoll der Vorläufer der in 
Kürze erſcheinenden, von mir kommentierten Ausgabe 

sein. Der Text des Gemeindeverbandsgesetzes ist als eine 
notwendige Ergänzung der Landgemeindeordnung, die 
in ihrer früheren Fassung Bestimmungen über Gemeinde¬ 
verbände in den 8§ 89 bis 92 enthielt, beigegeben 
worden. Das Gemeindesteuergesetz vom 11. Juli 1913, 
das vom 1. Januar 1915 ab den Abschnitt III A der Land¬ 
gemeindeordnung aufhebt, ift in dieser Ausgabe nicht 
mit zum Abdruck gelangt, da von ihm eine befondere 
Textausgabe erscheinen soll. 

Chemnitz, August 1913. 

Der Herausgeber.
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I. Bekanntmachung 
des Wortlauts der Landgemeindeordnung; 

vom 11. Juli 1913. 

(GVBL. ©. 280.) 

Auf Grund der Ermäcdtigung in Artikel V des Ge- 
fees, Underung und Ergänzung von Bejtimmungen der 
Revidierten Qandgemeindeordnung betreffend, vom 4. Juli 

1912 (G.= u. V.=Bl. ©. 387) wird der gültige Wortlaut der 
Revidierten Landgemeindeordnung unter dem Namen 

Landgemeindeordnung nachstehend mit dem Bemerken 
bekannt gegeben, daß infolge der §§ 86 und 89 des Ge¬ 
meindesteuergesetzes vom 1 1. Juli 1913 (G.= u. V.=Bl. S. 195) 

die Bestimmungen in Abschnitt IIIA (§88 16a bis n) 
und in 8 87 Abfag 1 die Zahlen „16b, 16c, 168” 
vom 1. Januar 1915 ab wegfallen, 

Dresden, am 11. Juli 1919. 

Ministerium des Innern. 

Graf Vitzthum v. Eckstädt. 
Vogel. 

Landgemeindeordnung. 

§ 1. Gegenwärtiges Gesetz leidet auf alle nicht aus¬ 
drücklich als Städte anerkannten Ortschaften Anwendung. 

§ 2. Zu weiterer Ordnung der Gemeindeverhältnisse 
können in Landgemeinden besondere Ortsgesetze errichtet 

werden, die jedoch mit der Landgemeindeordnung nicht 
in Widerspruch stehen dürfen. Alle ortsgesetzlichen Be¬ 
stimmungen bedürfen zu ihrer Gültigkeit der Bestätigung 
durch die Aufsichtsbehörde.



6 J. Landgemeindeordnung. 

I. Von der Gemeinde und dem Gemeindebezirke. 

§ 3. Den Landgemeinden steht das Becht der ju¬ 

ristischen Persönlichkeit und unter der Oberaufsicht des 

Staates (vergl. §8 86 flg.) die selbständige Berwaltung 

ihrer Gemeindeangelegenheiten zu. 

§ 4. Die gegenwärtig vorhandenen Landgemeinden 
bleiben mit ihren Bezirken fortbestehen, solange nicht 
nach Maßgabe der Bestimmungen des gegenwärtigen 
Gesetzes eine Anderung eintritt. 

§ 5. Grundstüche, welche zurzeit noch keinem Ge¬ 

meindebezirke angehören, find, abgejehen von den IN 

SS 79 flg. bemerkten Ausnahmen, einem Stadt= oder 
Landgemeindebezirke zuzuteilen. 

86. Don den Grenzen eines Landgemeindebezirks 
eingeſchloſſene Grundſtücke, welche ſeither auf Grund der 
Bestimmungen im § 15 der Landgemeindeordnung vom 
‘. November 1838 zu einer anderen Gemeinde gehör 
haben, können zwar bei dieser verbleiben, sind jedoc 
in bezug auf die Polizeiverwaltung mit der Land¬ 
gemeinde, in deren Bezirke fie liegen, zu verbinden. 

8 7. () Eine Inderun der beſtehenden Gemeinde— 
bezirke kann nur mit Suftimmung ve beteiligten Ge— 
meinden und, wenn es ſich um die Ein- und Ausbezir¬ 

kung nur einzelner Grundstüche handelt, auch ihrer 
nA Iowie mit Genehmigung der Auffichtsbehörde er: 

() Die Errichtung neuer Landgemeinden, die völlige 
Vereinigung mehrerer einzelner Landgemeinden, ingleichen 
Die Bereinigung einer Tandgemeinde mit einer Stadt: 

gemeinde bedarf der Genehmigung des Minifteriums 
des Innern. 

(3) Von diefem kann im Falle dringenden öffentlichen 
Bedürfnijjes eine jolde Maßregel, nicht minder und 
zwar auch ohne das Vorhandensein dieser Voraussetzung, 
die Vereinigung einzelner bisher zu einer anderen Ge¬ 
meinde oder zu einem selbständigen Gutsbezirke gehöriger



II. Vom Gemeindevermögen. 88 9—11. 7 

Grundſtücke mit einer Stadt oder mit einem Landge— 
meindebezirke, ſei es ganz oder wenigſtens in bezug auf 
Polizeipflege, auch wenn keine Übereinſtimmung ber Be— 
teiligten vorliegt, nach Gehör des Kreisausſchuſſes ver— 
fügt werden. 

8 8. In den 86 und 87 Abſatz 3 erwähnten Fällen 
ſind auf Antrag der Beteiligten die gegenſeitigen be— 
ſonderen Intereſſen zu erörtern und, ſoweit tunlich, aus— 
zugleichen. Kommt eine Vereinigung nicht zuſtande, ſo 
hat in dem Falle von § 6 die Aufsichtsbehörde, in den 
Fällen von § 7 Absatz 3 das MUiinisterium des Innern 
darüber zu entscheiden. 

II. Bom Gemeindevermögen. 
8 9. (1) Das der Gemeinde als solcher zustehende 

Stammvermögen ist in feinem Gesamtbestande unver¬ 
mindert zu erhalten. 

() Eine Abweichung von dieser Vorschrift darf nur 
aus dringlichen Gründen mit Genehmigung der Aussichts¬ 
behörde stattfinden. 

(3) Die Veränderung einzelner Teile des Stammver¬= 
mögens wird hierdurch, wenn nur der Gesamtwert nicht 
verringert wird, nicht ausgeschlossen. 

§ 10. () Außerordentliche Kapitaleinnahmen der Ge¬ 
meinde wachsen dem Stammvermögen zu, sofern nicht 
bei Schenkungen, Vermächtnissen usw. der Geber aus- 
prücklich) etwas anderes bejtimmt hat. 

(2) Der Erlös außerordentlicher Holzichläge in Ge- 

meindewaldungen gehört injoweit zu diefen Einnahmen, 
als nicht die Mehrentnahme gegen den planmäßigen 
oder durchschnittlichen Jahresertrag durch Unterlassen der 
regelmäßigen Holzschläge in den nächstfolgenden Jahren 
ausgeglichen wird. 

§ 11. #) Autzungsrechten, welche allen Gemeindemit¬ 
gliedern als solchen an Teilen des Gemeindevermögens 
oder sonst zustehen, kann der Gemeinderat entsagen. 
Sie können auch durch den Gemeinderat auf die Ge¬
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meinde als solche übertragen werden. Insoweit dergleichen 
Rechte aber einen Antrag auf Gemeinheitsteilung zu 
begründen geeignet ſind, muß vor Ausführung eines 
solchen Beschlusses durch ortsübliche Bekanntmachung 
jedem Autzungsberechtigten freigestellt werden, innerhalb 
einer Frist von 3 Monaten auf Teilung anzutragen. 

(2) Mit derselben Beschränkung können einzelne Klassen 
von Gemeindemitgliedern den ihnen zustehenden Autzungs¬ 
rechten entsagen, wenn mindestens zwei Drittel der Miit¬ 
glieder es beschließen. 

§ 12. Die Verwaltung des Gemeindevermögens ist 
der Gemeinde überlassen, kann aber in bezug auf 

Waldungen durch Anordnung der Aussichtsbehörde be¬ 

schränkt werden. 
§ 13. () Wenn eine Gemeinde für sich allein einen 

Armenverband bildet, kann sie mit Genehmigung der 
Auflichtsbehörde die Verſchmelzung der Armenkaſſe mit 
der Gemeindekasse beschließen. Die Vermögensbestände der 

Armenhasse sind solchenfalls, insoweit sie nicht zum Stamm¬ 
vermögen der Gemeinde gehören oder besonderen Stiftungs¬ 
wecken dienen, als Rücklagen für Notftände (Elementar- 
ereignille, Epidemien und dergleichen) aufzubewahren. 

(2) Über die Dermögensbeftände gemischter Armen¬ 
verbände kann in gleicher Weise nur mit Zustimmung 
sämtlicher Verbandsglieder und mit Genehmigung der 
Aussichtsbehörde verfügt werden. Als ein gemischter 
Armenverband im Sinne dieses Gesetzes gilt auch der 
Verband eines selbständigen Gutsbezirks mit einer oder 
mehreren Gemeinden. 

§ 14. Die etwa vorhandenen oder künftig entstehen¬ 
den Schulden der Gemeinde sind ohne Angriff des 
Stammvermögens zu tilgen. Zu diesem Zwech ist für 
jede Schuld ein Tilgungsplan festzustellen. 

III. Von den Gemeindemitgliedern. 

§ 15. (1) Mitglieder einer Landgemeinde sind die¬ 
jenigen selbständigen Personen, die im Gemeindebezirke
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weſentlich wohnhaft ſind oder ein Grundſtück beſitzen 
oder ein ſelbſtändiges Gewerbe treiben. 

(2) Auch juristische Personen sind als Gemeindemit¬ 
glieder zu betrachten, der Gtaatsfiskus, gemeinnüßige 
Stiftungen und Vereine jedodh nur dann, wenn fie im 
Gemeindebezirke entweder anfällig jind oder ein Gewerbe 
treiben. 

8 16. (1) Zedes Gemeindemitglied hat ich bei feinem 
Einzuge in die Gemeinde, oder Jobald es durch Erlangung 
der Gelbftändigkeit, Anfäjligmadung oder Begründung 
einer Gewerbeniederlafjung die Gemeindemitgliedfchaft 
erwirbt, bei dem Gemeindevorjtande zu melden. 

(2) Durch Ortsgefeg kann bejtimmt werden, Daß neu- 
eintretende Gemeindemitglieder nach Erlangung der 
Stimmberechtigung (8 22) vor Eintragung in die Wahl¬ 
liste (§ 29) von dem Gemeindevorstande zu verpflichten 

sind, wobei sie mittels Handschlags zu geloben haben, 

die ihnen als Gemeindemitgliedern obliegenden Pflichten 

treu zu erfüllen, der Obrigkeit gehorsam zu sein und 

das Beste der Gemeinde nach Kräften zu fördern. 

IIIA. Von den Gemeindeleistungen. Abschnitt 
IT A tritt 

8 16a. Jedes Gemeindemitglied hat zu den Ges gom 1. Ja¬ 
meindelaften einjchliegliy der Tilgung und DVerzinfung nuar 1915 

der bei feinem Eintritte etwa jchon vorhandenen Schulden außer Kraft. 
verhältnismäßig beizutragen. 

8 16b. (1) Durch einen von der Aufsichtsbehörde ge¬ 
nehmigten Beschluß des Gemeinderats können auch un¬ 

selbständige Personen, soweit deren Vermögen nicht dem 

Nießbrauche einer anderen Perjon unterliegt, an ihrem 
MWohnorte und Staatsangehörige, weldye keinen wejent- 
lichen MWohnfig im Lande haben, aber eine Direkte 

Staatsfteuer am Orte entrichten, zur angemejjfenen Mit: 
leidenheit an den Gemeindelajten gezogen werden. 

(2) In gleicher MWeife können jelbjtändige PBerjonen, 
welche fich) nur vorübergehend im Gemeindebezirke auf¬
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halten, foweit nicht bejondere gejegliche Vorſchriften ent: 
gegenstehen, zu angemessenen Beiträgen zu den Gemeinde: 

laften verpflichtet werden. 

8 16c. (1) Die Mitleidenheit an den Gemeindelajten 
kann wegen Grundbefitzes nur dort, wo das Grundjtüd 

gelegen ilt, wegen Gewerbebetrieb nur dort, wo Die gewerb¬ 
liche Zliederlafjung befteht, in Anfpruch genommen werden, 

(2) Ausnahmen von diefer Regel können durd) einen 
von der Auflichtsbehörde genehmigten Befchluß des Ge— 
meinderats für beſondere Fälle, namentlich dann geſtattet 

werben, wenn jemand fein Einkommen nut von auswärti— 

gem Grundbeſitze oder dergleichen Gewerbebetriebe bezieht. 

() Findet ein Gewerbebetrieb obschon nur eine Haupt¬ 
niederlassung an einem Orte besteht dennoch ständig an mehreren Ortschaften statt, so kann in jedem dieser 
Orte ein verhältnismäß inde- 

* ei Hemein 
lajten gefordert Werden, ger Beitrag zu den 

5 16d. Die Erhebu 
\olye für Gemeinde 
nur unter bejonder 
nehbmigung des Mi 

it 
ng indirekter Abgaben, 007 weche überhaupt zuläflig it, Rn 

en Ortlichen Verhältnissen mit — niſteriums des Innern stattfinden. 

3 16e. In bezug auf die Gemeindeleistungen und 
deren Verteilung unter die ei Aemitglieder 
oder deren Klassen is einzelnen Gemeindemild 

t zumä Ortsver¬ 
fassung nachzugehen. Zunächst der bestehenden 

4 161. (ı) 250 Leiſtungen zu Gemeindezwecken seither 
einzelnen Gemeindemitgliedern oder einzelnen Klassen 
derselben obgelegen, letzteren aber auch gewisse besondere 
Vorteile, sei es in Autzung an Gemeindegrundstücken 
oder sonst, zugestanden haben, hat es dabei zu bewenden. 

Dies gilt insbesondere von den sogenannten Altgemeinden. 

(2) Diese Leistungen khönnen jedoch auf einseitigen 

Antrag abgelöst werden, und zwar im Mangel freier 

Bereinigung nad Wahl des Verpflichteten entweder 

durch einmalige Zahlung des zwanzigfachen Betrags
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des nach dem Durchschnitte von 5 Jahren nachweisbaren, 
beziehentlich durch sachverständige Schätzung festzustel¬ 
lenden jährlichen Aufwands oder durch Ubernahme einer 
jährlichen, diesem durchschnittlichen Aufwande entsprechen¬ 
den Rente an die Gemeinde. Wählt der bisher Ver¬ 
pflichtete die Ubernahme einer festen Geldrente, so ist 
auf Antrag des Gemeinderats die Aente auf dem für 
das Grundstück des ersteren aufgestellten Grundbuchs¬ 
folium, ohne daß es hierzu der Einwilligung der auf 
dem Grundstücke versicherten Gläubiger bedarf, einzu¬ 
tragen und leiden solchenfalls die Bestimmungen des 
§ 28 des Gesetzes vom 15. Mai 1851, Nacdhjträge zu den 
bisherigen Ablöfungsgefegen betreffend, WUnwendung. 
Alle hierbei entitehenden Koften hat der bisher Der: 

pflichtete au tragen. 
(3) Die vorerwähnte Schäßung erfolgt eventuell durd) 

Sadjverftändige, deren je einer von jedem Teile zu 
wählen ift und welden, falls fie jid) nicht zu einigen 
vermögen, ein von dem Amtshauptinann zu ernennender 
dritter Sachverständiger hinzuzutreten hat. 

8 168. Durch in zwei verfchiedenen, mindeitens 14 Tage 
auseinanderliegenden Sitzungen gefaßten Beschluß des 
Gemeinderats kann mit Genehmigung der Aussichts¬ 
behörde eine neue Feststellung der Gemeindeleistungen 
erfolgen. 

8 16h. (1) Bei Geldanlagen ist sowohl das Einkom¬ 
men vom Grundbelige als das aus anderen Quellen in 
angemessener Weise zu berüchsichtigen. 

(2) Werden die Geldanlagen nad) dem Maßftabe des 

Einkommens erhoben, jo find feftes Dienfteinkommen, 
Wartegeld und Benfionen in Gemäßheit des Gefeßes, 
die Aufhebung des 8 30 der Nevidierten Gtädteordnung 
und des $ 23 Abjag 2 der Nevidierten Landgemeindes 
ordnung betreffend, vom 23. Dezember 1908 (©.- u. 
V.«Bl. ©. 381) heranzuziehen. 

8 16i. (1) Persönliche Dienfte fowohl wie Natural- 
leiftungen können, erftere, joweit fie nicht befondere Be-
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ähigung voraussetzen, zwar gefordert werden, doch sind 
ine in Geld abzuschätzen und nach dem Maßstabe 

der Gemeindeanlagen zu verteilen. . 
(2) Wit Ausnahme von dringenden Notfällen könne 

die perjönlihen Dienfte und Naturalleiftungen durch 
tüchtige Stellvertreter geleiſtet oder nach der Abſchätzung 
an die Gemeindekaſſe vergütet werden. 
(0) Bei persönlichen Diensten im Interesse der tb 

sicherheit kann die Stellvertretung sowie Geldzahlung 
ausgeschlossen werden. 

* 16#K. @) Befreiung von den Gemeindeleistunger en den Mitgliedern des Königlichen Haules für der Sehen une An an DEE a init ) rern an 3 * 1 un 0 der perfönlichen Gemeinsenklichen nfoweit fie eine 

Iner gear ler gan Haben, auf die Dei 
Be gegenwärtigen misfüp 2 Andere persönliche rorlkeiungen finden nur insoweit statt als sie urch be¬ 5 Yon ande Oder aatsverträge begründet find. . 

einquartier seinen außerordentlichen Lasten, z. B. Ag 
eine perfönliche wen urch ortsgefegliche Beſtimmung perſönliche Befreiung zugeksaches werden. 

S 161. Dingliche s 71 der Ä Befrei h 8 Landgemeindeordnung „. ngen, welche nad 3 sr g dom 838 gehörig angemeldet und anerkannt * Movember kerliegen auch ferner der Ablöſung. orden ſind, un 

efreiung von Gemeindeanlagen steht den Gebäuden und 4 kt zu: 

dagegen den Gebäuden Grundstüchen der Zivilliste 3 
) | G 4 welche un¬ mittelbar zu öffentlichen Zwechentuostüchen, der Ge¬ 

! , zu chen des öffent¬ lichen Unterrichts oder der eiskmesse Wohltätigkeit 
dienen, ingleichen Begräbnisplätzen nur insoweit, als sie 
seither eine solche Befreiung genossen haben. 

(2) Die Befreiung sämtlicher vorstehend gedachter Grund¬ 
stüche erstrecht sich jedoch weder auf Fälle der § 161
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gedachten Art noch auf ſolche Leiſtungen, welche nach 
der Ortsverfaſſung den Adjazenten der Straßen obliegen. 
Auch erliſcht dieſelbe, ſobald die Grundſtücke keiner der 
oben bemerkten Klaſſen mehr angehören. 
G)Dagegen ist dem Staatsfishus der Aufwand nicht 

anzusinnen, welcher an im Gemeindebezirke gelegenen 
fiskalischen Straßen oder dem Staatsfiskus gehörigen 
öffentlichen Wegen, Brüchen oder Plätzen durch Trot¬ 
toirlegung, Beschleusung oder andere, lediglich durch den 
örtlichen Verkehr und sonstige lokale Bedürfnisse be¬ 
dingte besondere Einrichtungen notwendig wird. 

) Eine allgemeine Befreiung des Staatsfiskus von 
Gemeindeanlagen auf den Gewerbebetrieb findet nicht 
statt, es sollen jedoch zu denselben die Post= und Tele¬ 

graphenanstalten (auch soweit sie unter Verwaltung des 
Neiches ftehen), der Staatseifenbahnbetrieb und die Lan- 
deslotterie nicht zugezogen werden. 

$ 16n. (1) Befreiungen von Gemeindeleiltungen kön: 
nen weder durch DVerjährung nod) auf Grund eines 
anderen Nechtstitels erworben werden. 

(2) Das DOrtsgejeg kann folde aber für Grundstücke, 
die Öffentlichen Zwecken dienen, oder auf vorüber- 
gehende Zeit, namentlich alfo für Neubauten, zugeftehen. 

(3) Auch kann bei den $ 7 gedadjten Vereinbarungen, 
ingleichen bei Vereinigung eines felbjtändigen Gutes mit 
einer Gemeinde ein Abkommen hinjichtlic) der Gemeinde- 
leiftungen getroffen werden, jfowie es bei derartigen be- 
reits gejchloffenen Vereinbarungen ferner bewendet. 

IV. Bon der Gemeindeverwaltung. 

8 17. Zu Vertretung der Gemeinde und Berwal- 
tung der Gemeindeangelegenheiten wird in jeder Ge- 
meinde in der Regel ein Gemeinderat beftellt, welcher aus 

dem Gemeindevorstande, 
einem oder mehreren Gemeindeältesten und 
einer Anzahl von Gemeindevertretern 

besteht.
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8 18. (1) Die Zahl der zu wählenden Gemeinde¬ 

ältesten und Gemeindevertreter ist ortsgesetzlich nach ört¬ 
lichem Bedürfnisse, die der letzteren jedoch nicht über 27, 

festzustellen. | 

(2) Die Gefamtzahl der Gemeindevertreter ift auf Die 

verschiedenen Klassen der anfäfligen und auf die Klasse 
der unansässigen Gemeindemitglieder zu verteilen. Durch 
Ortsgesetz Kann bestimmt werden 

a) daß für die unansässigen Gemeindemitglieder meh¬ 
rere Klassen gebildet werden, 

b) daß erbbauberechtigte Gemeindemitglieder als An¬ 
Ah an gelten haben. ner oh 

3) Ferner kann durch Ortsgesetz juristischen oder phhy# 
sischen Personen oder ee lurt Dr ihren ©iß 

oder eine Niederlajjung im Gemeindebezirke haben und 
für die wirtjchaftlichen Berhältniffe der Gemeinde dauernd 

von Bedeutung find, eine Vertretung im Gemeinderat 
eingeräumt werden. Personen und Personenvereine der 
erwähnten Art, die zusammen mit den Angestellten und 
Arbeitern ihrer Unternehmungen mehr als ½ der Ge— 
ſamtanlagen entrichten, haben Sitz und Stimme im 
Gemeinderate. Dieses Recht kann durch einen Stell— 
vertreter ausgeübt werden, der die Wählbarkeit nach 
§ 25 besitzen muß. Soweit die Berechtigten die Wähl¬ 

barkeit nicht selbst besitzen, ist es durch einen solchen 
Stellvertreter auszuüben. Ein bestellter Vertreter iſt 
dem Gemeindevorſtand ſchriftlich zu benennen. Die Stell¬ 
vertretung gilt auf so lange, als sie nicht widerrufen 

wird. Während der Ausübung einer solchen Berech¬ 

tigung ruht das eigene Stimmrecht des Berechtigten. 

() Bei Anschluß eines selbständigen Gutes an die Ge¬ 
meinde kann dessen Besitzer eine Vertretung im Ge¬ 
meinderat eingeräumt werden. 

(0) Die Klassen der Ansässigen sind durch Ortsgesetz 
nach der Höhe der direkten Gemeindesteuern oder des 
zur Gemeindesteuer herangezogenen Einkommens oder 

nach dem Umfange des Grundbesitzes zu bestimmen. 

Ebenso hat die Festsetzung der aus jeder Klasse zu wäh¬
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lenden Gemeindevertreter unter Berüchsichtigung einer¬ 
seits der Zahl der jeder Klasse angehörigen Mitglieder, 
andererseits des Betrages ihrer direkten Gemeindesteuern 
oder des Umfanges ihres Grundbesitzes zu erfolgen. Findet 
eine besondere Vertretung nach Absatz 3 und 4 statt, so 
bleiben die vertretenen Besitzungen sowohl bei der Fest¬ 
setzung der Klassen als auch bei der Bemessung der Zahl der 
Gemeindevertreter aus den einzelnen Klassen außer Betracht. 

(6) Die Zahl der unansässigen Gemeindevertreter soll 
nicht mehr als den vierten Teil der Gesamtzahl der Ge¬ 
meindevertreter betragen. 

) Durch Ortsgesetz Kkann die Erwählung einer Anzahl 
von Ersatzmännern in jeder Klasse vorgeschrieben werden. 

§ 19. In kleinen Gemeinden, welche nicht über 25 an¬ 
sässige Mitglieder zählen, Können die Gemeindevertreter 
in Wegfall Kkommen. An die Stelle des vollen Ge¬ 
meinderats treten solchenfalls die sämtlichen angesessenen 
und stimmberechtigten Gemeindemitglieder sowie eine 
nach den örtlichen Verhältnissen ortsgesetzlich zu bestim¬ 
mende, jedoch nicht über den dritten Teil der ansässigen 
Gemeindemitglieder zu steigernde Anzahl von Abgeord¬ 
neten der unansässigen stimmberechtigten Gemeindemit¬ 
glieder. Auf diese Gemeindeversammlung und deren 
Beschlußfassung leiden übrigens die Vorschriften in §§ 52 
bis 55 analoge Anwendung. 

§ 20. Die Berufung von Gemeindeversammlungen zu 
Fassung von Gemeindebeschlüssen ist nur in den durch gegen¬ 
wärtiges Gesetz bestimmten Fällen (88 19, 45) statthaft. 

A. Von der Wahl des Gemeinderats. 

§ 21. Die Gemeindevertreter werden in jeder Klasse 
besonders durch direkte und geheime Mahl gewählt. 
Ortsgesetzliche Bestimmungen werden, insoweit sie hier¬ 
mit nicht im Einklange stehen, aufgehoben. 

$ 22. (1) Stimmberedtigt find alle Gemeindemit- 
glieder, welche
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a) die sächsische Staatsangehörigkeit besitzen, 
b) das fünfundzwanzigste Lebensjahr erfüllt haben und 

c) im Gemeindebezirke anfällig find oder daselbst seit we¬ 

nigftens zwei Jahrenihren wesentlichen Wohnsitzhaben. 

6 (2) #nanäsiie Frauenspersonen sowie juristische Per¬ 

onen sind nicht stimmberechtigt. oo 
(3) Von Mebreten nennen eines Grundſtücks iſt 

jedoch nur einer stimmberechtigt. Unter ihnen hat das 

männliche Geschlecht sowie weiterhin derjenige, welcher 

im Orte wohnhaft ist, den Vorzug. Zwischen Gleich¬ 
berechtigten entscheidet im Mangel einer Vereinbarung 

das höhere Alter und erforderlichenfalls das Los. 

§ 23. Von der Ausübung des Stimmrechts sind über¬ 
dem ganz oder vorübergehend ausgeschlossen diesenigen: 

a) die öffentliche Armenunterstützung erhalten oder im 
Laufe der letzten zwei Jahre erhalten haben (vergl. 

sedoch das Gefe über die Einwirkung von Armen: 
unterftügung auf öffentliche Nechte vom 21. März 
1910 — ©. u. 8-81. ©. 60 —); Ä 

b) zu deren Vermögen Ronkurs eröffnet worden ill, 
während der Dauer des Konkursverfahrens; 

c) denen Ddurd) gerichtliches Urteil Die bürgerlichen 
Ehrenrechte oder die Fähigkeit zur Bekleidung öffent- 
licher Umter entzogen worden find, auf die Dauer 
dieser Entziehung; 

d) gegen die wegen eines Verbrechens oder Vergehens, 
wegen deſſen auf Verluſt der bürgerlichen Ehren— 
rechte oder auf Verluſt der Fähigkeit zur Bekleidung 
öffentlicher Amter ertannt werden kann oder muß, 
die Voruntersuchung oder die Eröffnung des Haupt¬ 
verfahrens beschlossen ist, ingleichen diejenigen, die 
lich zur Zeit der Wahl in Untersuchungs= oder Straf¬ 
haft befinden oder awangsweife in einer öffentlichen 
Arbeitsanftalt untergebracht worden jind; 

e) die unter Polizeiaufjicht ſtehen; 
f) welche die Abentrichtung von Gtaats- oder Ge: 

meindeabgaben, einjchlieglich der Abgaben zu Schul:
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und Armenkassen, die innerhalb der letzten zwei 
Kalenderjahre vor dem Jahre der Wahl fällig ge¬ 
worden sind, ganz oder teilweise in Bückstand ge¬ 
lassen haben; 

8) welche die Selbständigkeit verloren haben. 

§ 24. (1) Das Stimmrecht ist in Person auszuüben. 
Für die ansässige Ehefrau stimmt der Ehemann, dafern 
er für seine Person stimmberechtigt ist und von seinem 
persönlichen Stimmrecht keinen Gebrauch machen will. 

(2) Niemand kann in derjelben Gemeinde ein mehr¬ 
fahes Stimmrecht ausüben. 

8 25. (1) Die MWählbarkeit fteht jedem jtimmbercd)- 
tigten männlichen Gemeindemitglied zu, welches im Ge¬ 

meindebezirke seinen wesentlichen Wohnsitz hat. Durch 

Drtsgejeß kann ansässigen Gemeindemitgliedern, die im 

Gemeindebezirke nicht wesentlich wohnhaft sind, (soge¬ 
nannten Forensern), die Wählbarkeit eingeräumt werden. 

(2) Gemeindebedienftete können nicht zugleich Gemeinde- 

ratsmitglieder fein. 

8 26. (1) Das Amt der Gemeindevertreter ist ein un¬ 
entgeltliches Ehrenamt, zu dessen Ablehnung nur die¬ 

jenigen berechtigt sind: 
a) die das 60. Lebensjahr erfüllt haben; 
b) die durch ihre Gesundheitsverhältnisse in Erfüllung 

der ihnen bei Annahme der Wahl obliegenden Ver¬ 

bindlichkeiten dauernd behindert sind; 

c) die in den Jahren, für die sie das Amt über¬ 

nehmen sollen, längere Zeit vom Orte abwesend 

zu sein genötigt sind; 

d) die durch Bekleidung des ihnen zugedachten Amtes 

in ihrer Berufs= und Erwerbstätigkeit wesentlich 

gestört werden würden; 

e) diejenigen, die ein Gemeindeamt 6 Jahre hinter¬ 

einander bekleidet haben, für die nächsten 6 Jahre. 

(2) Öffentliche und Hof-Beamte, Geiftliche, Lehrer an 
öffentlichen Schulen und aktive Militärs bedürfen zur 
Annahme der Wahl der Genehmigung ihrer Vorgefeßten, 

Michel, Landgemeindeordnung. 2. Aufl. 2
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welche jedoch ohne erhebliche, in dem Weſen des Amtes 

beruhende und dem Gemeinderate mitzuteilen de Gründe 

nicht verweigert werden darf. . 

(3) Über das Vorhandenfein von Ablehnungsgründen 

entſcheidet zunächſt der Gemeinderat, im Falle eines 

gegen deſſen Ausſpruch erhobenen Rekurſes die Auf¬ 

sichtsbehörde. | 

(1) Dem Gemeinderate fteht es frei, ausnahmsweise 

auch aus anderen erheblichen Gründen von der An¬ 

nahme der Wahl zu entbinden. 

8 27. 1) Wer sich ohne Grund weigert, das Amt 
eines Gemeindevertreters anzunehmen oder fortzuver 
walten, kann auf die Dauer der ihm angesonnenen 
Verpflichtung mit einer jährlichen Geldstrafe von " 
bis 300 .# belegt werden. 

(2) Die Höhe der Geldstrafe ist im einzelnen Falle 
durch den Gemeinderat, im Falle eines gegen dessen 
Ausspruch erhobenen Rekurses aber durch die Aussichts¬ 
behörde zu bestimmen. 

(3) Während der Strafdauer ist dem Straffälligen 
das Stimmrecht entzogen. 

§ 28. Zum Zwecke der Stimmenabgabe kann durch 
Beschluß des Gemeinderats der Gemeindebeczirk in 

mehrere Wahlbezirke geteilt werden. Die Leitung der 
Wahl liegt dem Gemeindevorstande oder einem anderen 
vom Gemeinderate aus seiner Mitte bestellten Wahl¬ 

vorsteher ob, doch sind bei Abgabe und Auszählung 
der Stimmen jedenfalls 2 bis 3 Wahlgehilfen zuzuziehen, 
welche der Gemeinderat aus den Gemeindevertretern 
oder aus den anderen Stimmberechtigten zu wählen hat. 

§ 29. Für die Wahl der Gemeindevertreter sind vom 

Gemeindevorstande Listen der Stimmberechtigten sowie 
der Wählbaren nach den bestehenden Klassen (8 19) auf¬ 

zustellen, welche vor jeder Wahl mindestens 14 Tage 

lang ausliegen müssen. Der Ort, wo dies geschieht, 

und die Zeit der Auslegung sind vorher bekanntzu¬ 

machen.
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§ 30. Bis zum Ende des vierzehnten Tages, vom 
Tage der Auslegung an, steht jedem Beteiligten frei, 
gegen die Wahlliste bei dem Gemeindevorstand Ein¬ 
spruch zu erheben. Aber diesen hat der Gemeinderat 
sofort und noch vor Schluß der Liste (§ 31) zu entschei¬ 
den und die Entscheidung dem Beteiligten zu eröffnen. 

Diesem steht hiergegen der Rekurs an die Aufsichtsbe¬ 
hörde zu. Bis zum Schluß der Liste ist diese auf ge¬ 
troffene Entscheidung zu berichtigen. 

§ 31. u1) Aach Ablauf von drei Wochen, vom Tage 
der Auslegung an, ist die Wahlliste zu schließen und 
den zu diesem Zeitpunkte etwa noch nicht erledigten 

Einsprüchen für die bevorstehende Wahl keine Folge zu 

geben. Aur wenn Personen die Stimmberechtigung oder 
Wählbarkeit verloren haben, ist dies auch nad) Schluß 
der Liste stets noch zu beachten. 

(2) Alle Gemeindemitglieder, welche in der geschlossenen 
Liste nicht eingetragen sind, können an der bevorstehen¬ 
den Wahl nicht teilnehmen. 

5 32, (1) Zeit und Ort der Wahl sind mindestens 
7 Tage vorher bekanntzumachen. Für die Abgabe 
der Stimmzettel ist eine Frist von mindestens 3 Stun¬ 
den zu gestatten. 1 
)Die Wahlhandlung einschlieslich der Stimmenaus¬ 

zählung ist für alle Gemeindemitglieder öffentlich. 

§ 33. () Die Wahl erfolgt durch Stimnzettel, die 
bei der Abgabe uneröffnet in ein verschlossenes Be¬ 
hältnis zu legen sind. 

(2) Auf den Stimmzetteln sind die zu Wählenden so zu 
bezeichnen, daß über deren Person kein Zweifel übrigbleibt. 

G) Insoweit Stimmzettel dieser Vorschrift nicht ent¬ 
sprechen oder Namen Michtwählbarer enthalten, sind sie 
ungültig. Werden zu viele oder zu wenige Namen auf 
einem Zettel gefunden, fo wird bhierdurd) zwar defjen 
Gültigkeit nicht aufgehoben, es Jind aber die leßten auf 
dem Stimmzettel überzählig enthaltenen Namen als nicht 
beigefügt zu betrachten. 

0 7#
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§ 34. Uber die Abgabe sowie über die Auszählung 
der Stimmen sind von dem Wahlvorsteher (vergl. S 28) 
oder einem durch ihn auszuwählenden Stimmberechtigten 
Protokolle aufzunehmen. 

§ 35. Durch Ortsgesetz kann bestimmt werden, daß 
zu einer gültigen Wahl die erfolgte Abstimmung einer 
gewissen Zahl oder Quote der Stimmberechtigten und 
für den Erwählten das Erlangen einer gewissen Stimmen¬ 
zahl erforderlich sein soll. 

§ 36. (1) Abgesehen von besonderen ortsgesetzlichen 
Vorschriften der § 35 gedachten Art, entscheidet bei der 
Wahl die relative Mehrheit der abgegebenen gültigen 
Stimmen, bei Stimmengleichheit das Los. 

(2) Für die Beurteilung der Klassenangehörigkeit der 
Gewählten ist der Zeitpunkt der Stimmenauszählung 
maßgebend. 

§ 37. (1) Wird von dem Erwählten die Wahl ab¬ 
gelehnt, oder sollte sich dessen Michtwählbarkeit ergeben, 
so tritt ein Ersatzmann oder, wo ein solcher nicht vor¬ 
handen, derjenige an seine Stelle, der in der betreffenden 
Klasse die nächsthohe Stimmenzahl erhalten hat. 

() Bei Gleichheit der Stimmen entscheidet auch hier 
das Los. 

§ 38. Aach der Stimmenauszählung sind die sämt¬ 
lichen Stimmzettel, jedoch unter Absonderung der ganz 
oder teilweise ungültig befundenen, zu versiegeln und bis 
nach Ablauf der im § 39 bemerkten Frist und Erledigung 
der innerhalb der Frist etwa erhobenen Einwendungen 
aufzubewahren, dann aber zu vernichten. 

§ 39. Einwendungen gegen das Wahlverfahren sind 
bei Verlust des Einspruchsrechtes binnen 14 Tagen nach 
der Stimmenauszählung bei der Amtshauptmannschaft 
anzubringen, welche diesfalls über die Gültigkeit der 
Wahl zu entscheiden hat. 

§ 40. Das Ergebnis der Wahl ist in ortsüblicher 
Weise bekanntzumachen.
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8 41. (1) Wer die Stimmberechtigung oder Wählbar¬ 
keit entweder überhaupt oder für die Klasse, aus welcher 
er erwählt worden, verliert, hat ebenso wie in dem Falle, 
wenn sich ergibt, daß er sie schon zur Zeit der Wahl 
nicht besessen habe, auszuscheiden vorbehältlich der im 
dritten Absatz getroffenen Bestimmung. 

() Die Gültigkeit vorher gefaßter Beschlüsse wird durch 
die Mitwirkung von Personen der vorbezeichneten Art 
nicht beeinträchtigt. 

(3) Soweit die Klajjenbildung nach der Steuerleiftung 
oder dem fteuerpflichtigen Einkommen erfolgt, Rann durd 
Ortsgesetz bestimmt werden, daß und in welchem Um¬ 
fange Schwankungen in diesen Verhältnissen das Aus¬ 
scheiden eines Gemeindevertreters während der Wahlzeit 
nicht zur Folge haben. 

C□) Tritt während der Amtierung der Gewählten eine 
vorläufige Enthebung (Suspension) von öffentlichen Amtern 
oder der Fall ein, daß gegen ihn wegen eines der in 
8 23d bezeichneten Verbrechens oder Vergehens die 
Untersuchung oder Voruntersuchung oder das Hauptver¬ 
fahren eröffnet oder richterlicher Haftbefehl erlassen worden 
ist oder daß er eine Freiheitsstrafe für eine Tat verbüßt, 
wegen deren er nicht schon des Amtes verlustig ist (8 23ch, 
so ruht die Ausübung des Amtes während der Dauer 
der vorläufigen Enthebung (Suspension) oder bis nach 
Beendigung des Strafverfahrens oder der Straphaft. 

8 42. Die im § 26 angegebenen Ablehnungsgründe 
berechtigen, mit Ausnahme der unter a und e bemerkten, 
auch zum Wustritt aus dem Gemeinderate. 

8 43. (1) Die Wahl der Gemeindevertreter erfolgt auf 
6 Jahre; nad) je 2 Jahren fcheidet 1/3 aus und ift durd) 
Neuwahl zu erjegen, dergeftalt, daß jedesmal das zuerjt ge- 
wählte Dritteil austritt, eventuell aber das Los entjcheidet. 

(2) Die WUusfcheidenden find fofort wieder wählbar. 

S 44. Gind keine GErjagmänner ($ 18) vorhanden, 
so ist, wenn durch außerordentliches Ausscheiden oder
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dauernde Behinderung entweder die Zahl der Gemeinde¬ 
vertreter unter /1 sinkt oder eine Klasse die Hälfte ihrer 
Vertreter verloren hat, eine Ergänzungswahl vorzunehmen. 
Wenn die Ergänzungswahl innerhalb eines Jahres nach 
der letzten ordentlichen Wahl stattfindet, bedarf es einer 
neuen Aufstellung und Auslegung der Wahlliste nicht. 
Einberufene Ersatzmänner oder bei außerordentlicher Wahl 
Erwählte haben jedenfalls zu der Zeit auszuscheiden, zu 
welcher diesenigen, an deren Stelle sie eingetreten sind, 
bei regelmäßigem Wechsel (8 43) auszutreten gehabt hätten. 

§ 45. (1) Der Gemeindevorstand und die Gemeinde¬ 
ältesten werden von dem Gemeinderate aus den nach 
§ 25 wählbaren Personen gewählt. Handelt es sich dabei 
um die Wahl eines berufsmäßigen Gemeindevorstandes 
oder Gemeindeältesten, so Kkann mit Genehmigung Der 
Aufjichtsbehörde von dem Erforderniffe des vorherigen 
Wohnsitzes im Gemeindebezirke abgesehen werden. 

(2) In denjenigen Gemeinden, die nach) S 19 keinen 
Gemeinderat haben, erfolgt die Wahl durch die dort be- 
zeichnete Gemeindeverfammlung. 

S 46. (1) Zu einer gültigen Mahl ift für den Gr: 
wählten die Mehrheit aller abgegebenen Otimmen er: 
forderlich, und nur wenn eine jolhe Mehrheit bei zwei- 
maliger Abftimmung nicht zu erlangen ift, ijt zur engeren 
Wahl zwischen denjenigen Personen zu verschreiten, auf 
die beim zweiten Wahlgange die meisten Stimmen ge¬ 
fallen waren. 

() Im Falle der Stimmengleichheit entscheidet sowohl 
für die Zulassung zur engeren Wahl als bei der engeren 
Wahl selbst das Los. 

§ 47. (1) Die Wahl erfolgt, wenn nicht für einzelne 
Stellen ausdrüchlich die Wahl auf längere Zeit be¬ 
schlossen wird, auf 6 Jahre, vor deren Ablauf eine Neu¬ 
wahl vorzunehmen ist, bei welcher jedoch dieselben Per¬ 
sonen wieder wählbar sind. 

(2) Auf Antrag des Gemeindevorjtandes muß 6 Mo¬
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nate vor Ablauf der Wahlzeit über die Wiederwahl 
entſchieden werden. 

8 48. (1) In bezug auf Annahme und Ablehnung 
der Wahl sowie hinsichtlich der freiwilligen oder un¬ 
freiwilligen Aiederlegung des Amtes leiden die Vor¬ 
schriften in §§ 26, 27 und 42, nicht minder § 41 mit 
Ausnahme dessen, was hier von dem VBerluste der Wähl¬ 
barkeit für eine beson dere RKlasse bemerkt ist, Anwendung 
(vergl. auch § 68). 

(2) Es findet jedoch kein Jwang zur Annahme einer 
Mahl auf mehr als jechs Jahre jtatt. 

8 49, (1) Die Mahl des Gemeindevorftandes jowie 
der zu feiner Gtellvertretung in der Handhabung der 
Ortspolizei berufenen Semeindeältelten bedarf zu ihrer 
Gültigkeit der Betätigung durch den Amtshauptmann. 

(2) Die Beitätigung kann nad) Gehör des Bezirks: 
ausfchufjes verfagt werden. Es fteht dem MWahlkörper 
frei, innerhalb 14 Tagen gegen einen folden Befchluß 
auf Entjcheidung des Kreishauptmanns anzutragen. 

(3) Wird nad) Verwerfung einer Wahl aud) der hierauf 
vorzunehmenden zweiten Wahl die Betätigung verjagt, 
fo ift der Kreishauptmann befugt, die erledigte Stelle 
provijoriidy bis dahin, daß eine geeignete Wahl erfolgt, 
auf Koften der Gemeinde verwalten zu lajjen. 

8 80, (1) Sowohl der Gemeindevorftand als die Ge: 
meindeältesten sind vor ihrem Amtoantritte durch den 
Amtshauptmann oder einen von ihm Beauftragten eid¬ 
lich, bei Wiederwahl mittels Handschlags unter Verwei¬ 
sung auf den bereits früher geleisteten Eid zu verpflichten. 

(2) Die Gemeinderatomitglieder sind zur Anwesenheit 
bei der Verpflichtung einzuladen. 

§ 51. (□) Der Gemeindevorstand ist für seine Mühe¬ 
waltung in angemessener Weise zu entschädigen. 

(2) Das Aähere hierüber sowie darüber, ob und welche 
Entschädigung einzelnen oder allen Gemeindeältesten zu ge¬ 
währen sei, ist durch ortsgesetzlichen Beschluß festzustellen.
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B. Von dem Wirkungskreiſe und der Geſchäfts— 
führung des Gemeinderats. 

§ 52. (1) Der Gemeinderat versammelt sich auf die 
Berufung des Gemeindevorstandes oder seines Stell¬ 
vertreters und unter dessen Vorsitz. 

(2) Handelt es fih um Beichylußfaffung über eine von 
dem Gemeindevoritande felbit abgelegte Rechnung, so 
hat er sich des Vorsitzes zu enthalten (vergl. S 66 Xb- 
lag 3 und 4). 

8 59. (1) Zu Fassung gültiger Beschlüsse ist die An¬ 
wesenheit von mindestens 2/3 aller Mitglieder und die 
Zustimmung der Mehrheit der abgegebenen Stimmen 
erforderlich. Bei Stimmengleichheit entscheidet die Stimme 
des Vorsitzenden, bei Wahlen kommen die Vorschriften 
des § 46 in Anwendung. 

() Wenn ein Beratungsgegenstand die besonderen 
Privatinteressen einzelner Gemeinderatomitglieder berührt, 
so haben diese sich der Teilnahme an der Beschluß¬ 
fassung und, wenn nicht im gegebenen Falle ausdrück¬ 
lich das Gegenteil beschlossen wird, auch an der Be¬ 
ratung zu enthalten, doch sind sie bei Beurteilung der 
Beschlußfähigkeit des Gemeinderats mitzuzählen. 

§ 54. (1) Uber die Beschlüsse sind Niederjchriften unter 
Angabe der an der Beschlußfassung teilnehmenden Ge¬ 
meinderatsmitglieder aufzunehmen und nach erfolgter 
Vorlesung und Genehmigung mindestens von dem Vor¬ 
sitzenden und zwei Gemeinderatsmitgliedern zu unter¬ 
schreiben. 

(2) Diese NMiederschriften, die gehörig aufzubewahren 
sind, können auch von einer dem Gemeinderat nicht 
angehörigen Personen aufgenommen werden. 

§ 55. Sind bei einem Gegenstande der Beschluß¬ 
fassung die Interessen der einzelnen Einwohnerklassen 
verschieden, so Können die einer Klasse angehörigen Ge¬ 
meinderatsmitglieder, wenn sie einstimmig das Interesse 
ihrer Klasse durch einen Beschluß gefährdet erachten, auf
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Entscheidung der Aussichtsbehörde antragen. Solchen¬ 
falls ist bis zu Eingang der letzteren die Ausführung 
des Beschlusses auszusetzen. 

§ 56. Wo es die örtlichen Verhältnisse angemessen 
erscheinen lassen, kann auch durch das Ortsgesetz die 
Offentlichkeit der Sitzungen des Gemeinderates zur Regel 
gemacht werden. 

§ 57. (1) Der Gemeinderat bildet die beratende und 
beschlußfassende Behörde in allen Gemeindeangelegen¬ 
heiten. 

(2) Er hat insbesondere auch das zu Gemeindezwecken 
anzustellende Dienstpersonal zu wählen und zu entlassen, 
Armenärzte und Hebammen anzunehmen sowie die Ein¬ 
nehmer für direkte Landessteuern, Land= und Landes¬ 
kultur=Renten, Brandkassenbeiträge usw. zu bestellen. 

(1) Der Gemeinderat hat ferner das Kassenwesen der 
Gemeinde fortlaufend und namentlich auch durch Vor¬ 
nahme unvermuteter Nachprüfungen zu beauflichtigen. 
Er hat über die Gemeindebedürfnijfe alljährlich einen 
Haushaltungsplan aufzustellen, der der Amtshauptmann¬ 
schaft zur Kenntnisnahme einzureichen ist, und die jähr¬ 
lichen Gemeinderechnungen längstens binnen 6 Monaten 
nach Schluß des Rechnungsjahres zu prüfen und richtig 
zu sprechen. In kleinen Gemeinden kann mit Genehmi¬ 
gung der Aufsichtsbehörde von der Aufstellung eines 
besonderen Haushaltungsplanes abgesehen werden. 

() Das gleiche gilt von den Rechnungen über die 
in der Verwaltung der Gemeinde oder des Gemeinde: 
vorstandes etwa befindlichen Stiftungen, joweit deshalb 
nicht besondere Vorschriften bestehen. 

(5) Seine Zustimmung ist zu den vom Gemeindevor¬ 
stande in Gemeindeangelegenheiten oder bei Verwaltung 
der Ortspolizei etwa zu erlassenden allgemeinen Anord¬ 
nungen (8§ 58) sowie auch zu solchen polizeilichen Ein¬ 
richtungen und Anstalten erforderlich, mit deren Aus¬ 
führung Kosten für die Gemeinde verbunden sind.
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8 58. (1) Dem Gemeindevorftande jteht als Ortsbehörde 
die Leitung aller Gemeindeangelegenheiten, einjchließlich 
der unmittelbaren Aufjicht und Difziplinargewalt über 
das Dienftperfonal und die Beamten der Gemeinde 

fowie die Ausführung der vom Gemeinderate gefaßten 

Beschlüsse zu. 

(i) Er hat für die Verwahrung des Archivs, der Ur¬ 
kunden und Werteffekten der Gemeinde zu sorgen und 
das Kassen= und Rechnungswesen, wenn ihm nicht selbst 
dessen Führung obliegt, zu überwachen. 

G) Mit Zustimmung des Gemeinderats ist der Ge¬ 
meindevorstand zu Erlaß allgemeiner Anordnungen (Re¬ 
gulative) in Angelegenheiten der Gemeinde oder in bezug 
auf Ortspolizei berechtigt, durch die Geldstrafen bis zur 

Höhe von 30 angedroht werden können. Solche 
Anordnungen sind aber, wenn sie polizeiliche Gegen¬ 
stände betreffen, sofort bei ihrem Erlasse dem Amtshaupt¬ 

mann abschriftlich vorzulegen. 

§ 59. (14) Beschlüssen des Gemeinderats, welche der 

Gemeindevorstand für ungesetzlich erachtet, hat er die 

Ausführung zu versagen. 
(2) Dasfelbe kann geschehen, wenn er einen Beschluß 

für offenbar nachteilig für das Gemeinwesen hält. 
() In beiden Fällen ist sofort Anzeige an den Amts¬ 

hauptmann zu erstatten, der die Ausführung des Be¬ 

schlusses, im letztgedachten Falle jedoch nur nach Gehör 
des Bezirksausschusses, untersagen kann. 

8 60. (1) Der Gemeindevorstand hat die Gemeinde 

gegen die einzelnen Mitglieder wie nach außen zu ver¬ 
treten, daher in ihrem Namen Schriften zu vollziehen 
und das Gemeindesiegel zu führen. 

(2) Durch feine Handlungen wird die Gemeinde ver- 
pflichtet; er ift aber dafür verantwortlich, daß hierbei 
nichts, wozu ein Beichluß des Gemeinderats erforderlich 
ist, ohne oder gegen einen solchen Beschluß geschieht. 

(3) Schriften, welche von dem Gemeindevorstande 

innerhalb seines amtlichen Wirkungskreises unter Bei¬



IV. Von der Gemeindeverwaltung. 88§ 58 62. 27 

drüchung des Gemeindesiegels unterzeichnet sind, sind 
öffentliche Urkunden. Durch Schriften, in denen Rechten 
entfagt oder eine bleibende Verbindlichkeit übernommen 
wird, wird die Gemeinde nur dann verpflichtet, wenn 
fie außer von dem Gemeindevorjtande noch von zwei 
Gemeinderatsmitgliedern unterzeichnet find. 

(1) In NRechtsjtreitigkeiten, die zwijchen der Gemeinde 
und deren Gemeinderate oder wenigjtens der Mehrheit 
feiner Mitglieder entjtehen könnten, ijt zu Vertretung 
der erjteren von dem Amtshauptmann ein Aktor zu 
bestellen. 

§ 61. Der Gemeindevorstand ist das örtliche Organ 
der Landes= und Bezirksverwaltung, soweit dazu nicht 
besondere Behörden bestimmt sind. 

8 62, (1) Dem Gemeindevorjtand ift unter Aufficht 
der Amtshauptmannjchaft die Verwaltung der Drtspolizei 
in folgenden Angelegenheiten übertragen: 

a) allgemeine Fürforge für Die Sicherheit der Perſon 
und des Eigentums jowie Erhaltung der öffentlichen 
Ruhe und Drdnung, insbejondere die Abwehr von 
Friedensstörungen; 

b) die Fürsorge für den Bau und die Unterhaltung 
öffentlicher Wege, Plätze, Wasserläufe und Brücken, 
für deren Reinigung und etwaige Beleuchtung 
sowie die Sicherung des freien Verkehrs darauf: 

c) in bezug auf Gesundheitspolizei die Maßregeln 
zur Abwendung von Epidemien und Seuchen, die 
öffentliche Krankheitspflege einschließlich der Fürsorge 
für die Rettung Verunglückter, die Beaufsichtigung 
des Verkaufs von Eßwaren, die Sorge für öffent¬ 
liche Brunnen, Beseitigung gesundheitsschädlicher 
Stoffe und für das Begräbniswesen, soweit es nicht 
den Rirchlichen Behörden unterstellt ist; 

d) die Sittenpolizei, insbesondere Abstellung des Bettel¬ 
wesens, Einschreiten gegen Betrunkene und gegen 
verbotenes Spiel, Beaufsichtigung öffentlicher Ber¬ 
gnügungen und Schankstätten einschließlich der
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Handhabung der Vorschriften über Innehaltung 
der Polizeistunde, der Tanz= und Badeplätze sowie 
der Sonntagsfeier; 

e) die Armenpflege einschließlich der Fürsorge für 
augenblichlich Obdachlose; 

f) die Arbeiter= und Gesinde=Polizei und die Annahme 
der Anmeldung von Fremden; 

2) das Einschreiten gegen die uUunerlaubte Führung 
von Schießgewehren oder anderen Waffen, gegen 
Landstreicher, Aufläufe und Schlägereien, sowie die 
Beaufsichtigung der unter Polizeiaufsicht stehenden 
Personen; 

h) von der Baupolizei und dem Brandversicherungs¬ 
wesen die Annahme von Baugenehmigungsgesuchen, 
die Anzeige von Schadenfeuern, die Aufsicht über 
Bauordnungswidrigkeiten und gefährliche Baulich¬ 
keiten und die von der zuständigen Verwaltungs¬ 
behörde ihm sonst übertragenen Geschäfte; 

i) von der Feuerpolizei die Aussicht über die Feuer¬ 
stätten und Essen und über deren gehörige Rei¬ 
nigung, über verbotenes Tabakrauchen und sonstiges 
feuergefährliches Gebaren sowie über die Privat¬ 
feuerlöschgeräte, ebenso die Fürsorge für die Feuer¬ 
löschanstalten der Gemeinde und das JFeuerlösch¬ 
wesen überhaupt; 

k) von der Gewerbepolizei die ihm durch Gesetz oder 
Verordnung übertragenen Geschäfte; 

1) der Gemeindevorstand hat auch bei der Verletzung 
von Strafgesetzen, deren Handhabung ihm nicht 
obliegt, insoweit einzuschreiten, als die Ausübung 
der gerichtlichen Polizei durch die Strafprozeßord¬ 
nung und die Militärstrafgerichtsordnung den Be¬ 
hörden und Beamten des Polizei= und Sicherheits¬ 
dienstes übertragen ist. Er ist hiernach insbesondere 
berechtigt und verpflichtet, jede innerhalb des Ge¬ 
meindebezirks verübte strafbare Handlung zu er¬ 
forschen und alle keinen Aufschub gestattenden An¬ 
ordnungen zu treffen, um die Verdunkelung der
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Sache zu verhülen. Den auf Vornahme von Alnter- 

fuchungshandlungen gerichteten Erjuchen und Auf— 
trägen der zur Strafverfolgung berufenen jtaatlichen 
Behörden hat er zu genügen. Er ijt hierbei ver- 
pflichtet, den Anordnungen der Staatsanwälte bei 
dem Landgerichte feines Bezirks und der Diejen 
vorgefetten Beamten Folge zu leisten. Unter den 
durch die genannten Gejege bezeichneten Woraus- 
fegungen kann er die Befchuldigten vorläufig felt- 
nehmen sowie Beschlagnahme und Durchsuchungen 
anordnen. Die festgenommenen Personen sind un¬ 
verzüglich, soweit sie nicht wieder in Freiheit ge¬ 
setzt werden, dem Amtesrichter, in Militärstrafsachen 
der nächsten Militärbehörde vorzuführen. 

i) Den vorgesetzten Behörden bleibt vorbehalten, den 
polizeilichen und obrigkeitlichen Geschäftskreis des Ge¬ 
meindevorstands im Anschluß an obige Vorschriften, sei 
es im allgemeinen oder für einzelne Orte, noch genauer 
zu bestimmen und abzugrenzen oder nach Befinden zu 
erweitern. Auch Kann von dem Kreishauptmann nach 
Gehör des Bezirksausschusses die Berwaltung der Po¬ 
lizei auf Kosten der Gemeinde ganz oder teilweise einer 
anderen Behörde übertragen werden. 

(3) In dem der Landgendarmerie angewiesenen Wir¬ 
kungskreise wird durch gegenwärtiges Gesetz nichts ge¬ 
ändert. 

(0 Für die Berechnung von Kosten gelten die Be¬ 
stimmungen des Gesetzes, betreffend die Erhebung von 
Kosten für Amtshandlungen der Behörden der inneren 
Verwaltung und von Gebühren für die Benutzung 
öffentlicher Einrichtungen vom 30. April 1906 (G.= u. 
V.=Bl. S. 113). 

§ 63. Den Aufwand, der dem Gemeindevorstande 
durch die ihm übertragene Geschäftsführung entsteht, 
hat die Gemeinde zu bestreiten. 

8 64, (1) Der Gemeindevorstand ift berechtigt, inner: 
halb des ihm bei der Gemeindeverwaltung wie bei der
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Polizeipflege zustehenden Wirkungskreises die erforder¬ 
lichen Anordnungen zu erlassen und hierbei Geldstrafen 
bis zur Höhe von 30 .# anzudrohen (vergl. jedod) 8 58). 
Nötigenfalls hat er wegen weiterer Anordnungen An- 
zeige an die Amtshauptmannschaft zu erstatten. 

(2) Der Gemeindevorstand kann öffentlichrechtliche 
Leiltungen, deren rechtzeitige Erfüllung der Verpflichtete 
unterläßt, nach dejfen vorgängiger Mahnung auf Koften 
des Säumigen verrichten laffen und wegen der zu feinem 
Gejchäftskreife gehörigen, innerhalb des Gemeindebezirks 
verübten Übertretungen mittels Strafverfügung Geld¬ 
trafen bis zu 30 .% verhängen. 

(3) Exrijcheint dem Gemeindevoritande in einem Über: 
tretungsfalle eine höhere Geldjtrafe, als die vorgedadhte, 
oder Haft angezeigt, jo hat er der Entjihliegung fich zu 
enthalten und die Sache an die Amtshauptmannjcdhaft 
zur weiteren Behandlung abzugeben. 

(+) Die von dem Gemeindevorjtande auferlegten Gelbd- 
trafen fowie die nad) 8 62 zu erhebenden Koften fliegen 
in die Gemeindekajje, foweit erjtere nicht Durch bejon- 
dere Gesetze anderen Kassen zugewiesen sind. 

G) Endgültig verfügte Geldstrafen, welche nicht beizu¬ 
treiben sind, hat die Amtshauptmannschaft auf Antrag 
des Gemeindevorstandes nach den Vorschriften des Straf¬ 
gesetzbuchs und der Strafprozeßordnung in Haft umzu¬ 
wandeln und zu vollstrechen. 

§ 65. Für einzelne Drte können, wenn dazu ein 
Bedürfnis filh herausftellt, die na S 64 dem Ge¬ 
mein devorstande zustehenden Strafbefugnisse vom Mlini¬ 
sterium des Innern nach Gehör des Bezirksausschusses 
durch eine im Gesetz= und Verordnungsblatte bekannt¬ 
zumachende Verordnung bis zu der in Artikel IV § 14 
der Städtordnung für mittlere und kleine Städte felt- 
gesetzten Grenze erweitert werden. 

§ 66. (1) Die Gemeindeältesten haben den Gemeinde¬ 
vorstand allenthalben zu unterstützen und insoweit seinen 
Anweisungen nachzugehen.



IV. Bon der Gemeindeverwaltung. 88 65—68. 31 

(2) Es können aber auch Gemeindeältefte von dem 
Gemeinderate mit selbständiger Besorgung gewisser, der 
eigentlichen Gemeindeverwaltung angehörigen Geschäfte, 

insbesondere mit dem Kassen= und Rechnungswesen, un¬ 

beschadet der Aufsicht des Gemeindevorstandes, beauf¬ 
tragt werden. 

(3) Die Gemeindeältesten sind in Fällen der Behin¬ 
derung des Gemeindevorstands oder der Erledigung seiner 

Stelle seine Stellvertreter. Sind mehrere Gemeindeälteste 
vorhanden, so ist vom Gemeinderate im voraus zu be¬ 

stimmen, welchem von ihnen diese Stellvertretung obliegen 

soll (vergl. 8 49). 
□y) Wäre weder der Gemeindevorstand noch ein Ge¬ 

meindeältester vorhanden und die Wahl eines einst¬ 
weiligen Stellvertreters untunlich, so hat in dringenden 
Fällen der nach dem Dienstalter eventuell nach den 
Lebenjahren älteste Gemeindevertreter das Mötige zu be¬ 
orgen. 

| 8 In Fällen, die eine außerordentliche Unterſtützung 
des Gemeindevorſtands wünſchenswert machen, können 

zu ſeiner Hilfe noch andere Gemeindemitglieder ihm vom 

Gemeinderate beigegeben oder von ihm ſelbſt zugezogen 
werden, welche diesfalls als Beauftragte des Gemeinde— 
vorſtands anzuſehen ſind und lediglich ſeinen Anweiſungen 
zu folgen haben. 

8 67. () Der Gemeindevorſtand und die Alteſten ſind 

für Beobachtung der Geſetze und der von vorgeſetzten 

Behörden ergangenen Anordnungen dieſen Behörden, 
hinſichtlich ihrer Geſchäftsführung bei der Gemeindever— 
waltung außerdem der Gemeinde verantwortlich. 

() Den Gemeindevertretern liegt eine Verantwortlich— 
keit nur inſoweit ob, als ſie ihre Befugniſſe überſchreiten, 
ein Strafgeſetz verletzen oder wider beſſeres Wiſſen in 
unredlicher Abſicht handeln. 

8 68. (1) Die Gemeindevorſtände und die Gemeinde¬ 
älteſten ſtehen, unbeſchadet der allgemeinen Aufſicht der 
zuſtändigen Behörden, hinſichtlich der 88 61 und 62
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bemerkten Geſchäfte unter der Diſziplinaraufſicht der 
Amtshauptmannſchaft und können bei grober oder wieder— 
holter Pflichtverletzung ſowie bei wahrgenommener Dienſt— 
unfähigkeit durch die Amtshauptmannschaft auf Zeit, 
nach vorgängigem Gehör des Bezirksausschusses aber 
auch gänzlich von ihrem Amte entfernt werden. 

(2) Das Minifterium des Innern kann den Gemeinderat 
aus Gründen eines erheblichen öffentlichen Interesses 
auflöfen und über die einjtweilige Verwaltung der Ge¬ 
meindeangelegenheiten fowie .der Polizei auf Koften der 
Gemeinde Beftimmung treffen. Solchenfalls ist die Aeri¬ 
wahl des Gemeinderats binnen 3 Monaten anzuordnen. 

V. Sondervorschriften für größere Landgemeinden. 

§ 69. Größere Landgemeinden mit entwickelteren Ver¬ 
hältnissen können sich durch ein, die gesamten Gemeinde¬ 
verhältnisse regelndes Ortsgesetz den nachstehenden Sonder= 
bestimmungen in §8 70 bis 77 unterstellen. 

8 70. (1) Die Zahl der unanfäfjigen Gemeindever- 
treter beträgt ein Drittel der Gefamtzahl der Gemeinde: 
vertreter. Durch Ortsgefeg kann diefe Zahl bis auf Die 
Hälfte erhöht werden. 

(2) VBorausfegung ijt dabei, daß ein Gemeindebürger: 
recht eingeführt ift oder auch für die Unanfälligen min- 

deitens zwei Klaffen gebildet werden. Der Klajjenbildung 

find die Zahl und die Gemeindefteuerverhältnijfe der 
unanfäfligen Gemeindemitglieder zugrumde zu legen; fie 
kann aud nad) Berufsklajfen erfolgen. 

8 71. (1) Die Verhandlungen des Gemeinderates find 
öffentlic). Doch kann der Gemeindevorftand bei einzelnen 
Verhandlungsgegenständen die Offentlichkeit ausschließen. 
Dies hat zu geschehen, wenn der Gemeinderat es be¬ 
schließt oder die öffentliche Ordnung oder Sittlichkeit 
gefährdet wird oder wenn Steuer= und Armensachen ver¬ 
handelt werden. 

() Die Verhandlungen dürfen in keinem Baume statt¬ 
finden, der zu gleicher Zeit als öffentlicher Schankraum



V. Sondervorſchriften für größere Gemeinden. 8869 —74. 33 

benützt wird. Der Gemeinderat iſt verpflichtet, eine 
Geſchäftsordnung aufzuſtellen und, ſoweit dies nach den 
oörtlichen Berhältnissen ohne übermäßige Kosten möglich 
ist, ein besonderes Sitzungszimmer zu beschaffen. 

(:) Der Gemeindevorstand kann Zuhörer, welche die 
BVerhandlungen stören, aus dem Sitzungszimmer weisen. 
Auch kann der Gemeinderat über Mitglieder und Zus 
hörer, welche die Verhandlungen ftören, Ordnungsftrafen 

bis zu 10 .% verhängen. Mit der gleichen Ordnungs: 
Itrafe können Gemeinderatsmitglieder belegt werden, 
welche ohne genügende Entschuldigung die Sitzung ver¬ 
säumen oder vor Schluß verlassen. Der Gemeinderat 
kann diese Ordnungsstrafen beschließen, auch wenn er 
infolge der Abwesenheit dieser Mitglieder an sich be¬ 
schlußunfähig sein sollte. 

8 72. (1) Der Gemeinderat hat dafür zu sorgen, daß 
die Verwaltung sämtlicher Gemeindekassen, abgesehen 
von den durch ihn selbst vorzunehmenden unvermuteten 
Nachprüfungen einer regelmäßigen eingehenden Prüfung 
durch Sachverständige unterzogen wird. 

() Er kann mit dieſer Prüfung einzelne Gemeinde¬ 
vertreter beauftragen und ihnen hierfür eine angemeſſene 

Entſchädigung bewilligen. 

§ 73. Zum Gemeindevorstande sollen in der Regel 

solche Personen gewählt werden, welche vorher in Staats¬ 
oder Gemeindeverwaltungen, bei Krankenkassen, Be¬ 
rufsgenossenschaften oder anderen Körperschaften oder 
auch in größeren kaufmännifchen, gewerblichen oder 

landwirtschaftlichen Betrieben mit Erfolg gearbeitet haben 
und dadurch für eine sachgemäße Verwaltung der Ge¬ 
meindeangelegenheiten Gewähr bieten. 

8 74. (1) Der Gemeindevorstand ist berufsmäßiger 
Gemeindebeamter; ob auch die Gemeindeältesten oder 
einzelne von ihnen als berufsmäßig zu gelten haben, ist 
bei Ausschreibung der Stelle, spätestens bei Vornahme 
der Wahl, festzusetzen. 

Michel, Landgemeindeordnung. 2. Aufl. 3
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() Die Gehalts=, Pensions=, Urlaubs= und sonstigen 
dienstlichen Verhältnisse der berufsmäßigen Gemeinde¬ 
beamten und Gemeindebediensteten sind durch ortsgesetz¬ 
liche Bestimmung zu regeln. 

§ 75. Die dem Gemeindevorstand in 8§ 58 und 64 
eingeräumte Befugnis zur Androhung und Verhängung 
von Geldstrafen wird bis zur Höhe von 75 . erweitert. 

§ 76. Die in § 62 geordnete Zuständigkeit des 
Gemeindevorstandes wird unter den dort angegebenen 
Voraussetzungen und Vorbehalten erweitert aus: 

1. die Ausstellung von Reisepässen, Paßkarten und 
Leichenpässen sowie der in § 44 a Absatz 1 der Ge¬ 
werbeordnung vorgesehenen Legitimationskarten; 

2. die Vornahme der den Polizeibehörden obliegenden 
Revisionen gewerblicher Betriebe; 

3. die Unfalluntersuchungen in Unfallversicherungs¬ 
sachen; 

4. die Erledigung der Geschäfte erster Instanz in Im¬ 
mobiliarbrandversicherungssachen. 

§ 77. (1) Zur Unterftügung des Gemeindevorstandes 
jowie zur Vorbereitung der Gemeinderatsbeschlüsse können 
durch Drtsgejeß für beftimmte Zweige der Gemeinde- 
verwaltung gemifchte Ausschüsse beftellt werden, deren 
Mitglieder vom Gemeinderat aus feiner Mitte und aus 
den übrigen stimmberechtigten Gemeindemitgliedern ge¬ 
wählt werden. In die Ausschüsse für Angelegenheiten 
der Armen= und Kranken=, Waisen= und öffentlichen 
Gesundheitspflege sowie der Fürsorgeerziehung können 
auch Frauen ohne Büchsicht auf ihre Stimmberechtigung 
gewählt werden. 

(i) Den Vorsitz in den Ausschüssen führt der Ge¬ 
meindevorstand, sofern er sich nicht von einem Gemeinde¬ 
ratemitglied vertreten läßt. 

(3) Über die Zuftändigkeit der Ausfchüffe, insbefondere 
Darüber, ob ihnen ausnahmsweife das Recht felbftän- 
diger Verfügungen übertragen wird, it ebenfalls durd) 
Ortsgeſetz Beſtimmung zu treffen.
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VI. Von der Beschlußfassung in nichteigentlichen 

Gemeindeangelegenheiten. 

8 78. Durch Ortsgesetz können auch Bestimmungen 
getroffen werden, wonach gewisse Klassen der Gemeinde¬ 
mitglieder in den ihnen allein angehörigen, jedoch zu¬ 
gleich das öffentliche Interesse berührenden Angelegen¬ 
heiten durch Stimmenmehrheit gültige Beschlüsse zu 
fassen berechtigt sind. 

VII. Von den selbständigen Gutsbezirken. 

8 79. (1) Von dem Gemeindeverbande bleiben aud) 
ferner ausgeschlossen: 

a) die Königlichen Schlösser und deren Zubehörungen, 
h) die bisher zu keinem Gemeindeverbande gehörigen 

Staats= und Privatwaldungen, 
c) Rammer- und Nittergüter, 
d) diejenigen Güter, die, ohne wirkliche NWitterguts- 

eigenjchaft zu haben, feither in gleichem Verhält— 
nijje zur Gemeinde geftanden haben. 

(2) Durch Freie Übereinkunft unter den Beteiligten 
können jedody die jelbjtändigen Gutsbezirke jederzeit 
mit dem benachbarten Gemeindebezirke vereinigt werden, 
wobei es jodann bewendet. 

8 80. (1) Werden Parzellen von einer der im $ 79 
gedadhten Beligungen abgetrennt und weder einem 
anderen selbständigen Gutsbezirke noch mit Zustimmung 
der betreffenden Gemeinde und Genehmigung der Auf¬ 
sichtobehörde einem benachbarten Gemeindebezirke zu¬ 
geschlagen, so werden sie, solange sich nicht das Bedürfnis 
zur Bildung einer neuen Gemeinde zeigt, auch ferner 
als zum Bezirke des selbständigen Gutes gehörig be¬ 
trachtet. 

(2) Zu selbständigen Gütern zugekaufte Grundstücke 
bleiben in dem Gemeindeverbande, dem sie angehörten, 
dafern nicht eine gegenteilige, von der Aufsichtsbehörde 
genehmigte Vereinbarung zustande kommt. 

37
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(6) Bei Tauſchgeſchäften kann eine andere Regulierung 
auch gegen den Widerſpruch eines der beteiligten Teile 
von der Aufssichtsbehörde getroffen werden. 

8 81. (1) Der Beliger eines felbjtändigen Gutes ift 
für den Bereich des Gutsbezirks zu allen Pflichten und 
Zeiftungen verbunden, die für den Gemeindebezirk der 
Hemeinde im öffentlichen Interejje obliegen, hierbei auch 
der gleichen Aufficht unterftellt.e. Namentlich hat er in 
Person oder durch einen nach) dem Ermefjfen des Amts— 
bauptmanns geeigneten Gtellvertreter, der Jeinen Auf— 
enthalt im Gutsbezirke oder in Dejjen unmittelbarer 
Nähe haben muß, die dem Gemeindevorjtande über: 
tragenen obrigkeitlichen Befugnisse und Pflichten aus¬ 
zuüben. Zu Verfügungen, bei denen sein Privatinteresse 
beteiligt ist, hat er die Genehmigung des Amtshaupt¬ 
manns einzuholen. 

(2) Die Befier oder deren etwaige Stellvertreter sind 
zu ihren obrigkeitlichen DObliegenheiten von dem Xlmts- 
hauptmann oder einem von ihm Beauftragten eidlich 
in Pflicht zu nehmen. 

(3) Wegen der Königlichen Schlösser wird, soweit 
nötig, bejondere Bejtimmung getroffen werden. 

8 82. (1) Zuriftifche Berfonen werden rückjichtlich der 
Rechte und Pflichten des Gutsvorftehers durch ihren 
DBertreter, Ehefrauen durd) ihren Ehemann, Kinder unter 
väterlicher Gewalt durch den Vater, Bevormundete durd) 
ihren Vormund vertreten. 

(©) Bon mehreren Eigentümern eines jelbjtändigen 
Gutes hat im Mangel einer freien Vereinigung der im 
Gutsbezirke wohnhafte und, wenn mehrere von ihnen 
im ÖGutsbezirke wohnen, der ältefte die Pflichten und 
Nechte eines Gutsvorftehers auszuüben. Zwifchen Gleich- 
berechtigten entjcheidet im Mangel einer von dem Amts¬ 
hauptmann zu genehmigenden Vereinbarung Das Los. 

8 83. (1) Die öffentlichrechtlichen Befugnisse eines 
Gutsvorstehers Kann niemand ausüben, der nad) SS 22 
und 23 das Stimmrecht auszuüben nicht berechtigt ift.



VIII. Von der Oberaussicht des Staates. § 86. 37 

(2) Abgesehen von dem vorgedachten Falle hat die 
Ernennung eines Stellvertreters auch dann zu erfolgen, 
wenn der Besitzer des Gutes oder dessen im § 82 ge¬ 
nannter gesetzlicher Vertreter nicht seinen ständigen 
Aufenthalt im Gutsbezirke hat oder wegen Krankheit 
oder aus anderen in seiner Person liegenden Gründen 
die Pflichten eines Gutsvorstehers zu erfüllen behindert ist. 

(3) Versäumt der Gutsherr die Ernennung des Stell¬ 
vertreters, so ist ein solcher von dem Amtshauptmann 
auf Kosten des Gutsherrn zu bestellen. 

(ı) In dem Falle, wenn ein Gutsherr des Stimm¬ 
rechts verlustig ist, hat der Amtshauptmann für die 
einstweilige Berwaltung der § 81 bemerkten Geschäfte 
auf Kosten des Gutsbesitzers Bestimmung zu treffen 
(vergl. § 68). 

§ 84. Bei Aufstellung der Listen und Verzeichnisse 
für staatliche Zwecke, namentlich für Steuern, für Wahlen 
zum Reichs= oder Landtage, der Geschworenen usw., 
für das Mililitärersatzgeschäft usw. sind die Bewohner 
der selbständigen Güter (88 79 und 80), soweit nicht 
ausdrücklich andere Vorschriften getroffen werden, in 
die Ortslisten mit aufzunehmen. Es ist jedoch dafür 
von dem Gutsherrn eine nötigenfalls von der Auffichts- 
behörde festzustellende Vergütung zu gewähren. 

§ 85. Unter Zustimmung des Gemeinderats und mit 
Genehmigung der Aufsichtsbehörde können seitens des 
Besitzers eines selbständigen Gutes auch andere oder 
sämtliche ihm obliegende Gutsvorstehergeschäfte dem Ge¬ 
meindevorstande des benachbarten Gemeindebezirks gegen 
angemessene Entschädigung übertragen werden. 

VIII. Von der Oberaufsicht des Staates. 

§ 86. Die Oberaussicht des Staates ist auser auf 
die Befolgung der gesetzlichen Vorschriften namentlich 
darauf gerichtet, daß die Befugnisse der Gemeinde und 
ihrer Organe nicht überschritten, dad Stammvermögen
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erhalten und ſein Ertrag nur zum Beſten der Gemeinde 
verwendet, eine ungerechtfertigte Belaſtung der Gemeinde 
mit Schulden vermieden werde, auch deren Tilgung 
ſtets planmäßig erfolge. 

§ 87. (1) Die Oberaufsicht wird, soweit nicht nach 
den gesetzlichen Bestimmungen die Zuständigkeit einer 
anderen Behörde begründet ist, zunächst durch den Amts¬ 
hauptmann, in den Fällen der §8 2, 7 Absatz 1, 8, 9, 
12, 13, 16b, 166, 168, 26, 27, 30, 39, 45, 55, 57 Ab¬ 
satz 3, 69, 80, 84, 85, 89, 90 a, c und f und 91 unter 
Mitwirkung des Bezirksausschusses ausgeübt. 

(2) Diefem ift die Entjchliegung aud) dann vorzube: 
halten, wenn der Amtshauptmann für fich allein Be- 
denken trägt, zu einem Beihluß im Sinne von $ YOb, 

d, e und g Genehmigung zu erteilen. 
(3) In höherer Instanz steht die Handhabung der 

Dberauffiht dem Areishauptmann und weiterhin dem 
Ninifterium des Innern zu. 

8 88, Die Auffichtsbehörden find befugt, zu Wus- 
übung ihres Auffichtsrechts jederzeit über die Bermögens- 
verhältniffe der Gemeinde fowie über die Erfüllung der 
Gemeindeobliegenheiten und die Geschäftsführung der 
Gemeindeorgane Auskunft und Nachweisungen zu ver¬ 
langen, auch an Ort und Stelle die nötigen Erörterungen 
zu veranstalten, nicht minder die Mitglieder des Ge¬ 
meinderats, welche ihre Pflicht verletzen, mit Ordnungs¬ 
strafen zu belegen. 

§ 89. Unterläßt eine Gemeinde die ihr obliegenden 
und im öffentlichen Interesse nötigen Leistungen und 
Einrichtungen, insbesondere die Beschaffung der dazu 
erforderlichen Mittel, so ist die Aufsichtsbehörde ermächtigt, 
sie dazu anzuhalten und, wenn die deshalb erlassenen 
Verfügungen ohne Erfolg bleiben, das Nötige auf Koften 
der Gemeinde auszuführen und die dazu erforderlichen 
Mittel nötigenfalls durc) Ausfchreiben und Einziehen 
von Semeindeanlagen aufbringen zu lajjen.
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§ 90. Die Genehmigung der Aufsichtsbehörde ist er¬ 
forderlich: 

a) zu allen ortsgesetzlichen Bestimmungen; 
b) zu Anderung des Gemeindebezirks; 
c) zu Verminderung des Stammvermögens; 
d) zu Veräußerung von Gemeindegrundstücken, die dem 

Stammvermögen angehören; 
e) zu Ubernahme bleibender Verbindlichkeiten auf die 

Gemeinde sowie zu Verträgen, durch welche an den 
der Gemeinde gehörigen Wegen und anderen öffent¬ 
lichen Einrichtungen Sonderbenutzungsrechte auf 
länger als 5 Jahre eingeräumt werden; 

f) zu Feststellung des Fußes für die Aufbringung von 
Gemeindeanlagen; 

8) zu Aufnahme von Gemeindeschulden, die nicht inner¬ 

halb längstens 3 Jahren getilgt werden. 

8§ 91. In besonderen Fällen kann von dem Mini— 
sterium des Innern auf Antrag des Gemeinderats nach 
vorheriger Begutachtung der Aufsichtsbehörde von Be¬ 
stimmungen des gegenwärtigen Gesetzes dispensiert werden. 

S 92, (1) Alle Gejchäfte, die lediglich Folge des Ober= 
aufsichtsrechts sind, sollen völlig kosten= und stempelfrei 
erledigt werden. 

(2) Dagegen leiden auf unbegründete Beschwerden sowie 
auf die durch ordnungswidriges Verfahren bei den Staats¬ 
verwaltungs= und Aufsichtsbehörden veranlaßten Ver¬ 
handlungen und Entschließungen auch in eigentlichen 
Gemeindesachen die wegen Berechnung und Abstattung 
von Kosten im allgemeinen geltenden Grundsätze An¬ 
wendung.



II. Geſelz iber Gemeindeverbände; 
vom 18. Juni 1910. 

(GVBl. S. 146.) 

A. Allgemeine Bestimmungen. 

§ 1. Politische Gemeinden und selbständige Gutsbe¬ 
zirke dürfen sich zur Erfüllung von Aufgaben, die auf 
dem Gebiete der Gemeindetätigkeit liegen, zu Gemeinde¬ 
verbänden vereinigen. 

5 2. (1) Über den Zweck, die Bertretung und die 
Verwaltung des Verbands, fowie über die Aufbringung 
der erforderlichen Mittel und die Haftung der NMlitglie- 
der ift durch übereinftimmende Befchlüffe der beteiligten 
Gemeinden und Gutsherrfihaften eine Verbandssatzung 
zu errichten. 

(2) Die Verbandsfaßung bedarf der Genehmigung 
a) des Mlnifteriums des Innern, wenn cine Otadt 

mit Revidierter Städteordnung dem Verbande an¬ 

gehört oder die Verbandsmitglieder zu verschiedenen 
Negierungsbezirken gehören, 

b) der Amtshauptmannschaft, wenn der Gemeindever¬ 
band nur aus Städten mit der Städteordnung für 
mittlere und kleine Städte, Landgemeinden und 
jelbjtändigen Gutsbezirken befteht, die in ihrem 
Berwaltungsbezick liegen, | 

0) der Kreishauptmannschaft in allen übrigen Fällen. 
(3) Die gleiche Genehmigung ift für den Beitritt neuer 

Derbandsmitglieder zu einem bestehenden Verbande er¬ 
forderlich, sofern dieser Beitritt nicht bereits in der Ver¬ 
bandssatzung vorgesehen und geregelt ist. Indessen ist 
auch in diesem Falle jeder nachträgliche Beitritt der 
Aussichtsbehörde (§ 4) alsbald anzuzeigen.
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() Die Versagung der Genehmigung sowie die Be¬ 
anstandung einzelner Bestimmungen sind zu begründen. 

§ 3. Vor der Entschließung über die Genehmigung 

der Verbandssatzung oder eines nachträglichen Beitritts 

sind, soweit sie nicht nach § 25 selbst mit zu entscheiden 

haben, die beteiligten Bezirksausschüsse und, wenn Städte 

mit Revidierter Städteordnung als Verbandsmitglieder 

in Frage kommen, die beteiligten Kreisausschüsse zu 
hören. 

8 4. (1) Aufsichtsbehörde ist, wenn der Gemeindever¬ 
band nur aus Städten mit der Städteordnung für 
mittlere und kleine Städte, Landgemeinden und selbstän¬ 

digen Gutsbezirken ihres Berwaltungsbezirks besteht, 
die Amtshauptmannschaft, in allen übrigen Fällen die 
Kreishauptmannschaft. Gehören die Verbandsmitglieder 
verfchiedenen Negierungsbezirken an, jo bejtimmt das 
Minifterium des Innern nad) Gehör der beteiligten 
Kreisausschüsse, welche Kreishauptmannschaft die Auf¬ 
sicht zu führen hat. 

(2) Auf Antrag des Verbands kann die Kreishauptmann- 
Ichaft die Aufficht einer Umtshauptmannfchaft übertragen. 
Gehört dem Verbande eine Stadt mit Revidierter Städte¬ 
ordnung an, so bedarf es hierzu ihrer Zustimmung. Alit 
der Ubertragung gilt die beauftragte Amtshauptmann¬ 
schaft als Aufsichtsbehörde. 

§ 5. (1) Gemeindeverbände sind Körperschaften des 
öffentlichen Bechts. Sie erlangen die Rechtsfähigkeit 
durch die Genehmigung der Verbandssatzung, wenn in 
diefer kein späterer Zeitpunkt bestimmt ist. 

(2) Die Aufsichtsbehörde hat die Genehmigung Der 
Verbandssatzung und ihren wesentlichen Inhalt sowie 
Abänderungen alsbald in ihrem Amtsblatte auf Kosten 
des Verbands bekanntzumachen. 

8 6. Uber die Rechte und Pflichten der Beamten 
und Angestellten des Verbands bestimmt die Verbands¬ 
satzung. Dient der Verband Aufgaben, deren Erfüllung
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den Gemeinden gesetzlich obliegt, so bestimmen sich die 
Rechte der Beamten auf Gehalt und Ruhestandsunter¬ 
stützung nach den Vorschriften, welche für die Gemeinde¬ 
unterbeamten in Städten mit Revidierter Städteordnung 
gelten. 

5 T. (1) Der Verband bedarf der Genehmigung der 
Aufsichtsbehörde 

1. zur Ubernahme bleibender Verbindlichkeiten, 
2. zur Aufnahme von Schulden, die nicht im Laufe 

des nächsten Geschäftsjahres getilgt werden. 
()Für das Verhältnis der Aufsichtsbehörde zu dem 

Verbande, seinen Mitgliedern und Organen gelten sinn¬ 
gemäß die Bestimmungen der Gemeindeordnungen über 
die Gemeindeaussicht. 

§ 8.u) Vermögen einzelne Gemeinden oder Gutsbezirke 
für sich allein bestimmte Aufgaben, die ihnen gesetzlich 
obliegen, namentlich auch auf dem Gebiete der Polizei¬ 
verwaltung, nicht zweckentsprechend zu erfüllen, so Können 
sie, falls eine freiwillige Bereinigung nicht zustande 
kommt, hierfür zur Bildung eines Verbands oder zum 
Anschlusse an einen solchen von der Kreishauptmann- 
schaft nach Gehör des Bezirksausschusses angehalten 
werden. 

(2) Kommen die beteiligten Gemeinden innerhalb der 
ihnen zu ftellenden Zrift einer folchen Anordnung nicht 
nad), jo kann das Minifterium des Innern das zur Voll: 
stehung Erforderliche bewerkftelligen und, foweit nötig, 
die Verbandssatzung erlassen. 

(3) Auf die einen selbständigen Gutsbezirk bildenden 
Grundstüche des Reiches oder des sächsischen Staates 
sowie die Königlichen Schlösser und deren Zubehörungen 
sind die Vorschriften des 1. und 2. Absatzes nicht an¬ 
zuwenden. 

8 9. (1) Der Austritt oder Ausschluß einzelner Mit¬ 
glieder bedarf der Genehmigung der Auffichtsbehörde 
des Verbands, wenn nicht die Verbandssatzung die Vor¬
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aussetzungen des Ausscheidens regelt und der Austritt 

oder Ausschluß diesen Boraussetzungen entspricht. In¬ 

dessen ist in jedem Falle das Auoscheiden eines Mit¬ 

glieds der Aufsichtsbehörde alsbald anzuzeigen. 

(2) Das ausgeschiedene Alitglied haftet dem Berbande 

gegenüber für alle Verbindlichkeiten Des Verbands, Die 

vor feinem Ausfcheiden entjtanden jind, nad) Yllaßgabe 
der Verbandsfagung weiter. Die Dauer der Haftung 

kann in der Verbandsfagung auf bestimmte Zeit be¬ 

Ichränkt werden. 

(3) Das Ausfcheiden einzelner Nlitglieder hat die Auf: 

löfung des Verbands nur zur Yyolge, wenn Dies in Der 

Verbandssatzung vorgesehen ist oder nach dem Aus¬ 

scheiden nicht mindestens zwei Miitglieder verbleiben. 

8 10. (1) Die Auflöfung des Verbands bedarf der 

Henehmigung der Aufjichtsbehörde des Verbands. Die 

Genehmigung darf dann nicht verjagt werden, wenn 

die Berbandssatzung die Voraussetzungen der Auflösung 

regelt und die Auflösung diesen Voraussetzungen ent¬ 

spricht. 
(2) Vor der Auflösung sollen sämtliche Verbindlich¬ 

keiten des Verbands Dritten gegenüber geregelt sein. 

Soweit dies nach Lage der Verhältnisse im einzelnen 
Falle nicht möglich ist, haften sämtliche Verbandsmit¬ 

glieder für die Verbindlichkeiten des Verbands als Ge¬ 

samtschuldner. Die Verbandssatzung kann die Haftung 
in anderer Weise regeln. 

(3) Die Genehmigung der Auflösung ist von der Auf¬ 

sichtsbehörde alsbald auf Kosten des Verbands in ihrem 

Amtsblatte bekanntzumachen. 

B. Besondere Bestimmungen. 

1. Für wirtschaftliche Berbände größeren 
Umfangs. 

8 11. Gemeindeverbände, die den Betrieb einer wirt: 
Ichaftlichen Unternehmung größeren Umfangs bezwecken, 

können durch eigenen Beichluß oder auf Anordnung Der
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Behörde, der die Genehmigung der Verbandssatzung 
obliegt, neben den allgemeinen Bestimmungen des Ge¬ 
setzes noch den besonderen Vorschriften der §§ 12 bis 18 
unterstellt werden. 

§ 12. Die Verbandssatzung muß außer den in § 2 
Absatz 1 angeführten Gegenständen regeln: 

1. den Namen, Umfang und Sitz des Verbands, 
2. die Uberwachung der Geschäftsführung, 
3. die Bermögensverhältnisse des Verbands, 
4. die Grundfäße für Aufstellung der Jahresrechnung, 

Bilanz, Inventuraufnahme, Abschreibungen und 
BRüchklagen, 
die Rechte und Pflichten der Mitglieder und ihre 
Anteile am Vermögen, an den Rechten und Pflichten 
des BVerbands, insbesondere ihre Beitragslasten, 

6. den Austritt und Ausschluß einzelner Mitglieder, 
7. die Auflösung des Verbands und die Verwendung 

des Vermögens im Falle der Auflösung. 

Oi
 

5 13. (1) Der Verband muß einen Vorftand haben, 
der aus mindeftens 3 und in der Negel nicht mehr als 
‘ Berfonen und mindeftens zur Hälfte aus Mitgliedern 
der Gemeindevertretungen in den Verbandsgemeinden 
oder Vertretern der dem Verbande angehörenden Guts¬ 
bezirke besteht. 

() Die Voraussetzungen der Wählbarkeit zum Vor¬ 
standemitgliede bestimmt im übrigen die Verbands¬ 
satzung. 

(3) Sämtliche Wahlen und Beftellungen von VBorftands: 
mitgliedern find der Aufjichtsbehörde des Verbands an- 
zuzeigen und von ihr im Amtsblatte öffentlich bekannt: 
zumachen. 

§ 14. (ı) Der Vorftand vertritt den Verband gericht: 
lich und hußergerichtlich; er hat die Stellung eines ge— 
ſetzlichen Vertreters. Der Umfang ſeiner Vertretungs¬ 
macht kann nur durch die Verbandssatzung mit Wirkung 
gegen Dritte beschränkt werden. "6
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Z () Nach außen wird der Vorstand durch seinen Vor¬ 

sitzenden vertreten. 

8 15, (1) Die Genehmigung des Verbands kann 
davon abhängig gemacht werden, daß ein Aufjichtsral 

gebildet wird. 

( Dieser soll aus mindestens 5 und in der Negel 
nicht mehr als 11 Berfonen und mindejtens zur Hälfte 
aus Mitgliedern der Gemeindevertretungen in den Ver: 
bandsgemeinden oder Bertretern der den Berbande an¬ 

gehörenden Gutsbezirke beftehen. Die Vorausjegungen 

der Mählbarkeit zum Mitgliede des Auflichtstates be— 
ſtimmt im übrigen die Verbandsſatzung. Vorſtandsmit— 

glieder können nicht Mitglieder des Auſſichtsrates sein. 

"h Das Amt eines Aufjichtsratsmitglieds ift ein Ehren¬ 
amt. 

8 16. (1) Dem Aufjichtsrate liegt es ob, die Geschäfts¬ 
führung des Vorftands zu überwachen. Zu diefem Zwedte 

hat er fich über die laufenden Gejchäfte in fteter Kennt 

nis zu halten, insbejondere jährlich mindeſtens einmal 

die Einrichtungen des Verbands und den gefamten Ge: 

Ichäftsbetrieb zu prüfen oder durch einen geeigneten 

Sachverständigen prüfen zu lassen. 
() Die Auffichtsbehörde kann den Auffichtsrat jeder: 

zeit anhalten, eine foldhe Prüfung vorzunehmen 1md 
hierzu einen Sacyverftändigen zuzuziehen. Hierbei kann 

lie fich die Zuftimmung zur Auswahl des Sachverjtän: 
digen vorbehalten. 

(3) Sämtliche Auffichtsratsmitglieder find verpflichtet, 
an der Überwachung tätig Anteil zu nehmen und können 

zu diefem Zwecke jederzeit die Einrichtungen und Ge: 

Ichäftsbücher des Verbands in Augenfchein nehmen. 

8 17. Berbände ohne Auffichtsrat haben cine Der: 
bandsverfammlung zu bilden. Die in $ 16 dem Xuf 

fichtsrat und Deffen einzelnen Mitgliedern beigelegten 

Rechte und Pflichten ftehen in foldem Falle der Ver¬ 
bandsverfammlung und Deren Mitgliedern Zu. Das
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Nähere über die Zuſammenſetzung der Verbandsver¬ 
ſammlung und die Wahrung ihrer Nechte und Pflichten 
bestimmt die Verbandssatzung. 

§ 18. (1) Der Vorstand hat nach jedem Geschäftsjahr 
einen Rechenschaftsbericht zu erstatten, der vom Aufsichts¬ 
rat zu prüfen und mit dessen Begutachtung den Ver¬ 
bandsmitgliedern oder der Verbandsversammlung zur 
Richtigsprechung vorzulegen ist. Besteht kein Aufsichterat, 
so hat der Vorstand den Rechenschaftsbericht der Ver¬ 
bandsversammlung zur NRichtigfprecjung vorzulegen. 

(2) Der genehmigte Nechenfchaftsbericht ift der Auf: 
lichtsbehörde einzureichen. 

2. Zür Verbände zu vorübergehenden Zwecken. 

8 19. (1) Wollen fich Gemeinden und Gutsbezirke zu 
einem vorübergehenden Zwecke oder zur Prüfung und 
Borbereitung der Gründung eines dauernden Verbands 
vereinigen, fo bedarf es gleichlautender Beichlüjfe der 
Gemeinden und Gutsherrfchaften fowie der Genehmigung 
ihrer Auffichtsbehörden. . 

() In den Beschlüssen sind die Anteile der Beteiligten 
an den Ausgaben und ihre fonjtigen Nechte und Pflichten 
festzustellen. 

(3) Der Verband endet mit der Erreichung feines Jwecks 
oder durch übereinstimmende Beschlüsse der Beteiligten. 
Diefe bedürfen der Genehmigung der Auflichtsbehörden. 
Die Genehmigung foll erft nad) Regelung aller Ver- 
bindlichkeiten erteilt werden. 

3. Für Verbände anderer Zufammenfeßung. 

3 20. (1) In derfelben Meife wie Gemeinden md 
Gutsbezirke können sich Bezirksverbände, Fürsorgever¬ 
bände und Gemeindeverbände unter sich und mit Ge¬ 
meinden und Gutsbezirken zu Verbänden vereinigen, die 
der Erfüllung der mit ihrem Wirkungskreise zusammen¬ 
hängenden Aufgaben dienen.
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(2) Aufsichtsbehörde ist in solchem Falle das Miniſterium 
des Innern. Dieſes kann auf Antrag des Verbands 
die Aufſicht einer Kreishauptmannſchaft übertragen. 

(3) Die Bestimmungen in 88 3 bis 19 find auf Diefe 
Berbände entjprechend anzuwenden. 

5 21. (ı) Schul- und Kirchgemeinden können an Ge- 
meindeverbänden im Sinne dieses Gesetzes zum Zwecke 
der Befriedigung der Bedürfnisse ihrer eigenen Ver¬ 
waltung teilnehmen. Auch hönnen sie mit einer poli¬ 
tischen Gemeinde oder einem selbständigen Gutsbezirk 
einen derartigen Verband bilden. 

(2) Zum Beitritt bedarf es für Schulgemeinden der 
Genehmigung des Ministeriums des Kultus und öffent¬ 
lichen Unterrichts, für Kirchgemeinden der obersten Kirchen¬ 
behörde. | 

(3) Aus wichtigen Gründen kann die Schul- oder 
Kirchenaufsichtsbehörde jederzeit den Schul= oder Kirch¬ 
gemeinden aufgeben, aus dem Berbande auszutreten, 
sobald es nach der Verbandssatzung zulässig ist. 

§ 22. Der Zusammenschluß sächsischer Gemeinden, 
Gutsbezirke und Verbände mit Gemeinden, Gutsbezirken 
und Verbänden anderer deutscher Bundesstaaten zu einem 
Verbande bedarf der Genehmigung des Ministeriums 
des Innern. Die Genehmigung ist jederzeit widerruflich. 
Die im Falle des Widerrufs eintretenden Rechtsverhält¬ 
nisse sind beim Zusammenschlusse zu regeln. 

C. Ubergangs= und Schlußbestimmungen. 

8 23. Auf Verbände, die durch Reichsgesetz geordnet 
sind, findet dieses Gesetz keine Anwendung. 

§ 24. Insoweit nach Reichs= oder Landesrecht das 
Unternehmen selbst, wofür der Gemeindeverband be¬ 
gründet werden soll, einer besonderen Genehmigung be¬ 
darf, wird hieran durch dieses Gesetz nichts geändert. 

8 25. Bei den Entſchließungen, die auf Grund dieſes Geſetzes in erſter Inſtanz zu faſſen ſind, haben die Kreis—
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hauptmannschaften den Kreisausschuß, die Amtshaupt¬ 
mannschaften den Bezirksausschuß zuzuziehen. In dring¬ 
lichen Fällen sowie in den Fällen des § 19 hann die 
zuständige Kreis= oder Amtshauptmannschaft eine Ge¬ 
nehmigung auc) ohne Nlitwirkung des Kreis= oder Be¬ 
zirksausschusses erteilen, hat ihm aber davon nachträglich 
Mitteilung zu machen. 

8 26, Beftehende Gemeindeverbände find binnen 
2 Jahren nach dem Inkrafttreten dieses Gesetzes nach 
dessen Worfchriften einzurichten. 

8 27. Das Münifterium des Innern kann in be- 
jonderen Fällen auf Anfuchen von den Beltimmungen 
dieses Gesetzes befreien. 

§ 28. Durch dieses Gesetz werden entgegenstehende 
Bestimmungen der Mevidierten Gtädteordnung vom 
24. April 1873 und der Wevidierten Landgemeindeord¬ 
nung vom gleichen Tage, insbejondere die SS 89 Dis 02 
der leßteren, außer Kraft gejetzt.



gachregiſter. 
Vorbemerkun 8: I bedeutet Landgemeindeordnung, ll bedeutet Gemeinde¬ 
verbandsgesetz. Die arabischen Ziffern weisen auf die Paragraphen der Gesetze. 

A 

Ablehnung des Gewählten, 
Eintritt des Ersatzmanns 
uſw. 1 37 

Ablehnungsgründe bei Ge— 
meindewahlen I 26. 

Ablösung besonderer Gemein¬ 
deleistungen 1 16f. 

Aktor bei Rechtsstreitigkeiten 
zwischen Gemeinde und Ge¬ 
meinderat I 60. 

Altgemeinden, Gemeindelei¬ 
stungen 1 16f. 

Amter, öffentliche, Entziehung 
zur Bekleidung, Einfluß auf 
Stimmrecht 1 23. 

Amtshauptmann, Bestäti¬ 
gung der Wahl des Ge¬ 
meindevorstands und der Ge¬ 
meindeältesten 1 49; — Ver¬ 

pflichtung des Gemeinde¬ 
vorstands und der Gemeinde¬ 
ältesten 1 50; — Vorlegung 
von Polizeiregulativen an 
ihn 1 58; — Anzeigen bei 
Versagung der Ausführung 
von Gemeinderatsbeschlüssen 
an ihn 159; — bestellt Ak¬ 
tor bei Rechtsstreitigkeiten 
zwischen Gemeinde und Ge¬ 
meinderat 1 60; — Zustim¬ 
mung zur Bestellung des 
stellvertretenden Gutsvor¬ 
stehers 1 81;— Verpflichtung 
der Gutsvorsteher und ihrer 

Michel, Landgemeindeordnung. 

  

Stellvertreter 1 81; — Ge¬ 
nehmigung zu Verfügungen 
des Gutsvorstehers, wenn 
dessen Privatinteresse betei¬ 
ligt ist ! 81; — Bestellung 
eines stellvertretenden Guts¬ 
vorstehers I 83 (3, 4)) — 
Ausübung der staatlichen 
Dberauffiht I 87; — Ge: 
nehmigung der Vereinba= 
rung zwilchen Gleichberech- 
tigten wegen Ausübung der 
Gutsvorsteherrechte I1 82. 

Amtshauptmannschaft, Ent¬ 
scheidung über Einwendun¬ 
dungen gegen das Wahlver¬ 
fahren 1 39; — Einreichung 
der Haushaltpläne 157; — 
Aufsicht über die Ortspolizei 
des Gemeindevorstands 162; 
— Anzeige wegen Anordnun= 
gen des Gemeindevorstands 
164; — Abgaben von Straf¬ 
anzeigen durch d. Gemeinde¬ 
vorstand I 64 (3); — Um¬ 
wandlung uneinbringlicher 
Geldstrafen 1 64; — Dienst¬ 
und Difziplinaraufficht über 
Gemeindevorstände und Ge¬ 
meindeälteste I 68; — als 
Aufsichtsbehörde für Ge¬ 
meindevorstände II 4, 25; — 
Genehmigung d. Verbands¬ 
satzung von Gemeindever¬ 
bänden 11 2f; — Geneh¬ 
migung Des %Beitritts zu 

2. Aufl. 4
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einem Gemeindeverbande 
II 2 (3). 

Anlagenfuß, Genehmigung 
der Feststellung 1 90. 
nordnungen, allgemeine, 
des Gemeindevorstands 1 58, 

4.— 
Ansässige, Vertretung im Ge¬ 

meinderat 1 18. 
Arbeiterpolizei I 62 f. 
Arbeitsanstalt, Unterbrin¬ 

gung, Einfluß auf Stimm¬ 
recht 1 23. 

Archiv der Gemeinde I 58. 
Armenärzte, Annahme 1 57. 
Armenkaſſe, Verſchmelzung 

mit der Gemeindekasse 1 13. 
Armenpflege, Ausübung durch 

den Gemeindevorstand! 62e. 
Armenunterftügung, Einfluß 

auf Stimmrecht I 23. 
rmenverbände, Auflösung 
der Urmenkaffe I 13. 

Aufläufe, Einfchreiten gegen 
U. 1 628. 

Auflöfung des Gemeinderats 
1 68; — des Gemeindever- 
bandes II 9, 10, 12. 9 

Auffichtsbehörde der Land- 
gemeinde I 87; — Bejtäti: 
gung der Ortsgefeße I 2; — 
Genehmigung der&emeinde- 
bezirksveränderungen I 7; 
— Genehmigung zur Ver¬ 
minderung des Stammver= 
mögens I 9; — Beschrän¬ 
kung der Selbstverwaltung 
bei Waldungen 112; — Ge: 
nehmigung bet Auflöfung 
von Armenkassen oder Ar¬ 
menverbänden 113, der Her- 
anziehung von Nichtge- 
meindemitgliedern zu den 
Gemeindeleistungen I 16b; 
— Neufeststellung der Ge¬ 
meindeleistungen 1 168; — 
entscheidet über Rekurse   

über das Vorhandensein von 
Ablehnungsgründen I 26: 
— Bekursentscheidung bei 
Geldstrafenfestsetzungen we¬ 
gen Wahlannahmeverweige¬ 
rung 127, bei Einsprüchen 
gegen Die Wahlliften I 30; 
— Genehmigung bei Wahl 
berufsmäßiger Gemeinde— 
vorjtände und »ültefter I 45; 
— Entjceidung bei Anrufen 
im Falle gefährdeten Klaffen- 
interefjes 155; — Wegelung 
bei Tauschgeschäften selb¬ 
ständiger Gutsbezirke I 80; 
— Genehmigung der Uber¬ 
tragung von Gutsvorsteher¬ 
geschäften auf den Gemeinde¬ 
vorstand 185; — Auskunfts¬ 
recht! 88; —Ordnungsstrafen 
gegen Gemeindevertreter 
1 88; — Anordnung von 
Zwangsmaßregeln gegen 
jäumige Gemeinden I 89; 
— Erfordernis ihrer Gench- 
migung I 90; — Begutad: 
tung von Dispenfationsge- 
fuchen I 91; — über Ge- 
meindeverbände 1l4, 7h (2); 
— für Verbände von VVer- 
bänden 11 20; — ihr ijt der 
Beitritt zu einem Gemeinde¬ 
verbande anzuzeigen II2 (3); 
— der Gemeindeverbände, 
Einholung ihrer Genehmi- 
gung Il 7; — Öenehmigung 
des Wustritts von Ge¬ 
meindeverbandsmitgliedern 
II 9, Anzeigepflicht bei fol- 
chem Austritt an fie II 9; 
— Genehmigung der Wuf- 
löfung eines Gemeindever¬ 
bandes II 10, Bekanntma- 
hung der Auflöſung im 
Amtsblatte II 10; — der 
Gemeindeverbände, Anzeige 
über die Wahlen des Vor¬
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standes II 13 (3); — macht 
d. Namen der Vorstandsmit¬ 
glieder bekannt 1I 13 (3); 
— Rechte gegenüber dem 
Aufsichtsrat eines Gemeinde¬ 
verbandes Il 16; — Geneh- 
ınlgung von Gemeindever¬ 
bänden zu vorübergehenden 
Zwecken 1119, der Auflöfung 
11 19; — Einreichung des 
Rechenschaftsberichts der Ge¬ 
meindeverbände II 18. 

Auffichtsrat bei Gemeinde: 
verbänden I 15, 16, 18. 

Aufwand der Geschäftsfüh¬ 
rung des Gemeindevorstan¬ 
des I 63. 

Ausbezirkung 
Grundstücke I 7. 

Auskunftsrecht der Aufsichts¬ 
behörden 1 88. 

Auslegung der MWahlliften 
I 29. 

Ausnahmebewilligungen v. 
LGO. 1 91; — vom Ge— 
meindeverbandsgesetz 11 27; 

Ausscheiden aus dem Ge¬ 
meinderat bei Verlust der 
Stimmberechtigung oder 
Wählbarkeit I 41. 

Ausschüsse, gemischte, in grö¬ 
Beren Landgemeinden 177; 
— Vorsitz führt der Ge¬ 
meindevoritand I 77. 

Außerordentliche Kapital¬ 
einnahmen I 10. 

Austritt aus dem Gemeinde¬ 
verbande II 9, 12. 

Autonomie der Gemeinden13. 

B 

Badeplätze, Aufsicht 1 62 d. 
Baugenehmigungsgesuche, 
Annahme 1 62h. 

Baulichkeiten, gefährliche, 
Aufficht über 3. I 62h. 

einzelner 
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Bauordnungswidri ke Aufficht über 8. 16h. en Baupolizeiliche Befugnisse d. 
Gemeindevorstands 1 62h. 

Benmte des Gemeindever¬ bandes, Bestimmungen über 
sie in der Verbandssatzung II 6, ihre Rechte II 6. 

Beamte, öffentliche, Wahl als 
Gemeindevertreter 1.26. 

Beauftragte des Gemeinde¬ 
vorstands I 66. 

Befreiung von den Gemeinde: 
leistungen I 16 k, 1, m,n. 

Begräbniswesen, Aufsicht 
1 62c. 

Beitragspflicht zu den Ge- 
meindelaften I 16a ff. 

Beleuchtung, öffentliche, Für— 
ſorge 1626b. 

Beſchlagnahmen durch den 
Gemeindevorſtand 1621. 

Beschlußfähigkeit des Ge¬ 
meinderates I 53. 

Betrunkene, Einfchreiten ge— 
gen B. 162d. 

Bettelwesen, Abstellung 
I1 62, d. 

Bezirksausschuß, Mitwir¬ 
kung bei der staatlichen Ober¬ 
aufsicht 1 87, bei Nichtbe¬ 
stätigung des Gemeindevor¬ 
stands oder des Gemeinde¬ 
ältesten 149, bei Ubertragung 
der Polizei auf eine andere 
Behörde als den Gemeinde¬ 
vorstand 1 62 (2), bei Unter¬ 
sagung der Ausführung 
von Gemeinderatsbeschlüssen 
159, bei Entfernung von Ge- 
meindevorständen und Ge¬ 
meindeältesten vom Amte 
1 68, bei zwangsweiser Bil¬ 
dung von Gemeindeverbän¬ 
den II 8, bei Genehmigung 
von Verbandssatzungen der 
Gemeindeverbände II 3, bei 

4
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erstinstanzlichen Entschlie¬ 
ßungen in Gemeindever¬ 
bandsangelegenheiten II 25. 

Bezirksverbände, Vereini= 
gung zu Verbänden II 20. 

Bezirksverwaltung, deren 
örtliches Organ 161. 

Bleibende Verbindlichkei¬ 
ten, Genehmigung der Uber¬ 
nahme 190; — der Gemeinde¬ 
verbände 117. 

Brandversicherungswesen, 
Zuständigkeit d. Gemeinde¬ 
vorstands 1 62h. 

Brückhen, öffentliche, Fürsorge rüche ff )e, Fürſorg 

Brunnen, öffentliche, Fürſorge 
162c. 

D 

Dienſtaufſicht über die Ge— 
meindevorſtände und Ge— 
meindeältesten I 68. 

Dienjteinkommen I 16h. 
Disziplinaraufsicht des Ge¬ 

meindevorjtands I 585 — 
Uber Gemeindevorftände und 
Gemeindeälteſte I 68. 

Durchsuchungen durch den 
Gemeindevorstand I 621. 

E 

Ehefrau, ansässige, Ausübung 
des Stimmredts I 24. 

Ehemänner als Gutsvorsteher 

Ehrenrechte, Verlust, Einfluß 
auf Stimmrecht I 23. 

Eigentum, Fürsorge f. Sicher¬ 
heit 1 62a. 

Einbezirkung 
Grundstückhe 1 7. 

Eingemeindungen I 7. 
Einkommen als Maß bei Ge¬ 

meindeanlagen 1 16 h. 

einzelner   

Einspruch gegen die Wahl¬ 
listen 1 30. 

Einwendungen gegen 
MWahlverfahren ] 39. 

Enklaven, Zuteilung 16, 8. 
Epidemien, Abwendungs¬ 

maßregeln I 62c. 
Erbbauberechtigte 

sässige 1 18. 

Ergänzungswahlen für den 
Gemeinderat 144. 

Ersatzmänner, Einführung 
durch Ortsgefeg 118; — Ein- 
tritt bei Wahlablehnung 
oder Aichtwählbarkeit Des 

Gewählten 137; — Aus— 

fcheiden aus dem Gemeinde: 
rat I 44. . 

Eſſen, Aufſicht über E. 1 62;. 

Eßzwaren, Beaufſichtigung des 

Verkaufs 162c. 

F 
Festnahme, vorläufige, durch 

den Gemeindevorstand 1 621. 

Feuergefährliches Gebaren, 

Aufsicht über F. 1 62i. 

Feuerlöschanstalten der Ge¬ 
meinde, Aufsicht 1 62i. 

Feuerlöſchgeräte, private, Auf— 

ſicht über F. 162i. 
Feuerlöſchweſen, Aufſicht über 

. 1 62i. 

+euerpoligei des Gemeinde: 

vorstandes I 62i. 

Feuerstätten, Aufssicht über F. 
I 62i. 

orenser, Wählbarkeit 1 25. 
Foreuse in gemischten Aus¬ 

schüssen 1 77; — Stimmen¬ 
berichtigung 1 22. 

Fremdenpote, 1 62 f. 
riedensstörungen, Abwen¬ 
dung 162a. 

Fürsorgeverbände, Vereini¬ 
gung zu Verbänden II 20. 

das 

als An¬
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G 

Gehalt des Gemeindevorstan¬ 
des 1 51; — der Gemeinde¬ 
verbandsbeamten II 6. 

Geldanlagen der Gemeinden 
I 16h. 

Geldstrafen bei Annahmever¬ 
weigerung der Wahl als 
Gemeindevertreter 1 27; — 
in Regulativen 1 58; — des 
Gemeindevorstands fließen 
zur Gemeindekajje I 64; — 
uneinbringliche, Umwand¬ 
lung in Daft 164; — Zu: 
ftändigkeit des Gemeinde: 
vorjtands in größeren Ge: 
meinden 1 75. 

Geltungsgebiet d. Gesetzes 11. 
Gemeindeälteste sind die 

Stellvertreter d. Gemeinde¬ 
Vorstands I 66; — ihre 
Pflichten 166; — Mütglie- 
der des Gemeinderates 117; 
— deren Zahl ift ortsgefeß: 
lich zu regeln I 18; — Wähl— 
barkeit 145; — berufsmäßige, 
Mahl 145; — Mebhrbeit bei 
der Wuhl 146; — Wahl: 
dauer 147; — Wahlableh¬ 
nungsgründe 148; — Be: 
ftätigung der Wahl 149; — 
Rechtsmittel bei Michtbeftä- 
tigung I 49; — Verpflich— 
tung 150; — Entidhädigung 
I 51; — jelbjtändige Befor- 
gung einzelner Gemeinde¬ 
angelegenbheiten 166; — Ent: 
fernung vom Umte 168; — 
berufsmäßige, in größeren 
Gemeinden I 74. 

Gemeindeangelegenheiten, 
allgemeine Anordnungen d. 
Gemeindevorstands 157; — 
nichteigentliche, Beschluß¬ 
fassung in G. 1 78. 

Gemeindeanlagen 116gff.   

Gemeindebeamte, Disseipli¬ 
narauflicht I 58. 

Gemeindebedienftete können 
nicht Gemeindevertreter ſein 

25. 
Gemeindebezirke I 4. 
Gemeindebezirksverände¬ 

rungen 17; Genehmi— 
gung Dutch die Auſſichts— 
behörde 1 90. 

Gemeindebürgerrecht I 70. 
Gemeindedienstpersonal, 

Wahl und Entlassung 1 57; 
— Dissziplin araufsicht 1 58. 

Gemeindegrundstückhsver¬ 
äußerungen, Genehmigung 
durch die Aufsichtsbehörde 
1 90. 

Gemeindekasse, Zufluß von 
Geldstrafen und Kosten 164; 
— Prüfung durch einzelne 
Gemeindevertreter I 72. 

Gemeindekaffenrevifionen 
durch Sachverjtändige I 72. 

Gemeindeleiftungen 1 16aff.; 
— Verteilung auf die Ge¬ 
meindemitglieder I 16e ff.; 
— MNeufeststellung 1 1689624 
Befreiungen I1 16 k, 1, m. 

Gemeindemitglieder I 15ff.; 
— Begriff 115; — Verpflich— 
tung 116; — Meldepflicht 
beim Gemeindevorstand 116; 
— Stimmberechtigung I 22. 

Gemeinden, politifche, Ber: 
einigung zu Gemeindever¬ 
bänden II 1, 2; — zwangs¬ 
weise Vereinigung zu Ge¬ 
meindeverbänden II 8. 

Gemeindeordnungen, An¬ 
wendung auf Gemeindever¬ 
bände II 7 (2). 

Gemeinderat, allgemeine Zu¬ 
sammensetzung l 17; — Wahl 
I 21 ff.; — Ergänzungswah¬ 
len 1 44; — UAusscheiden 
wegen VBerluftes der Stimm: 
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berechtigung oder Wählbar¬ 
keit I41; — Wirkungskreis 
u. Geſchäftsführung 152ff.; 
— Vorsitz 1 52; — Beschluß¬ 
fähigkeit 1 53; — Mehrheit 
bei seinen Beschlüssen 1 53; 
— Mehrheit bei durch ihn 
vorzunehmenden Wahlen 
153,46; — Zuständigkeit 157; 
— Zuſtimmung zu Anord— 
nungen des Gemeindevor— 
ſtands 157; — Enthaltung 
einzelner Mitglieder bei Be— 
schlußfassung und Beratung 
153; — Berufung au feinen 
Sitzungen 1 52; — Zustim¬ 
mung z. Abernahme v. Guts¬ 
vorstehergeschäften durch den 
Gemeindevorstand 1 85; — 
Wahl der Wahlvorsteher 
und Wahlgehilfen 128; — 
entscheidet über Ablehnungs¬ 
gründe 1 26; — Entbindung 
von der Annahme der Wahl 
als Gemeindevertreter 126, 
— Straffeſtſetzung bei Wahl— 
annahmeverweigerung 127; 
— Einteilung von Wahl¬ 
bezirken 1 28; — Entschei¬ 
dung über Einsprüche gegen 
die Wahllisten 1 30; — kann 
Autzungsrechten am Ge¬ 
meindevermögen entsagen 
1 11; — kann Dispenfation 
von den Bestimmungen 
der LOSD. beantragen 191; 
— Yuflöfung 168; — |. aud) 
Gemeindevertreter. 

Gemeindesiegel, 
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Gemeinderechnungen, Prü¬ 
fung u. Richtigsprechung 157. 

Gemeindeschriften, öffentliche 
Urkunden, Vollziehung 160. 

Gemeindeschulden, Genehmi¬ 
gung der Aufnahme 1 90. 

Führung 
durch den Gemeindevorstand 
I 60. 

Gemeindeverbände, Bereini¬ 
gung zu solchen 111, — Ber: 

bandssatzung II2; — Ge¬ 

nehmigung der Satzung II 
2a, b, c; — zwangsweise 

Bildung I 8; — Körper¬ 
schaften des öffentlichen 

Rechts 15; — Einholung 
der Genehmigung der Auf: 
sichtsbehörden II 7; — Aus¬ 

tritt 119, 12; — Wuflöfung 
li 9, 10, 12; — wirtichaft- 

lihe, größere, Sonderbe- 

stimmungen II 11—18; — 

zu vorübergehenden Zwecken 
11 19; — reichsgesetzlich ge¬ 

ordnete II 23; — Aussichts¬ 

rat II 15, 16, 18; — Ver¬ 

bandsverfammlung 1117,18; 
— Rechenſchaftsbericht 11 18; 

— Beitritt von Schul: und 

Kirchgemeinden IM 21; — 

Vereinigung zu Verbänden 
II 20 ; — Beitritt außerjäd)]i: 
cher Mitglieder 1122; — Aus: 
nahmebewilligungen II 27. 

Gemeindevermögen I 9jf.; — 
Verwaltung durd die Ge¬ 
meinde, Beichränkung I 12; 
— Autzungsrechte der Ge¬ Gemeinderatsbeschlüsse, Ge¬ 

fährdung des Interesses 
einzelner Einwohnerklafien 
durch solche, Widerspruch der 
Klassenvertreter 1 55; — Wie: 
derschriften über diese 1 54; 
— Ausführung durch den Ge¬ 
meindevorstand 158; — Ver¬ 
sagung der Ausführung 159. 

meindemitglieder 1 11. 

Gemeindeversammlung 1 19, 
20, 45. 

Gemeindevertreter, ortsge¬ 
setzliche Feststellung ihrer 
Zahl und Verteilung auf 
die Klassen 1 18; — Wahl 
in jeder Klasse für sich 1 21;  
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— Wahldauer 143; — Ruhen 
der Ausübung des Amtes 
l 41; — Austritt aus dem 
Gemeinderat 1 42; — regel¬ 
mäßiges Ausscheiden 1 43; 
— f. auch Gemeinderat. 

Gemein devertreterwahlen, 
Offentlichkeit 1 32 ff.; — Ab¬ 
lehnungsgründe 1 26; — 
Protokolle 1 34; — Ein¬ 
wendungen gegen das Wahl¬ 
verfahren 139. 

Gemeindeverwaltung I 17 ff. 
Gemeindevorjtand, Mitglied 

des Gemeinderates I 17; — 
MWüählbarkeit 145; — Mehr: 
heit bei der Wahl I 46; — 
berufsmäßige, Wahl 145; — 
WBahldauer I 47; — Wieder¬ 
wabl 147; — Wahlableh¬ 
nungsgründe 1 48; — in 
größeren Landgemeinden, 
Vorbildung l 73, berufs¬ 
mäßiger Gemeindebeamte 
1 74; — Bestätigung seiner 
Wahl 1 49; — Entfernung 
von Umte 168; — Rechts: 
mittel bei Michtbejtätigung 
1 49; — Verpflichtung I 50; 
— Bertretung der Gemeinde 
160; — Berpflichtung der 
Gemeinde durd) feine Hanp- 
lungen 160; — Zuständig¬ 
keit 1 58ff.; — Erweiterung 
seines Geschäftskreises, Ein¬ 
schränk ung 1 62 (2); — Uber¬ 
tragung von Gutsvorsteher¬ 
geschäften auf ihn 1 85; — 
Vorsitz in den Sitzungen 
des Gemeinderats, Enthal¬ 
tung 1 52; — führt den Vor¬ 
sitz in gemischten Ausschüssen 
1 77; — Leiter der Ge¬ 
meindevertreterwahlen 1 28; 
— Aufstellung der Wahl¬ 
listen 1 29; — beruft den 
Gemeinderat zu den Sitzun¬   

gen 1 52; — ortspolizeiliche 
Zuftändigkeit 162; — ört- 
liches Organ der Landes¬ 
u. Bezirksverwaltung 1 61; 
— Anbringung der Ein¬ 
sprüche gegen die Wahllisten 
1 30; — Entschädigung 151. 

Gemeindewaldungen, Erlös 
aus diesen 110. 

Geschäftsordnungin größeren 
Gemeinden I 71. 

Gefindepolizei I 62f. 
Gesundheitspolizei des Ge¬ 

meindevorstands I 62e. 
Gesundheitsschädliche Stoffe, 

Beseitigung I 62ec. 
Gewerbebetrieb, Heranzie¬ 

hung zu den Gemeindelei¬ 
stungen I 16e. 

Gewerbelegitimationskar¬ 
ten, Ausstellung I 76. 

Gewerbepolizei d. Gemeinde¬ 
vorstands 1 62K. 

Gewerbliche Betriebe, Nevi- 
sion durch den Gemeinde¬ 
vorstand 1 76. 

Größere Landgemeinden, 
Sondervorschriften für g. L. 
1 69—77. 

Grundbesitz, Heranzlehung zu 
d. Gemeindeleistungen I 16e. 

Grundstücke, Zuweisung zu 
Gemeindebezirken 1 5. 

Güter ohne Rittergutseigen¬ 
schaft als selbständige Guts¬ 
bezirke I 79. 

Gutsbezirk, selbständiger, 
1!1 79—85; — Begriff I 79; 
— Vereinigung mit Ge¬ 
meindebezirken 1 79; — Zu¬ 
gehörigkeit abgetrennter 
Parzellen ! 80; — Zugehörig¬ 
Reit zugekaufter Grundstücke 
180; — Umbezirkung 1 78; 
— Sondervertretung im Ge¬ 
meinderat 1 18; — bei Auf¬ 
lösung der Armenkasse eines
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Armenverbandes 1 13; — 
Ubertragung von Gutsvor¬ 
stehergeschäften an den Ge¬ 
meindevorstand 1 85; — Ver¬ 
einigung zu Gemeindever¬ 
bänden II 1; — zwangswei¬ 
ser Anschluß an einen Ge¬ 
meindeverband II 8. 

Gutsvorsteher, Voraussetzun¬ 
gen 1 83; — notwendige Be: 
stellung eines Stellvertreters 
l 88: — Bejtellung eines 
Stellvertreters durch den 
Amtshauptmann I 83; — 
und Stellvertreter [ 81; — 
Zuftändigkeit 181; — Ber: 
pflihtung 181; — juriftifche 
Berfonen 182; — Ehemänner 
1 82; — Bäter 1 82; — Vor¬ 
münder 1! 82; — bei meh¬ 
reren Eigentümern 1 82. 

9 
Haushaltplan, Aufstellung 

Hebammen, Annahme I 57. 
Hofbeamte, Wahl als Ge- 

meindevertreter I 26. 
Holzichyläge, außerordentliche, 

Erlös aus foldhen I 10. 

J 
Immobiliarbrandversiche¬ 

rungssachen, Erledigung 
durch den Gemeindevorstand 

Indirente Abgaben I 16d. 
uristische Personen als Ge¬ 
meindemitglieder I 15; — 
nicht stimmberechtigt 122; — 
Vertretung im Gemeinderat 
118; — Vertretung als Guts¬ 
vorjteber I 82. 

Juristische Persönlichkeit der 
Gemeinden I 3. 

| 

  

1==26D., = GVBG., arab. Ziffern = 88 d. Gef. 

àK 
Kammergüter als selbständige 

Gutsbezirke 1 79. 
Kassenwesen, Beaufsichtigung 

durch den Gemeinderat 157. 
Kirchgemeinden, Beitritt zur 

Gemeindeverbänden II 21. 
Kirchenbehörde, oberste, Ge¬ 

nehmigung des Beitritts von 
Kirchgemeinden zu Ge: 
meindeverbänden II 21. 

Klasseneinteilung der Ansässi:¬ 
gen und Unansässigen I 18; 
— der Gemeindevertreter 
1 18; — in größeren Lande 
gemeinden I 70. 

Krankenpflege, 
1 62c. . 

Kreisausſchufz, Gehör bei 
zwangsweiſen Umbezirkun¬ 

1 7; — Mitwirkung bet ©e: 

nehmigung von Verbands¬ 
satzungen der Gemeindever¬ 

bände II 3; — bei erſtinſtanz— 

lichen Entschließungen in Ge¬ 

meindeverbandsangelegen¬ 
beiten II 29. 

Kreishbauptmann, Anordnung 
proviforifcher Verwaltung 
der Stelle des Gemeinde¬ 

vorstands oder des Ge¬ 

meindeältesten im Falle der 

-ichtbestätigung 1 49; 

kann die Verwaltung der 

Polizei einerandern Behörde 
als dem Gemeindevorjtand 
übertragen 1 62 (2); — Aus¬ 
übung der staatlichen Ober¬ 
aufficht I 87. 

Kreishauptmannschaft als 
Aufsichtsbehörde für Ge— 
meindeverbände 114, 25, über 
Verbände von Verbänden 
II 20; — zwangsweise Bil¬ 
dung von Gemeindeverbän¬ 
den II 8; — Genehmigung 
der Verbandssatzung von 

öffentliche 

——
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Gemeindeverbändenll2c; — 
zum Beitritt zu einem Ge¬ 
meindeverbande I12 (3); — 
Bestimmung einer Amts¬ 
hauptmannschaft als Aumf¬ 
fichtsbehörde eines Ge¬ 
meindeverbandes II 4 (2). 

Konkurs, Einfluß auf Stimm: 
recht I 23. 

Kosten der Geschäftsführung 
d. Gemeindevorstandes 1 63; 
— bei Ausübung der staat¬ 
lichen Oberaufssicht 1 92. 

Kostenberechnung in Ge¬ 
meindeangelegenheiten I 62 
(4). 

Landesverwaltung, deren ört¬ 
liches Organ 1 61. 

Landgemeinden, Errichtung 
neuer und Vereinigung mit 
anderen oder Stüdten 17. 

Landgendarmerie, Zuständig¬ 
keit I 62 (3). 

Landstreicher, 
Il 62g. 

Lehrer, Wahl als Gemeinde: 
vertreter I 26. 

Leichen pässe, Ausstellung 176. 
Leistungen, öffentlichrecht¬ 

liche, Verrichtenlassen auf 
Kosten Säumiger 1 64. 

Listenführung für selbständige 
Gutsbezirke I 84. 

Los bei 
wahl 36, 37, 43; — bei der 
Wahl des Gemeindevor¬ 
standes und der Gemeinde¬ 
altesten 1 46; — bei Bestel¬ 
lung von Gutsvorstehern 
I 82. 

M 

Mehrheit bei Gemeindever¬ 
treterwahl I 36 (85); — bei 
Wahl d. Gemeindevorstands 
oder Gemeindeältesten 1 46; 

Einschreiten 

Gemeindevertreter¬   

— bei Gemeinderatsbeschlüs¬ 
sen 1 53. 

Meldepflicht der Gemeinde¬ 
mitglieder I 16. 

Militärperfonen, aktive, 
Wobl als Gemeindevertreter 

26. 
Militärstrafsachen, Mitwir¬ 

ung d. Gemeindevorstands 
621. 

Ministerium des Innern, 
Ausübung der staatlichen 
Oberaussicht I 87; — kann 
von den Beſtimmungen der 
LED. dispenfieren 191; — 
Genehmigung bei Einge— 
meindungen 17,8, — Anord: 
nung zwangsweiser Ge¬ 
meindebezirksveränderun¬ 
gen und Eingemeindungen 
17,8, — Genehmigung in: 
Direkter Abgaben I 16d: — 
kann Die Straibefugniffe 
des Gemeindevorstands er- 
weitern 1 65; — Auflöfung 
des Gemeinderates I 68; — 
Genehmigung der Verbands- 
fagungen von Gemeinde: 
verbänden 11 2,9, des Bei- 
tritts zu einem Gemeinde: 
verbande II 2 (8); — We: 
timmung einer Auffichtsbe- 
börde Il 4; — zwangsweiſe 
Bildung von Gemeindever¬ 
bänden II 8; — Aussichts¬ 
behörde für Verbände von 
Verbänden II 20; — Geneh¬ 
nehmigung des Beitritts 
außersächsischer Mitglieder z. 
Gemeindeverbänden 1122; — 
Bewilligung v. Befreiungen 
vond. Bestimmungen des Ge¬ 
meindeverbandsgesetzes II27. 

Ministerium des Kultus, Ge¬ 
nehmigung des Beitritts 
von Schulgemeinden zu Ge¬ 
mein deverbänden II 21.
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A 
Naturalleistungen I 16i. 
Nichtgemeindemitglieder, 

Heranziehung zu den Ge¬ 
meindeleistungen 1 16b. 

Nihtwählbarkeit des Ge- 
wählten, Eintritt des Erjaß- 
mannes uw. I 37. 

Niederfchriften über Ge¬ 
meinderatsbefchlüffe I 54. 

Notjtandsrücklagen I 13. 
Nußungsrechte am Gemeinde: 

vermögen I 11. 

O 
Obdachlose, Fürsorge 1 62e. 
Dberaufficht des Stantes 186 

bis 92; — über die Gelbft- 
verwaltung 1 3; — Abgren¬ 
zung 1 86; — Ausübung 
durch den Amtshauptmann 
1 87, unter Mitwirkung 
des Bezirksausschusses 1 87; 
— Ausübung durch den 
Kreishauptmann I 87; — 
durch das Ministerium des 
Innern I1 87; — Kosten bei 
deren Ausübung 1 92. 

Offentlichkeit der Gemeinde¬ 
ratssitzungen 156.71; — Aus¬ 
schluß der O. 171. 

Ordnung, öffentliche, Erhal¬ 
tung 1 62a. 

Ordnungsstrafen der Auf: 
fihtsbehörden 188; — gegen 
Gemeindevertreter 1 88. 

Ortsbehörde, Gemeindevor¬ 
stand I, 58. 

Drtsgefeß zur allgemeinen 
Regelung der Gemeindever- 
hältniſſe 12; — Einführung 
der Verpflichtung der Ge: 
meindemitglieder I 16; — 
Feststellung der Zahl der 
Gemeindeältesten und Ge¬   

meindevertreter 118; — Ein- 
führung von Erfagmännern 
I 18; — Einführung der 
Wählbarkeit der Forenser 
1 25; — Verteilung der Ge¬ 
meindevertreter auf die ein¬ 
zelnen Klassen 1 18; — Be¬ 
stimmung über die Mehrheit 
b. Gemeindevertreterwahlen 
!1 35; — Einführung der 
öffentlichen Gemeinderats¬ 
sitzungen 1 56; — Bestim¬ 
mungen über Schwankungen 
im Einkommen der Stimm¬=¬ 
berechtigten I41; — Bestim¬ 
mungen über die Entfchä- 
digung des Gemeindevor¬ 
stands oder des Gemeinde¬ 
älteften 151; — Regelung 
nad) den Sondervorschriften 
für größere Gemeinden 
I 69, 70; — Regelung der 
Gehaltsverhältnifie ufw. der 
Gemeindebeamten und -be: 
diensteten 174; — Bestellung 
gemischter Ausschüsse 1 77; 
— Bestimmungen über Be¬ 
schlußfassung in nichteigent¬ 
lichen Gemeindeangelegen¬ 
heiten 178; — Genehmigung 
durch die Aufsichtsbehörde 
I 90. 

Ortspolizei des Gemeindevor¬ 
stands 1 62. 

P 
Paßzkarten, Ausſtellung 1786. 
Pensionen 116h, ILG. 
Perſönliche Dienſtleiſtungen 

1 16 . 

Polizeiangelegenheiten, all¬ 
gemeine Anordnungen des 
Gemeindevorstands 157, 58. 

Polizeiaufsicht, Einfluß auf 
Stimmrecht 1 23; — unter¬ 
stellte Personen 1 62 g.
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Polizeipflege, zwangsweiſe 
bertragung an andere Ge— 

meinden 17, 8. 
Polizeiregulative 1 58. 
Polizeiſtunde, Aufſicht dar— 

über 1 62d. 
Polizeiverwaltung bei En: 

klaven 16, 8. 
PBrivatwaldungen als felb- 

ftändige Gutsbezirke 179. 
Protokolle bei Gemeindever- 

treterwahlen I 54; — über 
Gemeinderatsbefchlüffe I 54. 

R 

Rechenſchaftsberichte der Ge— 
meindeverbände II 18. 

Rechtsstreitigkeiten zwischen 
Gemeinde und Gemeinde¬ 
rat 1 60. 

Regulative des Gemeindevor¬ 
standes 1 58. 

Reichsgrundstüche in Ge¬ 
meindeverbänden II 8. 

Reinigung öffentlicher Ver¬ 
kehrsräume 1 62b. 

Reifepäffe, Ausftellung I 76. 
Rittergüter als selbständige 

Gutsbezirke 1 79. 
Rücklagen für Notstände 1 13 
Ruhe, öffentliche, Erhaltung 

1 62a. 

Ruhestandsunterstützung der 
Gemeindeverbandsbeamten 
ll 6. 

S 

Schadenfeueranzeigen I 62h. 
Schankstätten, Beaussichti¬ 

gung 162d. 
Schlägereien=, 

gegen ©. I 628. 
Schlösser, Königliche, felb- 

ständige Gutsbezirke 79,81; 
n in Gemeindeverbänden 

8. 

Einſchreiten   

Schriften der Gemeinde, Voll— 
ziehung 1 60. 

Schuldenaufnahme der Ge¬ 
meindeverbände 17. 

Schuldentilgung der Ge: 
meinden 114 

Scyulgemeinden, Beitritt zu 
Gemeindeverbänden II 21. 

Selbständigkeit, Verlust, Ein¬ 
fluß auf Stimmrecht 1 23. 

Selbstverwaltung der Ge¬ 
meinden 13. 

Seuchen, Abwendungsmaß¬ 
regeln 1 62c. 

Sicherheit der Perfon, Für- 
sorge 1 62a. 

Sicherheitspolizei des Ge¬ 
meindevorstands 162aff. 

Sittenpolizei des Gemeinde¬ 
vorstands 1 62d. 

Situngspolizei in größeren 
Landgemeinden 1 70. 

Sonderbenutzungsrechte, Ge¬ 
nehmigung der Einräumung 

90. 

Sondervertretung im Ge¬ 
meinderat 1 18. 

Sondervorschriften für grö¬ 
Bere Landgemeinden I 69 
bis 77. 

Sonntagsfeier, 
gung 1 62d. 

Spiel, verbotenes,Einfchreiten 
gegen folches 1 62d. 

Staatsfiskus als Gemeinde: 
mitglied I 15; — Heranzie- 
bung zu den Gemeindelei: 
tungen I 16m. 

Beaussichti¬ 

Staatsgrundstüche in Ge¬ 
meindeverbänden 119. 

Staatswaldungen, selbstän¬ 
dige Gutsbezirke 1 79. 

Städte in Gemeindeverbänden 
112, 3, 4. 

Stammvermögen 19; — Zu: 
fluß zu diefem I 10, — Ge: 
nehmigung der Verminde¬
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rung durch die Aussichts¬ 
behörde 1 90. 

Stellvertreter bei Sonderver¬ 
tretung inGemeinderatel1B8. 

Stellvertretung d. Gemeinde: 
vorstands I 66. 

Steuereinnehmer, Annahme 
al. 

Steuerrehte, Einfluß 
Stimmrecht I 23. 

Stiftungen, gemeinnüßige, als 
Gemeinderatomitglieder 
l 15. 

Stimmberechtigung der Ge— 
meindemitglieder 122. 

Stimmrecht, Ausſchluß 123; 
— perſönliche Ausübungl24; 
— Entziehung bei Wahlan¬ 
nahmeverweigerung 127. 

Stimmzettel bei Gemeinde¬ 
vertreterwahlen 1 33; — Be: 
handlung nach der Ge¬ 
meindevertreterwahl 1 38. 

Strafandrohungen des Ge¬ 
meindevorstands !1 64 (58). 

Strafbefugnisse d. Gemeinde¬ 
vorstands, Erweiterung 

.), 

Strafgesetze, Einschreiten des 
Gemeindevorstands bei de¬ 
ren Verlegung I 621. 

Strafhaft, Einfluß a. Stimm: 
recht 123. 

Strafverfahren, Einfluß auf 
Stimmredt 123. 

Strafverfügungen (Straf: 
höhe) d. Gemeindevorstands 
1 64; — Abgabe zum Erlaß 
solcher an die Amtshaupt¬ 
mannschaft 1 64. 

Tabakrauchen, verbotenes, 
Aufsicht über T. 1 62i. 

Tanzstätten, Aussicht 1 62 d. 
Tilgungsplan für Gemeinde¬ 

schulden 1 14. 

auf 
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u 

Unansässige, Einteilung in 
Rlafien 170; — Vertretung 

im Gemeinderat 1 18. 

Unansässige Gemeindever¬ 

treter in größeren Landge¬ 

meinden 170. 
Unfalluntersuchungen durch 

den Gemeindevorstand 1 76. 

Untersuchungshaft, Einfluß 

auf Stimmrecht 1 23. 

Urkunden der Gemeinde, Ver¬ 
wahrung I 58. 

V 

Väter als Gutsvorfteber I 82. 

Verantwortlichkeit des Ge— 
meindevorstands und des 

Gemeindeältesten 1 674 

— d. Gemeindevertreter 167. 

Verbandssatzung für Ge¬ 
meindeverbändell 2; — Ge¬ 

nehmigung II 2a, b, c; — 

der Gemeindeverbände, Be¬ 
hanntmachung der Geneh¬ 
migung im Amtsblatt 115, 
Bestimmungen über Wähl¬ 

barkeit der Vorstandemit¬ 

glieder 11 13 (2); den Aus¬ 

tritt der Mitglieder 119, Auf¬ 

löfung 119,10; — Erlaß durd) 
das Ministerium des Innern 

bei Zwangsbildung II 8; 
bei großen wirtschaftlichen 

Gemeindeverbänden I 11, 
12, 14, 15, 17. 

Verbandsversammlung bei 
Gemeindeverbänden II17, 18. 

Vereine als Gemeindemitglie¬ 
der 1 15. 

Vereinigung mehrerer Land¬ 
gemeinden miteinander 7; 

— mit ein. Stadtgemeinde!7. 
Bergnügungen, öffentliche, 

Beaufsichtigung I 62d. 
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Verhandlungsraum bei öf— 
fentlichen Gemeinderatsſit— 
zungen 171. 

Verkehrsſicherung, Fürſorge 
dafür 1626b. 

Verpflichtung der Gemeinde— 
mitglieder 1 16; — des Ge¬ 
meindevorstands und des 
Gemeindeältesten 1 50. 

Verunglückte, Fürsorge für 
solche 1 62c. 

Vormünder als Gutsvorsteher 
82. 

Vorstand bei wirtschaftlichen 
Gemeindeverbänden! 13,14. 

DB 

Waffenführung, Einschreiten 
1 628g. 

Mählbarkeit der Gemeinde: 
mitglieder I 25. 

Wahlbekanntmachungen 
1 32. 

Wahlbezirke I1 28. 
Wahldauer der Gemeindever¬ 

treter 1 43. ⸗ 
Wahlergebnis, Bekanntma— 

hung 140. 

  
  

Wahlgehilfen 128. 
Wahlhandlung, Offentlichkeit 

32. 

Wahllisten der Stimmberech¬ 
tigten und Wählbaren 129; 
— Schluß 1 31; — bei Er¬ 
gänzungswahlen I 44. 

Wahlvorsteher 128. 
Waldungen der Gemeinde 

I 10, 12. 

MWartegeld I 16h. 
Wasserläufe, öffentliche, Für¬ 

sorge 1 62 b. 
Wegebau u. =unterhaltung, 

Fürsorge 1 62b. 

Werteffekten der Gemeinde, 
Verwahrung I 58. 

Wirtschaftliche Gemeinde¬ 
verbände, größere II 11—18. 

3 
Zwangsmaßregeln der WUuf: 

sichtsbehörden 1 89. 

Zwangsweife Bildung von 
Gemeindeverbänden II 8. 

Zwangsweise Umbezirkun¬ 
gen 17,8.



Roßberg'sche Verlagsbuchhandlung 
Arthur Roßberg, Leipzig 
  

Soeben erschienen: 

Der Gemeindebeamte. Ein Abriß des Säch¬ 

sischen Verfassungs¬ 

u. Verwaltungsrechts mit besonderer Berücksichtigung 
des Gemeindeverwaltungsrechts zur Vorbereitung 

auf die Expedienten= und Sekretärprüfung von 
Dr. jur. Erich Merkel, Stadtrat in Annaberg. 
Zweite Auflage. In Leinwand gebunden M. 6.— 

Die zweite Auflage diefes fo günftig aufgenommenen Budyes berück— 

sichtigt die Neuerungen, die hauptsächlich die Reichsversicherungs¬ 

ordnung, das Angestelltenversicherungsgesetz, das sächsische Wasser=, 

Fürsorgeerziehungs-, Gemeinde=, Kirchen= und Schulstenergesetz u.a#em. 
gebracht haben. Der Text hat auch im übrigen mannigfache Ergan 
zungen und Erweiterungen erfahren, insbesondere sind die Hinweise 
auf die Gesetze vermehrt und auf mehrfachen Wunsch ein Sachregister 
beigefügt worden. 

Verfallungs- una Verwaltungsrecht 
des Deufichen Reiches und des Königreichs Sachsen 
in jeinen Grundzügen dargeftellt* von_ Dr. Otto 
Fischer, Wirklichem Geheimen Rat. Dreizehnte 
Auflage. M. 2.50 (25 Eremplare je M. 2.25). 

Das Buch ist zur Vorbereitung für die Prüfungen aller Beamten 
unentbehrlich. Die seit der letzten Auflage eingetretenen zahlreichen und 
zum Teil tiefgreifenden Veränderungen find in der neuen Auflage 
berücksichtigt. \ 

Das Krmenrecht im Königreich Sachsen, ent¬ 

haltend das Gesetz über den 
Unterstützungswohnsitz nebst den damit in Verbin¬ 

dung stehenden Reichsgesetzen und der einschlagenden 

ſächſ. Geſetzgebung mit Erläuterungen. Bearbeitet 

von Dr. J. Keller, Geh. Regierungsrat im Mini— 
ſterium des Innern. Zweite, vermehrte Auflage. 

Gebunden M. 7.—. 
Die neue Auflage enthält mehrfache Ergänzungen und erweiterte Er¬ 
läuterungen. Auch ist die Armenordnung mit Anmerkungen versehen 

worden. 

 



Roßberg'ſche Verlagsbuchhandlung, 
Arthur Roßbern, Teipzig. 
  m.. 

Das deutiche Vormunydschaftsrecht. Bon M. Hall¬ 
bauer, Senats¬ 

präsidenten, und R. Thieme = Garmann, Oberzjustizrat. 
Zweite Auflage. Gebdn. M. 3.40. 

Zentralblatt für freiwillige Gerichtsbarkeit: Ein prächtiges Buch, 
da8 eigentlid auf Staatskojten der Vormundschaftsrichter sedem Vor¬ 
munde, Den er ernennt, ausbhändigen follte. Zum mindeften möge er 

nicht unterlaffen, es jedem dringend zur Unfcharung zu empfehlen. Es 
lohnt fih! In feltener Klarheit und Boliftändigkett wird in knapper 
und doch durchaus verständlicher Weise das Wissensnötige gegeben. 

Von M. Hallbauer, Das deutsche Srbschaftsrecht. 20# M. Pallbauer 
Zweite Auflage. Gebdn. M. 4.— 

Juristisches Literaturblatt: Di . Aren Beraters 
Q„ : Die Vorzüge dleses populären Ber 

N allen Fragen, die dem Erben entgrgentreten, find bereits bei Der 

. Auflage hervorgehoben worden. &9 gibt kein Werk, Das dem rat¬ 
suchenden Lalen und eb mation 

enso dem füngern Juristen zur ersten Informa 
mehr empfohlen werden könnte, Vern Juristen 3 "n 

Hallbauer, Das deuti e Testamentenrecht. Von M. Hesidenten 

Gritte Auflage. Gebon. A. 3.40. 
Ne Eischers Zeitschrift für Verwaltung: Die Vorzüge der Hallbauersche) 
eigen. user Iind in befonderem Maße aud) feinem Teſtamentenrech dem Lgen. as Werkchen kann daher allen, die sich über Fragen au¬ een 

werd "on und Erbschaftsrecht orientieren wollen, warm ern 
und 5: Mt Nußen wird es namentlich auch von den Bürgerme 

emeindevorständen gebraucht werden können. 

M. Hallbauer, 

Das Leu < h pothekenrecht.
 Von M. Epoenten. 

Zweite Auflage. Gebdn. M. 4.— 

Leipziger Zeitu ie größte Aner¬ ng: Der Leitfaden hat überall die 9 . 
tennung gesunden. Sie klare, in een Sinne des Wortes IR 
Umliche Darstellung macht ihn auch für den Nichturisten zin be: 

unschätzbaren Ratgever und es sollte niemand versäumen, ihn 31 
fragen, der irgendwie mit Hypotheken zu tun hat. 

Das deutiche Grundit
ücksrecht (mit Ausnabme DES 

Hypothekenrechtea]. 
Von M. Hallbauer, Senatspräsidenten. Gebdn. M. 8.40. 

Zentralblatt für freiwillige Gerichtsbarkeit: In klarer, übera? 
anschaulicher Weise ieh das Grumpftlicheredht in allgemein verständ¬ 
licher Sprache auf wissenschaftlicher Grundlage und mit ständiger a sicht auf die Bedürfniffe des Lebens dargeftellt. Das aud) recht gi 
ausgejtattete Werk kann fonach als ein hervorragender Leitfaden bestens 
empfohlen werden.
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Roßberg’iche Verlagsbuchhandlung, Arthur Roßberg 

Leipzig     

    

VBollftändig liegt vor: 

Die Geietzaebung des 
Königreichs Sachien 

1818-1910 
    

Neue Bearbeitung, bejforgt von 

Wilhelm Kranichfeld 
Oberjustizrat 

5 Halbfranzbände 116 Mark 

Das Werk gibt nunmehr den Stand der 

sächsischen Gesetzgebung für die Gegenwart 
vollständig wieder und bildet ein unent¬ 

behrliches Handbuch für jede Behörde und 

jeden Juristen. Auf Wunsch wird Verteilung 
des Betrags auf zwei bis drei Rechnungs¬ 

jahre gestattet.



Roßzberg ſche Verlagsbuchhandlung · Erthur Roßberg Lelpzig. 
——.¬—.—— De —. 

— — — —. ———. 

¬¬FJIuristische 

andbibliothek 
+. Max Hallbauer, Senatspräsident am Kgl. 

Herausgeb ET. Sächs. Oberlandesgericht, und Dr. Walter 
Schelcher, Geh. Rat u. Ministerialdirektor im Agl. Sächs. Min. d. J. 

#——N —#—9ss œwTwÊ —Â—06\wW0— 

Neuerscheinungen des letzten Jahres: 

    

   

  

   

    
a) für das Reich. H) für das Königreich Sachsen. 

Dannenberg, Haenel und Stempel Böhme Stempelsteuergesetz. Text¬ 
Reihäverjidhrungsorbnung S. 10 Bande. 2. Aufl. Se. 10 

O#enses, Unsere Juristensprache „ 7 Breit, Süd. Ausführungsbestim¬ 

Hennig, Reichsversicherungs¬ | mungen. 3. Aufl oo eur 3 

ordnng.1% v. Feilitsch, Forst¬ und Feldstraf¬ 

Kange, Haftpflichtgeses„ 6 gesetz 2. Aull.4 
Mauckisch, Strafgesevouch. Tert¬ vr. Haebler, Wegereccht 13 

ausgabe, 3. Auil. 11 Hedrich, Wohnun Sgeldzuschüsse „ 13 

Vaucke, Konkursverwalter. 2. Aufl, u: Juſt. Erganzunarfteuerteet 2. Aufl. „ 3 

Keller, Armenrecht. 2. Aufl. 1 

| 
urst 8 

örschel, Gerichtskostengese (e 
Jolsgabe. 5 Ansonu 1 Ich Text¬ 5 Kloß, Beurkundungswesen und 

— — Handausgabe. 3. Aufl. 5K Notariat: 
Seinberd¬ N#angsversteigerungs- Cotze, Jaad= und Fischereigesetze 1 

gesetz. 4. Auitll 1 Hufe ee nem 
Nosenthat, Reichsstempelges. 2. Aufl. 10 gnerheh Der Gemeindebeamte, 
2. Schroeder, Reichs=Preß eſet 10 2. Aufl. LT Te Te Ten 

roitzſch. Versicherungsgeße 12 0ppe, Brandverfiherungsgeleß . . „ 

arneper, BGB. 3. Aufl. „"3 Wachler, Einkommensteuergesetz. 

— BED 3. Aufl. on 133. Aufl. en 

IS
 
n
e
 

      7 | Waßle, Berggese ren 2 

u en — —— —— 

  

  
— 

tr 
— — — — 

  

  „9et_Besug von windeftens 10 Gremplaren eines Band 
Abzahlungsgeschäfte. — ichsgesetz, betr. die Abzahlungsgeschäfte, vom 

242 16, Mat 1894. ie nr Das Die # ai Zuld, Justizrat. 1894. —980. 

181 Amtsanwalkt. — Die Tätigkeit des Amtsanwalts. Herausgegeben von 

184 Dr. jur. Eugen Lange, Staatsanwalt. 1906. goodd. 6— 

Apothelengesetzgeb reiche Sachsen. Auf Grund der zurzett gültigen 
275 Gesetze weesgong im ru? L, er reichsgesetzlichen Bestimmungen bearbeitet 

von Medizinalrat Prof. Dr. 8. Aunz-Araufe, Professor a. d. Tierärztl. Lochschule. 

Kagl. Sächs. Apothekenrevisor. Bände. 1908—1912. gebb. 15.— 

N z—. – 
IT 

–– rn — — –· 

176, Arbeiterversicherung siehe Reichswers icherungsordnungag 36.— 

281 Armenrecht im Königreich Sachsen, enth. das Gesetz über den Unterstützungs¬ 

m DO al nebft den damit In Verbindung jtehenden Meichögejegen und ber 
Anſchl. ſächſiſchen Geſetzgebung, mit Erläuterungen, Bearbeitet von Dr. 3. Keller, 
Geh. Regierungsrat. 2. Aufl. 1913. gedbbe. 7.—. 

Arzteordnung, Kgl. Sächs., vom 15. Auguft 1904 nebst den zugehörigen Aus¬ 
167 sehrungsoöbcirelseen. insbe. der ärztlichen Standes¬ und Ehrenger Htdord nung. 
Mu Erläuterungen hrsg. von Dr. A. Bumpelt, Seh. Vtat. 1904, gebd.. 2.— 
Juni 1913. 

— 1 —



  

Jurtstische Handdbibliotbek (Roßderg'sche Verlagsbuchhandlung, Leipzig). 

° Arztlide Gebührenordnung, Agl. Sächs. — Gebührentaxe für ärztliche und zahn¬ 
116 * tliche Sewatprapi. Herausgegeben von Dr, udolf Flinger, Kal Beittts- 
arzt in Plauen 1, ®. 2. Aufl, 1913. . 2. 2... rn... kalt 

ritlihe Prüfungsordnung. Im amtlichen Auftrage bearbeitet von M. BrBr. 320 Arı ek Regierungsrat im Kol, Sächs. Kultusministerium. 1902. a 

usschlust der Gffentlichleit. — Gesetz, betr. die unter Ausschluß der Offentlich— 
230 Mat ndenden Gerichtsverhandlungen, vom 5. April 1888. *m on 
K. H. Klemm, Geh. Rat. 1888. 2: 0 0 ren 1.20. 

uswanderungsgesetz vom 9. Juni 1897. Herausgegeben und mit erläuternden 88 Lremanderungeg. versehen von M. Hallbauer, Senatspräsidenten. 1897. —.50. 

251 Auswanderungsgesetz vom 9. Juni 1897 nebst den dazu ehörigen Ausführungs¬= 
e vorschriften. Herausgegeben von M. Hans Klössel, Leiter der öffentlichen Aus¬ 

—— ksten. Percur Hm Dresden. 1898. gebd. rer 25.860. 

‘ usweifung beftrafter Versonen in Sachsen. — Das Recht der Polizetbehhrd n 
883 Fr Sachsen zur Ausweisung bestrafter Personen. Hereugeorden 
von A. Penugler, Oberregierungsrat. 18399. 2. AM. 

augese t. Kächs., vom 1. Juli 1900 in der Fassung von 1904. Textaus e 

122 a nniekkingen, nebst sonstigen für Bauende wichtigen Bestunmungab mmu Z 
alter Froitzsch, Stadtrat in Wurzen. 2. Aufl. 1904. geb 

ange k. Sächs., vom 1, Yult 1900 in der Fassung von 1904. Handaus¬ 326 Bang N en Fugehörigen Beitimmungen, ausführlichen Erläuterungen unD Sachechhtter. bearbeitet von Dr. A. Aumpelt, Geheimem Rate. 4. Aufl. 1911. gebd. 

m — — — — –. — — — – 
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Herausgegeben von Dr. 

·4½X° 

ungsgeset. — Gesetz über die Sicherung der Bauford 299 Ba non von ſet Juni 1909. Erläutert von Dr. C. Hillig, Rehtsanwalt und 
Dr. 3. Hartung. 1911. gebd.. * · · 4 o . 4.50. 

Hnfallfürsorgegesetz, Agt. Sächl., vom 1. Juli 1902. Herausge 
149 aan en onen. echtsanwakt. 1903. kart. gegeben 

% ‘ ® ¬ PN 

n Dr. c. Sädf., vom 31. August 1910. Mit Anmerkungen v 
581 *“ v6 e ril Rat, Ministerialdirektor. 1911, gebd. ns u 

204 Beurkundung des Ferſonenſtandes in Sadfen jiede Standesamt, gebd. 6.—. 

4 Weurl#undungswesen und Notariat im Königreiche Sachsen von Dr. N. Kloß, Sen. 
— Finanzrat. 2 Aufl. 1913. gebd. or er 0 50.—. 

iffahrtsrecht. — Die Reichsgesetze, betr. die Binnenschiffahrt un 
56 a a . 6 mit den ergänzenden Bestimmungen anderer Ser e 
von Dr. Maz Mittelftein, Oberlandeögerichtörat in Hamburg, 1900. gebb. 1 = 

iffadrisreht. Bon Dr. Max MWittelstein, Oberlandesgerichtsrat in 
67 a lage and I. Reichsrechtliche Bestimmungen. 1903. gebd. .Lam¬ 

132 — — Band 1.. Nicht=reichsrechtliche Bestimmungen. 1900. gebb. 10.— 
innenschiffahrtsrecht. — Die Reichsgesetze, betr. die privatrechtlichen V _ 

niſſe ver innenthiffahtt und der Flößerei, er Äutert von N. Jörtsch, Senatsprankaite 

am Reichsgericht. 2. Aufl. 1900. gedd. „nbent 

orsengesetz. Erläutert von 9. Bernflein, Rechtsanwalt beim HK 

282 Eerlers io. gebd. . or 8 er [Tr Terry 
ammer¬ 

erungsgesetz, Kal. Sächs., vom 1. Jult 1910 nebst "5 
347 ann Dion ftanweifung ufm. Mit Srrduterum en | Ausfithrungs¬= 

Dr. €. Oppe, Regierungsrat im Kal. Sächs. Ministerium des mueerae. Gon 

422 Ennernnnhose düs sächsisch, Ein Leitfaden für Hausbesitzer und 
— | hpothetengtäubiger In Frage und Antwort herausgegeben von 9. Rösch, 
Sekretär der Kgl. Brandversicherungskammer. 1911, kaat. 1440 

Bürgertiches Gesetzhuch für das Deutsche Reich nebst dem Einführungsgesepve. 
246 Eures Sf 2W 2. Aufl. 1900. gebbb. 43 

— 2 — 

+ 

+ % % « o % 

% % · 4 . . . 

©



Juristische Handdidliothek (Rotzberg'sche Verlagsbuchhandlung, Leiyzig). 
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9 Pürgerliches Gesetzhuch für das Deutsche Reich. Textausgabe nebst Sachregister 
72 earbeitet von Mazx Hallbauer, Senatspräfidenten. 5. Aufl, 1808 * 2.—. 

202 Bürgerliches Hesetzbuch für das Deuische Reich. Nebst Grundbuchordnung und 
Gesetz über die Angelegenheiten Ellf Sachregistern. 1900. ¾ Rs 0 ven ber Feiiäigen Gerichtsbarkeit. Textausgaben 

174 Rürgerkiches Gesetzhuch für das Deutsche Reich nebst dem Einführungsgesetz, er¬ 
— läuntert durch die Recht 

419 Fürgerliches Lesetzbuch für das Deutsche Neich. — Sächsische Alusführungs¬ 
— Fzertioes Les zum Bürgerlichen — Süchsäsche,ku sefrbo — Text¬ 

n von Dr. James Freit, Rechtsanwalt. 

  

rl · · “ ® % ® . 0 · 
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ausgabe mit Aumerkungen he 3. Aufl. 1913. gebb. ¾ | j rausgegebe 

01 | ürgerliches Gese buch für das Königrei . Herausgegeben von Dr. Vernb. 

siebe K& und 3. 

369 Dampfkes#selgesetze, Agr. Sächf. — Uniareiche Sachsen geltenden Bestim¬ 
369 mungen über Dampfte * S erdiesne eben Yon A. SMorgenftern, Geh, Rat. 

4. Aufl. Bearbeitet von C. E. Lh. sch ippe. Ge h. Regierungsrat. 1910. gebb. 4.80. 

69 DismembSrationswesen in onderer Berücksichtigung der Mit¬ 
269 wirkung des Grurhun, e unter ann, Amtsrichter. 1908. gebd. 4.—. 

134 Kiidentengeset, Kt. Sächf. — Die Kal. Sächs. Gesetze und Verordnungen, betr. 
die Dissident ekohst Erlä Dr. Jranz Böhme 

Geyetmem Ta 1901. ¬und die religiösen tten. ern tert pon , ku ‚2 5 

03 Hherecht, Das deutsche. Gemei er Vorschriften über Schließung und 
105 en, der Ehe und die Teil, Beste un: en der Eheleute zueinander. Von 2. 
Hallbauer, Senatspräsidenten, u. Dr.6.Mannsfeld, herlandesgerichtörat. 1900. gebd. 8,50, 

6 

“““u“ & am eG —— 
. 

r 

gefeiit von 4. 3. Crabmar in Beipig. 5 Huf, 1008. gedd.. , 140 
Einsommenustener tert von Dr. Paul Wachler, Senats¬ 

160 präfidenten am Be Sücol. nasgericht. 3. Aufl, 1912. gebd, 6.—. 

Finkommenftener in Ein ommensteuersachen. 
45 Eine Anleitung veeleh.. #0n— Maeman kon nebst Hilfstafel und Weis 
spielen. Bearbeitet von Gustav Schäfer, Kammerrat. 7. Aufl. 1901. kart. 

nRommenften — e Einfommen= und Ergänzungf=- 
170 Feuer in Frage und ns Yon do 3a Farr. Kammerrat. 1905. kart. 1 

Eiſenbahn- Berkehr vom 23.7Dezember 1908. Handausgabe 
286 mit Erläuterungen ron De 7 tier, Finanzassessor, 1910, gebd. 4.—. 

: usführungsv 143 Enteignungsgesetz Ag. Sädf., vom 24, Sunt 1908 nebft der A ende ers 

bordnung undd enteignungsrechtlichen Be 
Erläutert von Dr. Walt Altige rat u. Menftertaldtrektor. 1908, gebd, 9.—. 

- richtssekretär. 
430 zelgnungsceses Aal. Fährt. Herausgegeben von B. Gaͤmlich, Ge Ht ſe 3 

öSschaftsrecht, ttfaden durch das Erbschaftsrecht und ein 

102 k ren aen dentho:. Ein, #e Vermüchtntsnehmer, Nachlaßvffeger, Te¬ 
bauer, Senats, uhbel. mit einer Gebiet zu ves bäftien w0e.. g. P 2. 
187 eu„Dun a eipagamt. 1906. gebd. Ber, 
a —————————2—39 
a en 28 Mona. SO 
a em 
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gaͤnzungsſteuergeſetz, Kal. Sächs. Ein Leitfaden durch das Gesetz und ein Hilfs?’ 
147 Si für alle, die Hl damit befaffen müffen. 2. Ausg. 1907. gebd, . . 140: 

rrgänzungssteuergesetz, Kgl. Sächs. — Die sächsische Einkommen= und Ergänzungs= 
10 geten in Trage und ntvort en Guſtav — Kammerrat. 1905. kart. 1.—. 

115 "x 

  

amilienanwartschaften im Königreich Hachsen. — Gesetz über die Familienanwart¬ 
chaften vom 7. Juli 1900. Sandausgabe von Dr, 8. Wörner, Präfidenten des 

Kgl. Sächs. Oberlandesgerichts. 1991. gedbebhh. 42— 

2 euerbestattung in Sachsen. — Das Kgl. Sächs. Gesetz, die Feuerbestattung 
564 Veuer von 29. Mai 1906. Mit Erläuterungen hrsg. von Dr. Jranz Böhme. 

eh. Rate. 1908, kart. Tr Tr Tr 2 2 2 2 2 222 2.—. 

2 Feuerverfiderung. — Das Redı der Feuerversicherung. Ein Leitfaden für Fach¬ 
54 leute, Sfuriften und das Budkitum Feu Dr. Rud. Hüttner, Gerichtsassessor a2 
eiter der Städtischen Rechtsauskunftsstelle in Essen. 1908. gebd. 340. 

297 Teuerversicherung in Sachsen. — Die Mobtliar=Feuerversicherung im Königreich 

Erläu achsen (handesrechtliche und reichsrechtliche Vorschriften). Handausgabe mi! 

läuterungen von Dr. E. Sppe, Regierungsrat. 1910. gebbe. 3.— 

372 Aiſchereigeſetze, Kal. Sachſ., ſiehe Jagdgeſetze... een. Bd 

JIischereigesetze, Preußische. Bearbeitet von Otto Kotze, Bürgermetister a. D. on. 
® % + « ® 

+ 

kart. oe. 

15 leischbeschaugesetzgesung des Deutschen Neids und des Königreichs Fachsen. Zu¬ 
152 fan estelk ne ae re Sidard Edelmann, Kgr. x Landes¬ 
tierarzt, Professor an der Kgl. Tierärztl. Hochschule. 1903. gebb. 4— 

orf- u. Feldfirafge l. Sädf.. vom 26. Februar 1909. Mit Erläuterungen 
— herausgegeben von 3 5° von litsch, Geh. Justizrat. 2. Aufl. 1912. gebd. 3.20. 

69 ortbildungsschulwesen des Königrei es Sachsen in seinen gesetzlichen Bestimmungen. 
— ugs von Dr. grich 1896. kart. — 

261 Arachtrecht ſiehe Transportgefeggebung «rer rer. 2.—. 

258 Tretwik Ve Ferichtsbarleit. — Gesetz über die Angelegenhetten der fretwilligen 

Her Stach ; s¬ 
register. 1800. a vom 17, Mat 1898, Teriausgabe m ph | Sach¬ 

2 . 1 2. 0 r mr er re re EL 2 2 2 22 2 s 

® ‘ ® ‘ ® 

% 4 + ® ® 0 „ . „ ¬ · + % 

„ willigen & barkeit mit 4 reichsgesetzl. Bestimmungen, erläutert 

durch die Rechtsprechung von Martin Pittrid. ZS—— 3 Aufl, 1906. geb. . 2.40. 

148 Freiwirige erichtsbarkeit. — d erichten übertragenen Angelegenheiten 
— Ber fretwilligen Verkotah K. Ote den Ger¬ uß der Grundbudfaden) und das 

Ointerlegungswesen. Vom Geh. Justizrat. Dr. Irese in Meißen. 19038. gebb. 2ç.—. 

292 Fürforgeerziehungsger t mit den Ausführungsbestimmungen. Er¬ 
aer von Dr. Tule e. a Beh lerungsrat im K. Ministerium d. 3 2 Aufl. 

188 reiwinige ——— — Reichs r* über die Beffumungen, der fret? 
— e 

1913. gebd. 
+ 

* r * * 

116 C vaprenorbuung fan sich Arzte sieheh#rztliche Gebührenordnung 1.—. 
Gebührenordun hr? tändige fieheI@es 67 richtskost ennssrerichtsvotehe Zeugen und Sachverf ge siehel Ven 

402 Sesübrenordnung für Ortsgerichts vom 1. November 1898 mit den dazu¬ 
— gehörigen Berorbnungen — un ‚4 November 1892. 1893 —390. 

213 Lesührenerdnung für Nechtsanwätte. An der Hand der Rechtsprechung erläutert 
von Dr. Martin Drucher, Rechtsanwatt. derch geb. 

eistliche, Hächs. — Die, Pensions ür die evangeltschen Geistlichen und 
398 Diſzipltnarordnun * ie — gunbestirche tm Köntgreich Sachsen. 
Herausgegeben,von Dr. 8. Warntig, Geh. Rat im Kult. Min. 1855. kart. 24210. 
287 eindedeamte. Ein Abriß des sächsischen Verwaltungsrechts mit besond. Berück¬ 

chtigung des Gemeindeverwaltu Z erfel, Stadtrat in 
Annaberg, 2. Aufl, 1913. gebb, ngsrechts von Dr rin DR en 

v % % · * " " “ . ‘ • +’ ¬ 4 · 4 * * % % · 
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Gemeindebestenerung im Königreiche Sachsen. — Das Recht der Gemeindebesteuerun 
176 von Eurt von der Moſet, Geheimem Rate. 1905. gebben. 140. 

emeindevorflände, Säßf. — Handbuch für die Gemetndevorftände bes 
140 Kmeingere Sachsen von Dr. jur. E. Naundorff, Oberverwaltungsgeridtsrat 

3. Aufl, bearbeitet von Dr. &. Böhme, Amtshauptmann, 1909, gebd, ,„ . . 10 

114 Semeindevorflände, Sächl. — Formularbuch für Gemeindevorstände. 
—— Herausgegeben von 8. K. von Vosse, weil. Kreishauptmann. 1885. gebb. 1.75. 

76 mafentanftsaetet in der Faflung vom 20, Mat 1898, erläutert durch die Nedits 
fsprechung von Dr. Max RNosenthal, Landgerichtsrat, 3. Aufl. 1909. gebd. 3.—. 

67 Geilchtsle engesetz, Deutsches, nebst der Gebührenordnung ‚ir Geuchtsvollzieher 
— und der Gebührenordnung für Zeugen und Sachverständige. Herausgegeben 
von Oskar. Voörschel, Gerichtssekretär in Melßen. 3. Aufl. 1910. gebb.. 1#50. 

65 Herichtskostengesetz, Deutsches, die Gebü renordnung für Gerichtsvollzieher und 
ee and lür Zeugen und achverstän ige mit den GEschengen 

u er en Gerichte. Herausgegeben von Gskar Yörfge 
Gerichtsjefretär in Meißen, 3, Auh. Gerichte . gese . .. 4.60, 

Gerichtskoſtengeſetz, Kal. Sächſ. erausgegeben von Dr. Ernst Kaden, Amts¬ 
124 gerichtsrat. 2. Aufl, bearbe Fi Eh Dr +. Brachmann, Amtsrichter. 1910. — 

gebd. ·* *¬l " . + . . ® v . 0 22 0 . ee, 9% · " oe . . . · " " 9 2,80, 

z Cechisverfassungsgesetz in der Fassung vom 20. Mat 1898. Textausgabe mit 

206 alphabetischem Sachregister. * kaaart. ei. 

38 Lericht versalsungage in der Fassung vom 20. Wat 1898. Mit Anmerkungen 

Fo und Verweisungen auf Entscheidungen des Reichsgerichts von heodor Siesdrat. 

olizeidirektor in C emnitz. 2. en 1808, kart. möge ur 1 ren ts 1.—,. 

erihtsverfaffungsgefek in der Fassung vom 20. Mai 1898. Mit Anmerkungen und 

94 Dermeifungen auf Esn# der Fafk be Reichsgerichts und kö A## Lie 
sächsischer Gerichte von Pheodor Siebdrat, Polizeidtrektor in Chemnitz. 1898. 1.80, 

67 Gerichtsvollzieber-Gebühbrenordnung siehe Gerichtskostengese 6 1.60, 

Gesellschaften mit beschränkter Haftung. — Das Neichögefeg, betr. Die Ge ellschaften 

130 mit beschränkter Ha una mit Sen ergänzenden Bes mmunger anderer Be eße, er- 
Autert aulk e rund der Rechtsprechung von Dr. Maz Nosenthal, Landgerichtsrat. 

* " r gKKKK. ee ee l“UUU Tr  ı 1. BUT 

efelfdaften mit BefYränkter KHaftung. — Das Neichögefe betr. die Gesellschaften 

Fr kun Wncster Haftung. Klänter Song Pörtsc. Senatspräfidenten a. Heselge¬ cht. 

.gebdd.. 
—⸗ 

esindeordnung für das Königreich Sachsen. Textausgabe mu Einleitung, Ads 

68 Kenn der darin ierten em und ausführlidem Sachregister von 

Dr. Fauk Jahnert, Landgerichtsdirektor. 3. Aufl. 1906. kant. J—J3090 

efindeordnung für das Königrei achsen. Nach den Quellen und der Recht¬ 

395 nn erläutert ae Dr 10 an Vernewitz, Präsidenten des Kagl. Sächs. 

Oberverwaltungsgerichts. 8. Aufl. 1506. geb.. ‘ 4.—. 

ewerbegerichtsgesetz in der Fassung von 1901 nebst den damit in Verbindung 

415 seherbe el # ſ. Ver ch U#ne?. Bearbeitet von Dr. A. von VBernewit., 

Präsidenten des Kgl. Sächs. Oberverwaltungsgerichts. 2. Aufl. 1901. gebb. —2 

Gewerbeordnung für das Deutsche Reich. Textaus gabe mit ausführlichem Sach¬ 

219 regifter, Herausgegeben von Dr. W. Vroitzsch, Stadtrat. 6. Aufl. 1910. gebd. 2.—. 

ewerbeordnung für das Deutsche Reich. — Die Reichs=Gewerbeordnung nebst 

313 5 damit in Verbindung stehenden Reichs= und sächsischen Landes⸗ 

— e gen jomte den eunschlägigen. erordnungen. Bearbeitet von Dr. A. von Bernewit. 
räsidenten des Kgl. Süchs. Oberverwaltungsgerichts. 7. Aufl. 2 Bd. 1901. gebd. 20.—. 

ewerberechtliche Bestimmungen im Königreiche Sachsen über die Errichtung, bie 
82 Emenherach und den Betrieb sowie die staatliche faussichtigung von abriten, 

Werrstätten usw. Mit Anmerkungen versehen von é. E. %. $ Kippe Geh. Regierungs¬ 

rat im Kgl. Sächs. Ministerium des Innern. 2. Aufl. 1906. gebd. 

—. 
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— Juriktische Gandpibliothet (Notzbergrsche Verlagsbuchhandiung — 

bebet 
# t. [— teuerung des Gewer ärz 1880). 

Erlaı fe aherziehen tm Köntareid Suchfen (Gefege vom 1. gut 1878 und a3. Di ‚ dm 
autert von Franz Lorey, Geh. Finanzrate. 1904. gebb. 198. 

‚Dat 
256 Lrandöuchordnung vom 24. März 1897 nach der Bekanntmachung vo m TR 
—Tertausgabe mtt alphabetischem Sachregister. 1899. kart. 

= r heraus⸗ 
86 or unduchordnung. Mit Erläuterungen und ausführlichem Sachregiet ” — 

geben von Dr. Faut Jabnert,. Landgerichtsdtrektor. 1897. kart. 
B. Vauwels 

0 0 

Sachſen 
286 Hrundsuchordunn A. Für den praktischen Gebrauch im Köntgreich 2—. 

Beacbeite von Watter Both, ohtsgerihtsattuar. 1908, tart. ebung 
249 Des Ronerbung. Mit Bemerkungen und mit Hinweisen a Ger ksten, 
fümer achsen, des Herzogtums Sachsen=Alten . 23.—. 

mer Reuß versthen von 8 Pr dr 0 rnit rat. 1897, gebd. - 

Textaus gabe 

19 rundbuchordnun ö 6 ung von Dr. 
197 Pndengord, N ara durch die Rechtſprechung von . 

% . ® · . * + ® ® ® 

348 rundsuchordnung und Gesetz über die Zwangsverſteigerung. 
Einen und Sahreaitier. 1897, tar | Ein 

177 Hrundstücherect Das deutsche (mit Ausnahme des pothekenrechts) 
yP ie ich mit 

# eitfaden durch das Grundstlicsren tl FEAR: file alle, Die 17 2.40 
rundstücken zubefassen haben. Berechacnn Hilssplstoenten. 1905. geb 

K 298 Kaftoflictgesetz. Ger von Dr. K. E. Samt 298 Staatsannn ieh Kon Autert burg die Redtipredung DON TUT. 15 
+ 4 + e e 0 · . ® ‘ s 

; Unfall 
285 Fastpricht- und Anfalkversicherung. — Das Recht der Haftpfricht= undm von Sppersicherung. Ein V rn. id das t Dr. uw. si ' n Deitfaden fir Fachleute, Yuriften ul ftelle in 
— 108, nen, erifesse a. D., Leiter der Stäptiigen Rechtsauskunfts 4.40. 

· + 
. + 

. 8 8 0 0.9 0 „ 1 rer 

15 Auatdelsgefehöug nebst Einführungsgesetz (mit Ausschluß des Seerechts Obere kändesgesbedesmit ausführlichem Sachregister von Jriedr. Alb. Wengler, wd. 
at. 4. Aufl., besorgt von Dr. Lichard Behrend, 1897. © 

91 geeo vom 10 Mit aus¬ 
. Mat 1897 des Seerechts). —. 

hrlichem Sachregtster versehen von Dr. Kidard chlus ¬ 2. Ausg. 1908. gebd. 7 

194 Sandetsgeregeug (mir u i die Rechtspre¬ 
usschluß des Seerechts), erläutert durch "0. 

— dung von br. Fr Eutmann, #ces Skerechta, l#0 . geb. 

201 Kandeis elezges#un D selordnun und 
— den — Das Handelsgesetzbuch nebst der Wech La ⸗ 
register * v en in dag Handelsrecht # Reichsgeseen. mit Fa 

eichsgerichtsrat. 1899. gebb. T 

255 fen et eBeuge iſtigen und, gewerb⸗ 
ichen Eigentumg es Gesetze zum Schutz des geis 8 eg ufm. Mt 

6 e leg, „ Genossenschaftsgesetz achregister von K. E. Juchs. Reihe dert ee, ee. u 18 

123 Aaudels- und Gewerbehammern in Sadfen. — Gefeg, betr. die Handels= u. Ge¬ 
werbekammern, vom Mit Erläu¬ 

terungen von Dr. €. Aaundorl ug. 1000 nebst Ausfü rungsverorbnunße. . . 1.40 
erverwaltungsgerlchtsrat. 1900. 

89 i à—Gesetz, betr, die Abänderung der Gewerbeordnung, vom 26. Juli 1897. erläuternden Vorbem rlichem Sachregister 
berausgegeben von Dr. Paul Fabnert, Ba a nd auss 4 U va 

De METER on 
r. K. von Vernewitz, Präsidenten des Kal. Säsı. Oberverwaltungsgerichts. 1308. 

gebd.. Tr Rt Et „ „ c vo 
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384 Keusgeset, Kal- 54401., vom 3, Dezember 1887 nebst den Ergänzungsgesepen. 
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178 PSppotheken. — Kapitalanlage in Hypotheken. Winke für Kapitalisten, Vor¬ 
Bnmünder und Vermögensverwalter. tt Entwür en zu br ekenurkunden. 

won Dr. W. Koch, Geh. Regierungsrat. 1906. gebb. ' . ” vor . he +. 18 

106 SpvothekenSankgesetz vom 13. Jult 1899 Handausgabe mit Anmerkungen 
— DON Dr, €. Sint ‚ dom-. der Leipziger Hypothekenbank. 1900. gebd. 2.40. 

— ger. n für den Hypoth gl iger ## 

137 HSppothekenrecht, Has deut de . Ein Leitfaden dur DaB othekenrecht von 

— Mar Haldauer, Senatspräfibenten 2. vun. 1908, ed vppotherenrect zon 
80 Zaogdgeſetze; Kar. Sächs. — Gesetze, betr. die Ausübung der Jagd im Köntgreiche 

Sayıen Mit Srläuterungen von Dr. Seinr. sudo, entörite, 1896. kart. 1. 

372 Jagd- und Sischerei Q„ „ . geſetze t. Sãchſ. — Die Kal. Sächſ. Geſetze und Verord⸗ 
reichz- gen über Jagd und Skcse mit den Samt A perbindun stehenden 
rungsrat 4 nde5geses echen Vorschriften. Handausgabe von an. 4½ eh. Regie¬ 

––P 2 von 3.6. 2 ther¬ -Regierung Z% Z 
gebd. 6—; Vorzugspreis bis 1. 1 1919 Wareuther. Kit⸗. . d.— 

344 Jnolgeset far das 2 Ä 
— eutsche Nei 1874 nebst der Ausführungs=¬ 
den Inerordnung für das K BAR: 4 ch B# abom 14. De 1 1899 sowie allen mit 

Dr Ba Sn in Zusammenhang stehenden Verordnungen. Mit Erläuterungen von 
. I inzer, Kgl. Bezirksarzt in Plauen i. V. 1900, gebd. a 1,60, 

Impfgefek für das Deutsche RNech. Kommentarvon H. Martint, Rechtsanwalt. 1884-3.80. 
107 Jnvaliden. und Hint T it kuzen Un¬ 

Ginterbliebenenversicherung. extausgabe mM N 
—.¬.Tg# mer 7„%% .. — ertungen von 6. Hennig, Obersekretär beim Kal. Sächs. Landesverste runde 

800 uristensprache – Unsere e neue Geſetzes⸗ Juristensprache. Unser 
3 hrase Bon 3. Genfet, Gen Date, Mortr, Rate a, D. 1911. gebd. . 1.00. 
180 Kauf nach deutschem Rechte en durch die gesetzlichen Bestimmungen 

Au Betaffen an auf und ein ts Ye able, Die A mit sräufen und Verkäuse, efassen haben. Von Rechtsanwalt r. Springer in Leipzig. 1906. gebb. 3.40. 

anzuwendenden 16 anfmannsger ntſprechend 
166 Lerlimanpesert otegeſez vom 6. Jult 1904 neot venem sgabe mit Einleitung, 

ew tzes. a Erlaurerungen und Sachregister grbergels, Sgntbricter. 1904. aebd. BET 
193 Ainderarseit. — Mei rinderarbeit in gewerblichen Betrieben 

vom 30. März 1908 Elet betr; die Kriurremterkungen und den einschlägugen 

ertimmungen anderer Gejege von Dr, Walter Froitsch, Stadtrat. 1903. gebb. 

3 Tirchengesetze 
der evangelisch=lutherischen Kirche 

351 und die $ ehe „adf., Betr. ee lan en, Mit Anmerkungen herausge¬ 

geven don Dr. Jranz Möhme, Geh. Rate. 1899 qebbl. 
4 irchengesetze — sgesectze der evangelisch=luthertschen 
1 Ga AT, ei ae mi Kelrnerkungen herausgegeben von 

r. HBWaentig, Geh. Rat im Kultugmintstertum. 1894, gedbdbdbd. rn 

ommunaldeamten "1 Das Kal. Preuß. Gesetz, betr, bie Une 
112 een und ee u mmunalbeamten, re sun 1.50. Bearbeitet von Dr, PFranz Kremsti, Magistratsrat zu Berlin. 1899. gebb. 1.50. 

läubtger 
267 Koukursgläusiger und Gemeinschuldner. — Leitfaden gie Konkursg gu 8 

und Gemeinschuldner von Aktuar Karl Naucke erichtsschreiber beim Kgl. 

Amttsgericht Dresden. chun kart. a , , ee 

ines onkursordnung und Geſetz, betr. die Anfechtung von Rechtshandlungen e 
208 Spuibners außer alb bes ‚Ronfürsverfahtens, nad ber Bekanntmach uns 38 
20. Wtat 1898, Textausgabe mit alphabetiſchem Sachregiſter 1899. rart. · · + 

on npen reichsgesetzlichen Bestim¬ 93 Aenlursordnung. Textausgabe mit den einschtage wesestat# 1888. nebd. 1.80, 
mungen hrsg. von Dr. Cark Mannsseld, Oberlan 

z Konlursordnung, erläutert durch die Rechtſprechung von Dr. ®. Warnever. 
196 or hmung, 1918, gebd, rch er enenne 3.—. 

· ® ® % ‘ % · * « + 
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KAonkursverwalter. — Leitfaden für Kontursvermwalter Ein Handby 
163 zum praktischen Gebrauche Febr Formularen von Aftuar Karl Naude, Berichte 
Treiber beim Kgl. Amtsgericht Dresden. 2. Aufl. 1912. gebb. . 8.40, 

öorgesetz, Agl. Sächs. — Gesetz, betr. die Unterhaltung und Körung der Zucht¬ 
192 De vom Ye 1906, ausgegeben und mit Erläuterungen verjehen von 
Dr, 8. antsch, Geh. Regierungsrat im Kal. Sächs. Min. d. J. 2. Aufl. 1908. kart, 2.40. 

127 Nostenordnung, Kal. (Sächs., für Nedisanwälte und Notare. Herausgegeben 
von Nob. Zranke, Landrichter. u. 1910. gebb. 00. 180, 

9 raftfahrzeuge. — Gesetz über den Verkehr mit Kraftsahrzeugen vom 3. Mai 1909. 
294 Erläutenn von max Halksauer, Senatspräsidenten am Cberlandes gericht Dresden. 
2. Aufl. 1910. gebd 423.— 

191 Kraftsahrzeuge in HLachsen. — Die im Königreich Sachsen gültigen Bestimmungen 
ar für Kraftfahrzeuge. 2lin abe mit an tungen für Behörden und Kraftfahrer, 
8. von Dr. N. J. Pollmer, Reglerungsrat im Kgl. Sächs. Min. d. J. geb. 1.30. 

156 rankenversicherung.) ! Textausgabe mit kurzen Anmerkungen von €. Hennig, 
— danseneern, beim Kgl. Eid. andesversicherungsamt. 1911. gebb. 1.60. 

280 riegsleistungen. — Die Leistungen für die bewaffnete Macht in Krieg und 
Ferm Frieden Eine ufammenftellin "ind Erläuterung der reichsrechtlichen 
estimmungen von 8. ahn. 1908. geb . a "„ oo. 0 " .. 3.60, 

421 Tandgemeindeordnun l. Sächf., in der Fassung von 1913. Textausgabe mu 

—— Sachregister, Deren nk Michel. afsung prmann. 1913, kart. ca. —,80, 

829 Fandgemeindeordnung K | i Er von 1913, erläuiert Don gl. Sachſ., in der Faſſuug 
E. Wichel, Amishauptmann. 14. gebbd. 4a. “.—. 

10 Tandtagswahlgesetz 1# ? sgalbe mit Einleuung 
aſ. Schſ. vom 5. Mat 1909. Tertausa 

— berausgegeben von Stans eliner, Landgerichtsbtrektor. 1909. kart. 1.20. 

SL Kandtagswahlgesetze, Agq1. Sa bearbeitet von Franz Hettner, 
. & ndgerichtäbitektet, A E anda us “ ao “ 5— 

283 edensverfiderung. — Das N | erung. Ein Leitsaden für Fach¬ 
— fee urifien und dag Sübecht der Lebesverst cherunga. Gerichtsassessor 2. 

er Städtischen Rechtsauskunftsstelle in Essen. 1908. gebbe. 29 

111 gehrerreliktengeſen, Kat. — reuß. Gesetz, betr. die Fürsorge 

Auen bie Witwen und. Matten, der De zeu ichen Volksschulen. Er¬ 

von Dr. S. Jwick. Stadtschulinspektor in Berlin. 1900. brosch. —. 70. 

172/173/262/423 Kmrdistnalge ehe des Königreiche Salem. Mae, Berügsich¬ 
Erläuterungen ver ehen * ander De chsgesetzgebung Jaliematisch groWo)frrar t tn Plauen 1. V0 7. Mufl a Babe a Dr Bo a Agt cnt 39.00. 
146 Meisterbüchlein. Gemeinverst: ir Handwerker wichtigen 

en engen —]iesssrrs—2 
.. *ie , "1' 

rl " · rln ·4 r rl„ ® ¬ "“ . · . e 

e « e · * 

9% % 

. rennt ’ 

2. Aufl. 1912, gebd. ca, ° . 1.80. 

ietre Z. 

25 2 Auf, u#“ ae Von Justizrat G. Ibte, Landgerichtsrat m Dresen. 

Wietrecht. — Das Recht der str Mi träge von Dr. £ub- 
wig Veer, Professor an der Untverfität ge miet . Vier Bor .. 1.%. 

Militärgesenz vom 2. Mai 1874 in d j Handausgabe von 
179 H. Walde. Geh. Kriegsrat im Kgl. Suchenpulugen Faflung. i¬ gebb. 2.80. 

ilitärpensionsgesetze nebst den Miltitärk etzen und Auszügen aus 
185 dem Reichsbeamtengesetz und dem iriensinpalibengeleg, Handaudgabe von 
Dr. Vernb. öckner. Geh. Kriegsrat im Kal. Sächf. Kriegsministerium. 1906. gebd. 2.50, 

ilitärsftratgerichtsordnung, Textaus sführlichem Sadrentiter von 

99 Lk 
Nilitärstrasfgerichtsordnung. Herausgege NVechwell, Oberfriegs 

259 gericht rat beim Kgl. Sächs. bern Eden von Dp. The en 

® % o . ® . 
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96/97 Mititarſtrafgerichtsordnung. Handausgabe mit Unmertun | . De gen und Gade — Tegijter, bearbeitet von 3. Sturm, K l. . Geh, Krieg8 Walde- 
Kgl. Sachs. Eer bearbet 2 Bän 3 1899, 1500, neh. eb. 8 * und * 8.50, 

Militärflrasgesetzbuch für das Deutsche Reich nebst seinen Nebengese aus⸗ abe mit Anmerkungen und Sachregister von H. alde, Gel N tee — Kriegsminifterium. 1899, aechregi . B. Watde, Geb. Kriegsrat Im Ik: 

266 Mündelgeld. — Die im Königreiche Sachsen für die Un legung von Mündel¬ 
— geld geltenden Vorschriften. **. W. 4 
richter in Plauen. 1908. torsch ſten Serausgegeben a 2 i*“ Pabenicht, Vand¬ 

90 Nebrungemitteggeeee se TE BEIE vom 15. Juni 1897 und 
— indung stehenden Gesetze. t Erläuterungen herausgegeben von Dr. A. BienHoldt, Rechtsanwalt in Leipzig. 1897. krt. 13890. 

168 ahrungsmittelgesetze in Fachsen. — Die im Königreiche Sachsen über den Ver¬ 
ne ehr mit ahrungemittein usw. geltenden Vorschriften. Handausgabe mit Er¬ 

erungen u. Sachregister vd, Dr. Ernft Wimmer, Negierungsafieilor. 1905, gebd. 2,60, 

337 rganisationsgesetz (. Sä . — I. Sächs. Gesetz, die Organisatton der 
— ½ en ee 4 a let. Dom 31. Upril 1873, nebft den 
damit in Verbindung fter dausgab henden Gesetzen und Verordnungen. Handausgabe von 
Dr. Felix Bad, Amtshauptmann. eo gebd.. sonen 

268 Ortsgerichtspersonen in — Leitfaden f. d. Ortsgerichtspersonen im König¬ 
— Teiche Sachien, Bearb.v. Oskar Wörigel Geritäiekretärt. eißen. 1908. gebd. 2.0. 

237 geint esetz, Gesetz zum Schutz von Gebrauchsmustern, Gesetz zum Schutz der 
am Warenbeze chnungen nebst, den Ausführungsverordnungen und den Uberein¬ 
ommen zwischen dem Reich und Österreich=Ungarn, Italten und der Schweiz. 1894. —.80. 

263 Yennonstest der ya e dausgabe hrög. v. Dr. X. 3. BoR- u. Gemeindebeamten. Handausgabe hräg. v. 
— GUT, Negterungsrat Imeniniftertum des Innern. 1907. gebb. 2.40. 

204 Fersonenstandsgesetz sehe Standesait > 

184 FTfdeutsche. Von Max Hallsauer, Senatsprä’ 
—.— Fland Mechisnwents 1907. gebd. nern 

0 — zoſt⸗ legraphenverwaltung und ihrer Be¬ 
265 Noendungen. aftpflicht der Post= u. Kereg erngeipräce im Inlan s⸗ und — amten für Postsen elegramme und 
Muslandsverkehr. Fastsendungen, 2. u Grläuterun er sämilichen geset ichen u. Ver¬ 
waltungsbestimmungen von Wilh. Illemann, Postsekretär. 1908. 9 

re i ndgebrauch nach Rechtst rechung und 
225 4 naciet vom 7. Mat k874. Zür den ir SF. von Sdroeder. 1910. gebd. 2.—. iteratur bearbeitet von Dr. jur. et p 

rivale Berfider ungen. — Reichögejeg über die privaten Ber« 
141 ungen Aerungsunterneßmn Gelusführun sverordnungen. Mit Anmer¬ 
kungen von Dr. E. Raunderf), Oberverwaltungsgeri tsrat. 1902. gebb. 7.—. 

rüfung d . . — Die Vorbereitung auf bie Expedientenprüfung 
159 * un Mis apebienien L Sat, Su tizministeriums. Bearbeitet Don 

®sBar Förſchel. Gerichtsse retär in Meißen. 8 Au . 1910, geb . tr vr 2 oo 4, . 

— Die Vorbereitung auf die Ultuar: 
200 Prüfung der fädf. Aktuare und Sehreläte. Vorber | 

und die Eefretärprü im Geschäftsbereiche des Kal. Sächs. Justizministeriums. 
Bearbeitet von Setseplfuna Im Oeldjuhe in Meißen. 1907. gebd, „ . . 960. 

+ % ‘ % + + · % + + ‘ · « + ® 

er 60.—. 

identen, und Dr. %b. u % ® · + ® · 

48 Früfungsordnungen für die sächs. Bureaubeamten. 1894. ——60. 

adfa ſen. — Die im Köntgreiche Sachſen geltenden Beſtim⸗ 

270 uf ic glen. epr. Handaus abe zum Gebrauche für Qustiz= und 

Werwaltungsbehörden, Roltzeibeamte, Radfahrer, Kraftfahrer und Fahrradindustrielle. 
Heraudg.v. Dr. W. Bertel, Reg.-Nat bei d. Kreishauptmannschaft Chemnitz. 1908. gebd. 2,60 

mit den einschlagenden Entscheidungen. echtsanwaltsorduung. andausgabe 
211 De von Dr. ictor Verger. Rechtsanwalt. 1901. gebb. 1.00. 

° Meidsheamiengefe in der Fassung vom 18. Mat 1907. Handausgake von 
276 Dr Alfred Se Aſſeſſor. 1908, gebd. . 10.—, 
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eichsstempelgesetz (Effekten=, Talon=, Scheck=, Grundstücksübertragungs= u. Fahr¬ 
216 Fenstemege Grtäutert durch die Rechtsprechung von Dr. M. Nosenthal, 
Landgerichtsrat. 2. Aufl. 1913. gebe. 6.—. 

433 Ncsstempelgeses Herausgegeben von KE. Gämlich, 
4 ‘ ‘ ‘ ® ‘ ® 

% ‘ ® + + % + + % 

Gerichtsſekretär. 1910. 
e · · · ® ® ® ® 

20 NReichstagswahlgeset vom 31. Mai 1869 mit dem Reglement zur Ausführung des 

ahlgesetzes vom 20. April 1903, 2. Aufl. 1908. kct. —60. 

Reichsversicherungsordnung. (Krankenversicherung, Unfallversicherung. Inva¬ 
176 liden= und Hinterbliebenenverfiherung). Tertausgabe mit kurzen Anmerkungen 

von E. Hennig, Obersekretär beim Kgl. Sächs. Landesversicherungsamt. 1911. gebd. 3.—. 

Neichsversicherungsordnung vom 19. Juli 1911 nebst Einführungsgesetz. Hand¬ 
426 ausgabe mit Erläuterungen von De W. Dannenberg, Oberregterungsrat, Dr. 
A. Haenel, Oberregterungsrat, Dr. #. Stempel, Regierungsassessor. Vollständig tn 
vier Bänden und einem Anlagenband. 

1. Band: 1., 5. U. 6C. Buch der RPVO., Einführungsgesetz# u. Sachregister. 1912. gebd. 10.—. 
2, and: 2. Bud der ABO. (Krankenversicherung). Erldutert von Dr. a, Hacnel- 

. gebd. . . . . . . . . . . . . . . . . rl ® . . a ® — 

8. Da nd: 3. Buch der R. (Unfallversicherung). Erläutert von Dr. W. Dannen= 

rg. 1912. gebd Tr er re Tee IT! — 

4. Band: 4 Bud) der R### O. (Invaliden= und Hinterbliebenenversicherung). Er¬ 

läutert von Dr. 8. Stempel. 1912. gebe. 5.—. Anlagenband. 1912. gedd. p 

272 Scheckgesetz. Handausgabe mit Erläuterungen von Dr. Bernh. Schiesler, Rechts¬ 
– anal und rokurist der Dresdner Bank in Dresden. 1908. gebd. „ . 2.40, 

274 E4 eleg. — Pflichten und Rechte des Bankiers unter dem neuen Schedgesewl 
— Son Dr. James Breit, Rechtsanwalt. 1908. krt. 

199 S0taqtviehverſicherungsge aächſ. Herausgegeben von Dr. Nich. Edel-¬ 

—x mann, Kgl. Sächsf. or en der Merärztl. Hochschule. a 
4 · 

  

ge . . . . . . j . . . . ‘ ® 

158 Scutwesen, Das Bößere im Kazntareic a en. Gejege über die © mnasien, 
* Realı chulen und Seim #ntgretche 3leneen von J. J. Kretzschmar, Ge¬ 

em Rate im Kal. Sächs. Kultusministerium 1903. gedbbod. 
171 r&um annsdienſt. — Der Anwärter für den Schutzmannsdienst. Von A. Bed, 
sa n3elbauptmann in Leipzig. 2. Aufl. 19050 — nn 

eminargesetz, Agk. Sächt. der Ausführungsverordnung, 
– fh Semssneb E#0d on 3n. RAuguft 1576 neoohprerwessen bbontakichen Gesetzen 
usw. Mit Erläuterungen von Dr. é. Nornemann, Geh. Schulrat a. D. 1897. gebd. 2.—. 

135 euchengesetz. — Reichs # ingef. Krankheiten. s eſetz, npfung gemeingef. 
ae e mit den Ve engen des Bundeötat? und der Sächſ. 

Ausführungsverordnung von Dr. A. Buschbeck, Geh. Med.=Rat. 1901. gebb. 1, 

54 Fenntagsruße im Gewerbeb ewerbe. Nach den reichs= und Tanbesgefegligen Bestimmun Gen file Bre Rp ern, Sachsen, Württem¬ 

410 eden und Hessen bearbeitet vong. Büttner, Stadtrat: 1895. - » 6 " * 
onntagsruhe im Königrei 9 nmenſtellung der einſchlägigen 

— Bee mit ee a erungsrat 1895. gebd. 1.80. 

203 Fyarkafen in Sachsen. — Handbuch für die sächsischen Sparkassen. Eine Samm¬ 
lung der das Sparkassenw en und Entscheidungen. 

Herausgegeben von Hottw. Fawesen vetre de Veror nung. .. 1.00, 

193 Saatshaushalt und Höerrechn n. — die Gese e, betr. den 
Staatshaushalt und die ner in Jachle ausgabe mit Unmerfun en 
von Armin Schulze, Oberzehnungsreuifor. 1907, gedh, = ta ga .. . 

328 Elädteordnung, Kl. Sächs. Neoidiert d Städteordnung für mittlere und 
leine Städte vom 24 Aprir 1875./Oezaun on S. A. von Boffe, weil. 

Kreishauptmann zu Bautzen. 3. Aufl. a ausgegeben von 8 aA 23 

118 Städteordnung, Dt. ächs. Nevidierte, und di Städteordnung für mittlere und 
kleine Städte. it Er en ann e n €. ichel. Amts¬ 

#enemann 1901, gebd. khen Anmerkungen herausgegeben von G. Riget. 
tandesamt, Das Agl. Sächsl. — Das Reichsgesetz über die Beurkundung des 

204 erfonenftandes, mit den Ausführun sbeftirenungen ür das Köntgreich Sachsen. 
Bearbeitet von Dr. Johannes Aäußler, berhirgermeifter tin Baugen. 1901, gebd. 6.—. 

— 19 — 
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289 Stempelsteuergesetz, Agk. Sächs., und die Vorschriften des Reichsst lgesetzes über den Reichsstempel von Grundstücksübertra ungen. Te tausgab © IA bettet von Dr. 8. Böhme, Seh, Finanzrat, 2, Aufl. 1911. G ebd, . “ *“ . 5.50, 
290 tempelsteuergesetz, Kgl. Sächs Handaus . aabe, bearbeitet von Dr. 8. Möhne Sem 8 Finanzrat und Dr. J. Torey, (Geh. Finanzrat. 1. Bd. 1910, ar 8.78. . Bd. 1911. gededd. 11.— 
293 tempelsteuergesetz, Kgl Sädy Genieinv tü | ifü . — erständliche Einführung in das neue 
Stempelsteuerrecht, nebst dem ? — 
Forey, Geh. Finanzrat. 1909, PN „varude des Gesetzes " herausgegeben von Frau 

Stempelsteuergesetz, Kal. Sä Z "6„ 
432 >. Aufl, 1916 A ächl¬ Lerausgegeben von R. Gämtich, Gertchtsserretär. 

295 Steuerbuch, un her Eine Sammlung der auf das Steuerwesen be Uglichen — odrtsgeſetzlichen Beſti | a. - dtas. ı geies ven mmungen, zusammengestellt von 4 a Fubwig Bot 2 tadt¬ 

17 Strafgesetzguch. Textausgabe mit ausführlichem Sacdıregifter von Dr. Max 
— hr Oberlar.desgerichtsrat. 8. A Er gebb. 140. 

87 Strafgesetzeuch. Unter be Berücksichtigung der sächs. Landesgesetzgebun er} und der Entihetdungen bes Rei schtgun * Bes" Sächſ. OberlandeögerichtB 
9. von Dr. Max Maudird, Oberlandeögerichtärat. 2. Ausgabe. 1900. gebd. , 3.60. 

205 trafgefehgeßung. Das Strafaefekb ür das Deutsche Reich nebst sämtlichen 
1— ng: Der andogen "ptetzpBgefee. Mit Benvelfungen und Fer 

en von W. Coermann, Amtsrichter 1900. gedd. 

—————————..((Jj —3 trafprozehordnung. Mit Anmerkungen und Verwetsungen auf Entschetdungen 

Fu. MIR EN a Ir SR 
a a ee ande IE ee en 
———.——J—JJ—JN2 
Telegraphenwegegesetz vom 18. Dez. 1899. Übersichtlich dargestellt und erläutert 

von Dr. W. Scheider. 3 im agl. Sächs. um des Innern. 1900, 8—, 

Lestamentenrecht, Das deutsche. Ein Leitfaden durch das Testamentenrecht und 
e lin Hilfsbuch File alle, Die " nen legten Wtllen errichten wollen oder babet mits 
sutwirken haben. Bon Max Halldauer, Senatspräfidenten. 3. Aufl. 1905. gebd. 8.40. 

129 elament. — Das Gemetndeteftament, Anleitung für Bürgermeifter, 
fehlen emeindevorftände und beindetesenanonen zur Abfassung von Gemeinde¬ 
> 6ler Von Dr. W. Dertel, Regierungsrat. 1900 eh . 5, du . 

ransportgesetzgeßung. Ein Leitfaden durch das Frachtrecht der Spediteure, 
261 rachtführer, nen Bot: nd Telegraphenanftalten, Binnenſchiffahrta⸗ 
>> Flößereibetriebe von W. Hoermann, Amtsrichter. 1900. gebbb. e 5 * 

23 Anfallversicherung. Textausgabe mit kurzen Anmerkungen von E. Hennig, 
223 Oberſekretär beim Kal. Sidi. Landesversicherungsamt. 1911. Be . : 1 

Anlanterer Wettbewerb. — Gele aegen ben unlauteren Wettbewerb vom 7. Juni 
75 1909. Erläutert von Dr. J. Seyfent , Natsassessor in Leipzig. um een rf * 

> uſchuſdig Berurteilte. — Die Entſchädigung der im Wiederaufnahmeverfahren 
253 Krlankhtg Ker Personen, nach Tem Meichsgese vom 20. Mat 1898 erldutert 
von Dr. Georg Lesfing, Geh. Justizrat im Kgl. Sächs. Jüftisministerium. s 1.20. 

Luschucdig erlittene Antersuchungshaft.— Das Reichsgesetz, betr. b. Entschädigung 
169 Fir unschuldig erlitiene Unter uhungshaft, vom 14. Juli 1904, erläutert Don 
Dr. Georg Seffing, Geh. Juftizrat im Kgl. Sächs. Justizministerium. 1005. Sn * 

Urbeserrecht. Die Gesetze zum Schutze des geistigen und des gewer en Eigen¬ 
198 tums und das Beieh gehen den Unfauteren ettbewerb, erläutert Durch bie 
Rech#sprechung von #udolf Meves, Amtsgerichtsrat in Magdeburg. 1907, gebd, 3.60, 

e, betr, das Urheberrecht und heberrecht und Berlagsrecht. — Die neuen Geſe 
138 * Merten der Literatur und der Tonkunst. Erläutert von 
Bes, Boigtländer. 1991, gebd. re tr 2 r""“ dv e###..44 
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Landes⸗ 

Vereinsgesetz vom 19. April 1908. Unter Berückſichtigung aller bisherigen 
277 gesetzgebungen erläutert von Dr. fur. 2 Roth, eg erungsrat im Koal- Schl. 
Ministerium des Innern. (Reichsausgabe.) 1908. gebbl. # Unter 

ung. 
Bereinsgefet vom 19. April 1908 mit der sä „Ausführungsverordn nts 

249 Denugung der amtlichen Quellen fomte a Berücksichtigung er Be 
scheiungen u. Der miebrungen der Brarid erläutert v. Dr. jur. 7. Koolyh, gebd. 2. 80. 
rat tm Kgl. Sächs. Ministerium dessk Innern. (Sächsische Aus gabe.) 1909 en its 

und ein 7 
ereinstelt, Pas deutjde. Ein Leitfaden durch bag Vereinsrecht HI D. 

136 Bu für Bereinsvorfiände von uf E. n, Landgertchtspräftdent .— 
Bweite Auflage, Hrög. von MM. Halldauer, Senatspräftdenten. 1909. BE "7 80 

1903, “ « 

157 Perfaslung des Peutschen Neiches. Kommentar von Paul Folemet- 

340 Frfagungsgesetze des Königreichs Sachsen mit Anlagen und einem endet. 
Bon Wrop r. 6. . Jrla-l# 4% en Er 
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138 Verlagsrecht siehe Urheberrecht kr nennt a rer 6. "¬ 

lit 

425 Posicherungsgeset fir Angeflellte vom 20. Dezember 1911. Textausgabe 188. 

— Anmerkungen von Dr. 8. Troigfd, Stadtrat. 1912, gebd.. + ' * 2.848 

278 Perfberungsvertragsgefek vom 30, Mai-1908. Handausgabe von Ur. Dr mts- 
fahr, Direltor der © ychen Stiftung in resden, und Dr. &. Sauer, 5.—. — n 

richter in Ehemnitz. 1908. geb ren pie Verun¬ n bie 1 
288 serunflaltung von Stadt und — fi Seia x Gesetz gent 

Toon Faltung von Gtadt und ande erläutert –5 Adolph, Degierung sen 
ve. « . - . « . ’ . . . . . . . . . . . . . ten 

186 serwaltungskoflengele l. Sädf. — tr. die Erhebung von Kof 

für d fir Amtshandlungen Der Beheben ber inneren Piewaltung und DOT en Be: 
kin die Benutzung öffentlicher Einrichtungen vom 80, April 1906 nebit den an 
rentmun en über das Hostenmessen und den Gesetzesmatertalien. T * 

er, hrsg. von E. Michel, Amtshauptmann in LUuerbach. 1806. aebo· 

1 Berwaliungsrectspſſege in E nir Sächsf. Gesetz uber die Verwal¬ 
E# ncarchrrsiehe vom 10. ul 1 veen Kol. ia enden Bestimmungen 

gabe herausgegeben Don Dr. K. Apett, Wirkl. Geh. at. 900. gebb. «IL. 

er die Ver¬ 131 Fä#ltungerechtspflege in tal, Söchs. Gesetz lüber d 
55 pwaliungsrechtspflege vom a  enengeiege. Erläntert 

z. K. pett, Wirkl. Sch, Rate, “2. Aufl, 1511. geee.6 
104 erwandtenrecht, Das deut indliche Tarlegung ber Bots 
rt chriften über die rechtluahsche Eine gemeinverstenn lern und Kindern sowie 
( ch e 86 lichen Unterhaltspflichten die Annahme an Kindes Statt und bie *s 

prüche unebelicher Kinder. Bon za. Kallbauer, Senatspräsidenten. 1890, gebb. 
Eine 62 Befunden eletgebung des eichs Sachsen. 

Zusammenstellung de eutschen Reiches und des Königr arbeitet von 
ax Salldauer, Senalhpräthalchlagenden efeglichen Bestimmungen¬ den ee 

" Eine Bus 
63 Siehseuchengesetz des Deutschen 3 ußen. 
sjsammenstellung der ein eides und des Aönigreids Fre beitet von 
HMax Hallbauer, Sebhatsprösldeplagenben geseptschen Beſtimmungen. Ben: „ „ 1.50. 

838 olksschulgesetz. Agt. Sächsl. Heraus eydewitz. 6. Aufl., be¬ forgt von Dr. 1— 
Vothsschulgesetz, Kgl. Sächs. Entscheid ungen der obersten 

Schuldedörde zu dem Käl Sch. Boscheoungen, und Verocheltetgung des Kal. 
Kultusministeriums herausgegeben. Hest 1—15. 1875—1906. In 3 Bände gebd. 18.—. 

Pormundschaftsrecht, Das deutsche. E#t ur Vormundschafts¬ 
101 recht und ein Hilfsbuch für Vornunden Lesaden durch den Mazx Hallbaner 
und Oberamtsrichter K. Thieme · Garmann. 2. Aufl. 1909 gebb. 3.40. 

Vormundschaftsrecht und sein Verfahren n # über die Ange¬ 
260 legenheiten der freiwilligen Gerihtäbartnt dem nh sen uterndem Vor¬ 
wort und Anmertunger, von 6. Aurg, Amtsgerichtsrat. 1899. gebb. 1.0. 

ormundschaftsrichter. — Leitfaden für den sä | undſchafts⸗ und 
190 Racplagrigter von Dr. W. Habenicht, Ennsüschen Vormunsche . 1.20. 
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155 Wahlgesetze. — Die Gesetze über die Wablen zum Reichstage, zum 

DeETEEtungen medl def Buspibeunngbeilnmungen. Derausgegtden von Dr. Fuem en Zu rungsbestimmungen. Herausg en von Dr. Arau 
Aremskti, Magistratsrat in Berlin, 1908. ebd ig en ni 

20 FWaölgesetz für den Neichstag siehe Reich Stalgswahlgeses —70 

10/81 Wahlgesetz für den sächs. Kandtag siehe Landtagsw ahlgesetz. 

291 Wasergesetz, Kgt. Sächs. V tet von Dr. W. Schelcher, Ministerialdirektor. 
# Bände. 1. Band: Elntetung eich, unusfilbrimgsperordnumg und Dienst¬ 

110 Me gebd. L—. 2. Band: Erläuterungen zum Wassergesetze, Mustersatzungen usw. 
·4 ® ‘ · v » “ 

. ’ % . . ® # "„ Fe 

231 Wechſelordnung nebſt Scheck lsteuergesetz. Textausgabe 
esetz und Wechselstempelsteuerg 

— und Sachregister. 9, auf rgesetz un 1—4 

195 eqſetordnung, erlä rechung von Dr. Max Kofenidal, 
— Pterdag. kiogutert durch die R echtſp. nennen. BB 

® % 6 

327 Regerecht, Kgt. Sä andat über den Straßenbau, 

J. Gesetz 6eroler enthaltend das #a und sämtliche Verke eBvor- 

en Yandausgabe von Dr. Carl von Haebler. 1913. gebb. . 

427 Wohnungsgeldzusche — über die Gewährung von Wohnungs¬ 

w geldzuschsesen, e, or.3 641 Gese. Geh. Fmanzrat. 1912. gebd. 3.20. 

23. Erläutert von 
241 # chergesetz in es vom 19. Qunt 18°3 

tvilprozeßordnung, An¬ 

FU iriehrozeß eſetz sgeſetz, 8 
eBung. verfassungsg . 1899. gebd. 3.—. ————————————J den Fassung mit einem An¬ 

207 Sloiepretegordnung in der vom 1. April 1910 an Be fett 08 Sreidsgert t8 vom af 

‘ ge, ent 

e uf 

Im 

32, Wtat1910,, Lerkabaltend was Geseg eu register. 3. Aufl. 1909/10. gebd. 2. 

n geltenden Faſſung, erläutert 
183 unaprogehordn { 1910 & richtsrat in Leipzi ung in der vom 1. Jun er, Amtsge rat in Leipzig. 

urch 26 ruey Mi 

3. Aufl, 15 i die Rechtsprechung von Dr. tt WAT. 7 
% % 

. 
. ‘ ® e und Verordnungen 

35 Sivilstaatsd — Die Kal. Sächs. Geseten lagenden reichs¬ tttt-“—eesbv 
gesetzlichen Bestimmungen und einleitenden Bemerkung“ Sbesti 

424 Buwachssleuer ef 4. xebruar 1911 mit ten, Gertnusnche 

earbeitet Don Dr. ®, Kloß, Geh. Finanzrat. 1a BT Sachregiſt 
257 Jwangsversteigern rextausgabe mit alvhabetsschem achre 
— 1899. fart. . nasgefeh. er 

E d ausführlichem Sachregister 

wangso arallelstellen u8 tner. 1897. kart. 1.. —————————JJ 
rungsgesetzen usw. von Preußen, 

250 #ngsversteiger#n sgesetz. Mit den en aul Reinhard, Landgerichts¬ 
TE ayern und Sachsen. Handausesg. J75200. 

präsident 4. Aufl. 1913. gebbde 3 | | 

’Swangsverftei feg mit Dem zugehörigen ehren, ge {Me Erta en 
ern soe e u 1 * " —. 

von Fauf Neinhard, Oberlannesgerihtärat. 1901 In 

182 Swangsversteigerung stehe auch Hypothefengläubiger . çg 4.—. 

sfaden in sen. — Das-Sächs. Gesetz über 

35 Kwrzakr r. Bere gebleiungen In Kern altungs[aden nom gut 
1909. Handausgabe von A. Heft, Oberverwaltungsgerichtsrat. 1904. gebd. . 480. 
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Turistische Repetitorien. 

Bd. 1. Deutsch eihs- und Rochtsgeschichte. Von Dr. L. H. Schmidt. 5. Aufl 

. gbebbbbee. : · ee 0 N 

„ 1. Tabellen zur Näömischen und Deutschen Neichs- und Nechtsgeschichte. 1885. gebd. 2. . 

„ % Deutsches Privatrecht. Von Dr. H. ward, 1900. gebb. 10. 

„ 5. Strafrecht. Von A. Fr emut?, Landrichter. 1908. gebb. 4.—. 
n 6. Vandekten. 2. Aufl. 1896. gebbbe. nn _, 

n 7. RMechtsphilosophie. 1884. gedbbsdd. 2. . 

„ 9. Strafprozeß. Von L. Brosy. 1878. gedded. IRg, 
„10, Berfaffungsredt. Bon 8, Brojy, 1878. ged. L. 
„11, inülprogehrei. Von A. Kulow. 1905. gebd. N, 
„14. Rationalöhonomie. Bon Dr. 8. 9. Schmidt. 3. Aufl. 1898. gebd. , . 2—. 
„ 15. gr der Schuldverhältnisse. Von Dr. Rudolf Hüttner. 1909. gebb. 4.—. 

„16. Sachenrecht. Von Dr. Rudolf Hüttner. 1909. gebb. J3.00. 
„17. Bamilienredt. Bon Dr. Rudolf Hüttner. 1909, gebd. . x... In, 
„18, Konkursredt. Bon U, Kulom. 1906. gebd . . 5 io 

„ 19. Außere römische Rechtsgeschichte. Von H. Reuß. 1891. gebb. Ro, 
n 20. * Von Dr. Rudolf Hüttner. 1909. gebbf. 23 . 3..60. 

„ 21. Handeksrecht. Von Dr. Rudolf Hüttner. 2. Aufl. 1913. gebb. 4. 

" 24. Praktische Politik. Von Dr. L. H. Schmidt. 1881. eb. 1.89, 

"„ 25. Deutsches Staatsrecht, Von Dr. H. Gugel. 1911. ge dd. 3.—. 

„26, Peutfdes Berwaltungsredt. Von Dr. H. Gu ger 1912, gebd. x... 2.40, 
„27. Institutionen. Von Dr. L. H. Schmidt. 2. Aufl. 1897. gebd. .. 280, 

„38. erreichisches Strafrecht. 188499bb. 1.80, 
„29, Innere römische Rechtsgeschichte. Von H. Renß. 1892. gebb. 1.80, 

„ 30, gemeiner Zeil des Dürgerl. Gefehöuds. Qon Dr. 9: Auerswald. 

1904. gbeeeeeeeeee’ee... 42 8.60. 
  

  

. m 
. — N 

Adler, Professor Dr., Studiendirektor der Handelshochschule zu Leipzig, Wesen und 
Anfban einer kaufinännifchen Bilanz (Vortrag im Sächſ. Richterverein) —.60. 

Vreit, Dr. jur. James, Rechtsanwalt, Das Lelbsteintriktsrecht des Kommissionärs 

nad) dem neuen Hanudelsgesetzbuche. 1899 5.—. 

Breit, Dr. jur. James, Rechtsanwalt, Die Geschäftsfähigkeit. 1. Hälfte (Grund, 
legung). 190o3. u u u u u u u DEN, 

Fischer, Dr. Otto, Wirklicher Geheimer Rat, Das Verfassungs- und verwaltungerecht 
des Deutschen Reiches und des Rönigreichs Lachsen. 13. Aufl. 1912. 2.50. 

Die Gesetzgebung des gönigreichs Sachsen. 1818—1910. Neue Be¬ 
arbeitung, besorgt von äreiche Sachse¬ Oberjustizrat. In 5 Halb: 
franzbänden . 1106.—. 

Formulare für Zahlungsbefehle, Klagen u. dgl. geb. 3550. 
Enthaltend 26 Formulare, die auch ein für 10 Pf. (25 Stück je 8 Pf.) abge¬ 

geben werden. Verzeichnis ee fü P 

Grohmann, Dr. jur., Amtsgerichtsrat Einführung in das RNeichsgesetz über die 
3wangsversteigerung und wangsverwaltung. 1899 .. . .. . 18. 

Hoffmann, Dr. Albrecht, Geh. Oberregierungsrat im Reichsschatzamt, Deutsches 
3Zollrecht, Band 1 (Rechtsgeschichte). 1903. gebb. 13.—. 

Kretgschmar, Ferdinand, Oberlandesgerichtsrat, Einführung in das Grundbuch- 
recht. 2 Bände. 1903. In Halbfranz gebb. 224.—. 

Kretzschmar, Ferdinand, Oberlandesgerichtsrat, Das Sachenrecht des 
Gürgerlichen Gesetzbuchs, erläntert. 1908. In Halbfranz gebd. 18.—. 
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Biebe, Dr. Georg, Zuftizrat, Das Bürgerliche Recht nach dem Deutfchen Bürgers 
lichen Gesetzbuch. Ein Lehrbuch für Lernende. 2 Bände. 1904. gebd. 22.—. 

v. d. Mosel, Kurt, Geheimer Rat, bandwörterbuch des sächsischen Verwaltungsrechts. 
12. Aufl. 1912. In Halbfranz gebd. 30.— (in Umtausch gegen eine 
frühere Auflage 25.95 z38 

Naundorff, Dr. jur. E., Oberverwaltungsgerichtsrat, Einführung in die wich¬ 
tigsten Verfassungs= und Verwaltungsgesetze des Deutschen Reichs und des 
Königreichs Jachsen. 1904. gebb. 1 

Oertel, Dr. jur. W., Regierungsrat, Das Perfonenfandsreht in Furzer füfter 
matischer Dorstllung. 1904 ’ l 1.0. 

Pörschel, Oskar, Gerichtssekretär in Meißen, Der Gerichtsschreiber bei den 
sächsischen Amtsgerichten. 4. Aufl. 1911. Geh. 20.— in Halbfranz gebd. 23.—. 
(In Umtausch gegen eine frühere Auflage 5 Mark billiger.) 

Pörschel, Oskar, Gerichtssekretär in Meißen, Der sächsische Gerichtsvollzieher. 

Ein Handbuch für den Gerichtsvollzieher, ein Lehrbuch zur Vorbereitung 
für den Gerichtsvollzieherdienst. 1904. gebb. 7..—. 

Rechtsgrundsätze des #gl. Sächs. Oberverwaltungsgerichts. Bearbeitet 
von Dr. panl Wachler, alien, und Dr. E. Naundorf, Ober¬ 
verwaltungsgerichtsrat. Band I—III (1902—1910). gebb. 16.—. 

Neuß, H., Kgl. Bayr. Bezirksamtmann, Der Rechtsschutz der Geisteskranker. 
888. (M. 9.—.) Erm. Prlis 

Schanze, Professor Dr. O Recht der Erfindungen und der Muster. 
1899. ner “ Das 1116.—. 

.—. 

cchelcher, Dr. W., Geh. Rat, Einführung in das neue sächfische Waſerrecht 

Vorträge über das Bürgerliche Gesetzbuch. 19001 10.—. 

Balder, Dr. Karl, Gefdichte der Nationalökonomie und des Zozialisımns. 5. zuf. 

Waldow, E., Geh. Baurat, Handwörterbuch des Hochbauwesens im Königreich 
Sachsen. 2. Aufl. 1902. gebbo. 14140.—. 

Wie studiert man Rechtswissenschaft! Mit einer Übersicht über die Bestim¬ 
mungen zur ten juristischen Doktorwürde. Von einem prak¬ 

tischen Juristen. 7. Aufl. 19117 > ·1.—. 

Pie erlangt man die jnriftiiche Doftorwürde In der Schweizr Bon 
Kurt Köhler. 106. u. 1.—. 

Wie ſtudiert man Nationalökonomie! Von Dr. A. Leinitz. 2. Aufl., be¬ 
arbeitet von Dr. Herbert E. Hirschberg. 1911. 12 

Wollenzien, I., Gerichtskassenrendant, und W. Jacobeit, Oberlandesgerichts¬ 
selchtr, Die gerichtliche Salkulatur in Preußen. 2. Aufl. 1907. In 
Halbfranz. gebd... 0 2 ee ne rn . 127 
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Robzberg'sche Verlagsbuchhandlung, Arthur Rotderg, Leipzig. 

Warneyers 

Jahrbuch der Entscheidungen. 
. - Unter Wim von A. Zivil:, Handels: und Prozekredt. Umeagertnötrfung DOR 

un Magdeburg, Amtsgerichter#al Dr. Arause in Dresden und Landrichter Nollner in 
Gnesen herausgegeben von Dr. Otto Warneyer, Amtsgerichtsrat in Dresden. 11. Jahrg., 
enthaltend die Literatur und Rechtsprechung des Jahres 1912. gebd. 10 M. — Jal. 1—10 
(1900—1911) und Hauptregister gebd. start 107 M. für 81 M. 

B. Strafrecht und Strafproz Unter Mitwirkung von Amtsrichter 
. Praun in Frauenstein bearb. von 

Georg Biojenmuiler, Amtsgeriayrerat in Dresoen. 7. Jahrg., enthaltend die Literatur 
und Rechtsprechung des Jahres 1912. gebd. 6 M. — Jahrg. 1—6 (1906—1911) und 
Hauptregister gebd. statt 48 M. für 36 M. 

Warneyers Jahrbuch ist so verbreitet und seine Vorzüge sind so bekannt, daß 
es keiner Empfehlung mehr bedarf; es erweist sich immer mehr als unentbehr¬ 
liches Handbuch für den täglichen Gebrauch jedes Juristen. 

Als Ergänzung zum Jahrbuch 4# erscheint seit 1908: 

Die Rechtsprechung des Reichsgerichts 
auf dem Gebiete des Zivilrechts. 

Preis des Jahrgangs 10 M. (Jahrg. 1—5 geb. statt 53 M. für 43 M.). 

Die Sammlung erscheint in monatlichen Heften und bringt alle wichtigen Arteile 
des Neichsgerichts- soweit sie nicht zum Abdrucke in der offiziellen Lammlung 
bestimmt sind, tunfihfl Bafd nah ifrer Ausfertigung. Der Leser wird dadurch in 
den Stand gelegt, sich fortlaufend über die neueste Rechtsprechung des Neichsgericht¬ 
durch Einsicht in den Griginalwortlaut der Entscheidungen zu unterrichten. 

  

— 

Soeben erschien vollständig in zwei Bänden: 

"%„ 

handwürterbuchder preuhischen Verwaltung 
herausgegeben von 

Dr. von Bitter | 
Wirklichem Geheimem Rate, Wräsidenten des Kgl. Preuß. Oberverwaltungsgerichts. 

Zweite Auflage. 
Zwei Bände (Umfang 2210 Seiten) M. 55.—, in Halbfranz gebd. 60.— 

in Umtausch gegen die 1. Auflage M. 44.—, gebd. M. 48.— 
(Auf Wunsch gegen monatliche Ratenzahlungen.) 

Das vortreffliche Werk hat sich schon in der 1. Auflage in der Prazis glänzend Be- 
währt, es ist von den zahlreichen Besitzern mit größtem Vorteile benutzt worden und 
hat oft ein gewichtiges Sort in der Rechtsprechung geredet. “Die Kunde von dein Erfcheinen 
einer neuen Auflage tft Daher tn der ganzen preußifchen Verwaltung und weit darüber 
hinaus mit großem Beifall aufgenommen worden, AUbgefehen von den Durd) die Ent- 
wicklung der Gesetzgebung und die Fortschritte der Verwaltung bedingten Ergänzungen 
Sar eine Vervollständigung und Vertiekung zahlreicher Artikel stattgefunden; auch ist die 

ndikatur in weiterem YAmfange berücijichtigt und Die Literatur eingefügt worden. — 
Ausführliche Prospekte unentgeltlich; auch kann jede beffere Buchhandlung das Wert 
zur Ansicht vorlegen. 
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Roßberg'sche Buchdruckeret, Veipzta.


